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1  Einleitung 

Die Umstellung der Energieversorgung auf Erneuerbare Energien ist ein wesentliches 

Element zur Erreichung der Pariser Klimaschutzziele. Erneuerbare Energien tragen 

darüber hinaus zur Reduktion lokaler Umweltbelastungen, zur Schonung erschöpfba-

rer Ressourcen und zur Energieversorgungssicherheit bei. Außerdem bietet ihr ver-

stärkter Ausbau Chancen für zukunftsorientierte Wachstumsmärkte und die Schaffung 

bzw. Sicherung von Arbeitsplätzen. Nach wie vor hängt die Ausbaugeschwindigkeit 

Erneuerbarer Energien jedoch stark vom politischen Willen und Engagement auf allen 

Ebenen ab. Neben der Europäischen Gemeinschaft und der Bundesregierung verfolgen 

Bundesländer und Kommunen unterschiedliche Ziele zum Ausbau Erneuerbarer Ener-

gien und beeinflussen die Entwicklung maßgeblich durch eigene Fördermaßnahmen 

und die Gestaltung von rechtlichen und administrativen Rahmenbedingungen. Vor 

diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie erfolgreich einzelne Bundesländer in 

diesem Prozess bisher waren und wie sie ihre Erfolgschancen künftig noch verbessern 

könnten. 

Bisherige Studien zum Bundesländervergleich (2008, 2010, 2012, 2014, 2017) 

Die Agentur für Erneuerbare Energien e.V. (AEE) hat erstmals im Jahr 2008 das Deut-

sche Institut für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) und das Zentrum für Sonnenener-

gie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) mit einer “Bundesländer-

Vergleichsstudie mit Best-Practice-Analyse“ beauftragt. Im Rahmen dieser Studie wur-

de zunächst ein Indikatorensystem für ein Bundesländerranking im Bereich Erneuer-

barer Energien erstellt. Hiermit wurden dann die führenden Bundesländer identifi-

ziert.  

In der hierauf aufbauenden Bundesländer-Vergleichsstudie 2010 wurden die verglei-

chenden Analysen der Bundesländer im Bereich Erneuerbarer Energien aktualisiert, 

weiterentwickelt und vertieft. Die bisherigen Erfahrungen wurden genutzt, um die 

Auswahl, Definition und Darstellung der Indikatoren zu verbessern und damit die 

Aussagekraft des Rankings zu erhöhen. Im Vergleich zur ersten Studie wurde insbe-

sondere die Analyse von Best Practices auf Länderebene stärker fundiert. Dabei wur-
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den die Erfolgsfaktoren klarer herausgearbeitet und konkretere Schlussfolgerungen für 

die Landespolitik ermöglicht. Im Jahr 2012 wurde der Bundesländervergleich Erneuer-

barer Energien erneut durchgeführt und aktualisiert. Im Bundesländervergleich 2014 

wurden erstmals explizit Aspekte der Systemintegration Erneuerbarer Energien in das 

Indikatorensystem einbezogen, da diese vor dem Hintergrund stark wachsender Antei-

le Erneuerbarer Energien im Stromsektor zunehmende Bedeutung für das Gelingen der 

Energiewende erlangen. Im Jahr 2017 wurden darüber hinaus u.a. Indikatoren zu PV-

Speichern und Elektro-Pkw einbezogen, während aus Gründen der Datenverfügbarkeit 

auf Indikatoren zur Akzeptanz Erneuerbarer Energien und des Netzausbaus sowie zu 

Ökostromkunden verzichtet werden musste. Methodik und Ergebnisse wurden wiede-

rum in einer öffentlichen Tagung diskutiert. 

Bundesländer-Vergleichsstudie 2019 

Die vorliegende Bundesländer-Vergleichsstudie 2019 baut auf den Vorgängerstudien 

auf. Wie in den früheren Studien werden neben energie- und umweltpolitischen As-

pekten der Nutzung Erneuerbarer Energien in den Bundesländern auch technologie- 

und industriepolitische Aspekte der Branche einbezogen. Dabei werden jeweils sowohl 

politische Ziele und Anstrengungen als auch bisher beobachtbare Erfolge im Indika-

torensystem erfasst. Das Ziel der aktuellen Studie besteht vor allem darin, die verglei-

chenden Analysen der Bundesländer im Bereich Erneuerbarer Energien zu aktualisie-

ren, wobei eine weitgehende Vergleichbarkeit mit den Ergebnissen der Bundesländer-

Vergleichsstudie 2017 angestrebt wird. Darüber hinaus wird das Indikatorensystem in 

der aktuellen Studie auch in Abhängigkeit der Datenverfügbarkeit angepasst und vor 

allem hinsichtlich der Bereiche Wärme und Verkehr erweitert.  

Mit dem Vorhaben soll die Transparenz über den Stand und die Entwicklung Erneuer-

barer Energien in der regionalen Struktur nach Bundesländern erhöht werden. Es dient 

zugleich der Politikberatung im Hinblick auf die Verbesserung der Rahmenbedingun-

gen für den Ausbau Erneuerbarer Energien in den Bundesländern. Hauptadressaten 

sind insofern die Entscheidungsträger in den Bundesländern. Berührt werden damit 

zugleich aber auch politische Abstimmungsfragen auf Bundes- und Kommunalebene. 

Darüber hinaus richtet sich die Studie auch an die energiewirtschaftliche Fachwelt 

sowie an die Öffentlichkeit.  
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Die vorliegende Studie wurde von Februar bis November 2019 in Kooperation des 

Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin) mit dem Zentrum für Son-

nenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW) und der Agentur 

für Erneuerbare Energien (AEE) durchgeführt. Die Datenerfassung wurde im Wesent-

lichen Ende Juli 2019 abgeschlossen. Zu den Informationsgrundlagen haben dankens-

werterweise die zuständigen Landesministerien sowie zahlreiche Vertreter von Fach-

verbänden Erneuerbarer Energien auf Bundes- und Länderebene sowie von Industrie- 

und Handelskammern im Rahmen von Befragungen wesentlich beigetragen.  

In Kapitel 2 werden zunächst konzeptionelle und methodische Aspekte der Indika-

torenanalyse sowie Fragen der Datenverfügbarkeit erläutert. Kapitel 3 enthält eine 

vollständige Darstellung der ermittelten Einzelindikatoren im Ländervergleich. Auf 

dieser Basis werden in Kapitel 4 die Einzelindikatoren zu Gruppenindikatoren und zu 

einem Gesamtindikator für ein übergreifendes Ranking der Bundesländer im Bereich 

Erneuerbare Energien zusammengefasst. Eine Analyse nach Bundesländern im Hin-

blick auf Best Practice erfolgt in Kapitel 5. Kapitel 6 enthält eine kurze Zusammenfas-

sung der Ergebnisse. Weitere Details werden im Anhang dokumentiert.  
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2 Konzept, Methoden und Datenbasis 

2.1 Methodische Grundlagen von Indikatorenvergleichen 

Ein Vergleich der Bundesländer hinsichtlich der Erfolgsfaktoren im Bereich Erneuerba-

rer Energien kann nicht unmittelbar anhand einer einzigen statistischen Kennziffer 

erfolgen. Vielmehr ist eine mehrdimensionale Betrachtung erforderlich, bei der unter-

schiedliche Aspekte der bisherigen Anstrengungen und Erfolge zu berücksichtigen 

sind. Für solche Fragestellungen werden üblicherweise – insbesondere für internatio-

nale Vergleiche – Indikatorensysteme verwendet, die einen strukturierten Vergleich 

ermöglichen. Beispiele hierfür sind Indikatoren der nachhaltigen Entwicklung, Umwel-

tindikatoren, Sozialindikatoren, Indikatoren der Wettbewerbsfähigkeit und Innovati-

onsindikatoren.  

Mit Hilfe von Indikatorensystemen können Erfolgsfaktoren in einem Politikfeld syste-

matisch – quantitativ oder qualitativ – insbesondere im Quervergleich dargestellt wer-

den. Dabei handelt es sich um deskriptive Analysen von Entwicklungen oder relativen 

Kennziffern, die für sich genommen keinen Anspruch auf kausale Erklärungen erhe-

ben. Indikatoren können aber dazu beitragen, dass die Informationsgrundlagen für 

weitergehende Kausalanalysen verbessert werden. In diesem Sinne können sie auch ein 

wesentlicher Baustein für die Politikbewertung und die Politikberatung sein. 

Einzelne Indikatoren liefern vergleichbare Informationen über Teilaspekte, sie erlau-

ben aber noch keine zusammenfassende Gesamtbewertung. Insbesondere wenn zahl-

reiche Teilaspekte eines Politikfeldes beschrieben werden sollen, besteht oftmals der 

Wunsch, die Informationen eines Indikatorensystems zu Gruppenindikatoren oder zu 

einem Gesamtindikator zusammenzufassen (zu aggregieren). Man spricht dann von 

zusammengesetzten Indikatoren (composite indicators).1 Solche Indikatoren werden 

beispielsweise häufig bei internationalen Analysen für ein Benchmarking von Ländern 

                                                                        

1 Vgl. zum Folgenden insbesondere die Prinzipien für zusammengesetzte Indikatoren nach OECD, JRC/EC (2008). 
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verwendet und finden in der Öffentlichkeit in der Regel größere Aufmerksamkeit als 

detaillierte Einzelergebnisse.2 

Zu den Vorteilen zusammengesetzter Indikatoren zählt insbesondere die Möglichkeit, 

komplexe, mehrdimensionale Aspekte für Entscheidungsträger zusammenzufassen. Sie 

sind leichter vermittelbar als eine Reihe von Einzelindikatoren und ermöglichen ein 

einfaches Ranking beispielsweise von Ländern. Mögliche Nachteile zusammengesetz-

ter Indikatoren können insbesondere dann auftreten, wenn sie schlecht konstruiert 

bzw. unangemessen verwendet werden. Problematisch können zusammengefasste 

Indikatoren auch dann sein, wenn wichtige, aber schwierig messbare Aspekte nicht 

ausreichend berücksichtigt werden. Hieraus ergeben sich insbesondere Anforderungen 

an ein möglichst klares Konzept und eine ausreichende Transparenz der Indikatoren-

auswahl und Indikatorendefinition sowie der Aggregationsverfahren und Gewichtun-

gen. Die Robustheit der Ergebnisse sollte zudem durch Sensitivitätsrechnungen über-

prüft werden. 

Aus methodischer Sicht sollten die folgenden Prinzipien für zusammengesetzte Indi-

katoren beachtet werden (vgl. OECD, JRC/EC 2008), die auch dieser Untersuchung 

zugrunde liegen: 

• Die Fragestellung und das theoretische Konzept sollen klar definiert werden. 

Dabei kann das Gesamtkonzept in (Unter-)Gruppen unterteilt werden. Die 

Auswahlkriterien für Einzelindikatoren sollen deutlich werden, u.a. mit Blick 

darauf, ob jeweils Input- oder Outputfaktoren abgebildet werden.  

• Die Auswahl der Indikatoren soll anhand ihrer Relevanz, Zuverlässigkeit, Ak-

tualität und Datenverfügbarkeit erfolgen. Neben „weichen“ Daten z.B. aus Be-

fragungen sollen möglichst „harte“ Daten aus Statistiken verwendet werden. Zur 

Vergleichbarkeit von Angaben für Länder, die unterschiedlich groß oder unter-

schiedlich stark mit Ressourcen ausgestattet sind, sollten geeignete Bezugsgrö-

ßen verwendet werden.  

                                                                        

2 Ähnliches gilt auch für betriebswirtschaftliche Anwendungen von Indikatoren für ein Benchmarking z.B. zwischen 
Unternehmen. Unter einem Benchmarking versteht man allgemein eine vergleichende Analyse mit Hilfe von 
Referenzwerten. 
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• Die einbezogenen Variablen sollten möglichst aussagekräftig und unabhängig 

voneinander sein (unkorreliert).  

• Die verwendeten Datensätze sollten möglichst vollständig sein, da fehlende Da-

ten die Ergebnisse verzerren können. Datenlücken und deren Behebung sollen 

transparent dargestellt werden.  

• Da die einzelnen Indikatoren in unterschiedlichen Einheiten ausgedrückt sind, 

müssen sie in der Regel normiert werden, bevor man sie zusammenfasst. Hierzu 

können Rangskalierungen auf der Ebene der Einzel- bzw. Gruppenindikatoren 

vorgenommen werden, wodurch allerdings Informationen über die jeweiligen 

Abstände zwischen den Ländern verloren gehen. Stattdessen kann man die Va-

riablen durch eine Umskalierung z.B. auf einen Wertebereich zwischen 0 und 1 

normieren. Dieses Verfahren wird in der vorliegenden Studie angewandt. 

• Die Gewichtung von Indikatoren kann auf statistischen Daten oder Expertenur-

teilen beruhen. Die Gewichte spiegeln letztlich Werturteile über die relative 

Bedeutung von Einzelkomponenten des Indikatorensystems wider. Dies gilt 

auch dann, wenn keine expliziten Gewichte auf Indikatoren angewendet wer-

den (Gleichgewichtung), da durch die Indikatorenauswahl und deren Gruppen-

zuordnung implizit eine „Übergewichtung“ oder „Untergewichtung“ von Teilas-

pekten erfolgen kann (insbesondere bei korrelierten Variablen). Die Gewich-

tungen sollten generell möglichst frei von subjektiven Bewertungen des Analy-

tikers sein, die Datenqualität bzw. -verlässlichkeit einbeziehen und transparent 

dargestellt werden. 

• Die einfachste und am häufigsten verwendete Methode zur Aggregierung von 

Indikatoren, die auch in dieser Analyse verwendet wird, besteht in einem linea-

ren Ansatz, bei dem die Indikatoren mit Gewichten multipliziert und dann ad-

diert werden.3 Dabei ist zu beachten, dass ein solches Verfahren eine vollständi-

ge Substituierbarkeit von Indikatoren untereinander mit konstanten Trade-off-

Koeffizienten impliziert, d.h. dass eine relativ schlechte Bewertung bei einem 
                                                                        

3 Alternative Methoden bestehen in einer geometrischen Aggregierung oder einem multikriteriellen Ansatz, die hier nicht 
weiter betrachtet werden.  
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Kriterium vollständig durch eine relativ gute Bewertung bei einem anderen Kri-

terium kompensiert werden kann.  

• Die Robustheit zusammengesetzter Indikatoren kann durch Sensitivitätsrech-

nungen überprüft werden, insbesondere hinsichtlich der Gewichtung der Indi-

katoren.  

2.2 Allgemeines Konzept des Ländervergleichs im Bereich Erneuerbare Energien 

Das allgemeine Konzept des Ländervergleichs zielt darauf ab, die Anstrengungen bzw. 

das politische Engagement und den Erfolg bei der Nutzung Erneuerbarer Energien sowie 

beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel in den Bundesländern vergleichend 

zu bewerten. Aus dieser generellen Formulierung der Fragestellung ist das in der Ta-

belle 1 dargestellte Konzept des Indikatorsystems abgeleitet worden. Dieses Konzept 

bildet den übergreifenden Analyserahmen des Ländervergleichs und definiert zugleich 

vier Indikatorengruppen, die für das Ranking zugrunde gelegt werden. 

 

Tabelle 1: 
Konzept des Indikatorensystems mit vier Indikatorengruppen 

 Nutzung  
Erneuerbarer Energien  

(Bereich A) 

Technologischer und  
wirtschaftlicher Wandel  

(Bereich B) 

Input-Indikatoren 1A: Input - Nutzung 1B: Input - Wandel 
(Bereich 1) Gewichtung 30 % Gewichtung 10 % 
  Anstrengungen 16 Indikatoren 7 Indikatoren 
  (Ziele und  (Energieprogrammatische Ziele,  (Forschung und Entwicklung, 
  Maßnahmen) Maßnahmen, Hemmnisse, Bildung, Ansiedlungsstrategie, 

 Politikbewertung) E-Mobilität) 

Output-Indikatoren 2A: Output - Nutzung 2B: Output - Wandel 
(Bereich 2) Gewichtung 40 % Gewichtung 20 % 
  Erfolge  27 Indikatoren 11 Indikatoren 
  (Zustand und  (Anteile Erneuerbarer Energien, (Unternehmen, Beschäftigte, 
  Entwicklung) Nutzung bez. auf Potenziale, Umsatz, Infrastruktur, 

 Ausbautempo, CO2-Emissionen) Patente) 

 

In den Spalten sind die beiden Zieldimensionen unterschieden: A) Nutzung Erneuer-

barer Energien (EE) hinsichtlich ihres Beitrags zur Energieversorgung in den Bundes-

ländern und B) Technologischer und wirtschaftlicher Wandel im Sinne eines Struk-
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turwandels der Produktion und der Beschäftigung durch Auf- und Ausbau von EE-

Branchen sowie in Hinblick auf ausgewählte Infrastruktur.  

In den Zeilen werden Input-Indikatoren und Output-Indikatoren unterschieden. In-

put-Indikatoren beschreiben hier jeweils die Anstrengungen der Landesakteure (Ziele 

und Maßnahmen), während Output-Indikatoren den sichtbaren Erfolg messen sollen 

(Zustand und Entwicklung).  

Aus der Kombination der Spalten und Zeilen ergeben sich in der Tabelle vier Felder, 

die für die Definition von vier Indikatorengruppen zugrunde gelegt werden:  

• Gruppe 1A: Die Input-Indikatoren zum Bereich Nutzung Erneuerbarer Energien 

beziehen sich auf die politischen Anstrengungen der Landesregierungen für ei-

nen verstärkten Ausbau Erneuerbarer Energien in ihrem Gebiet. Hierbei werden 

insbesondere Ziele und Maßnahmen der Bundesländer sowie bestehende 

Hemmnisse und Bewertungen der Landespolitik durch Verbände erfasst. 

• Gruppe 2A: Die Output-Indikatoren zum Bereich der Nutzung Erneuerbarer 

Energien beziehen sich auf die erreichten Erfolge beim Ausbau Erneuerbarer 

Energien in den Bundesländern, wobei allgemeine und technik- bzw. sparten-

bezogene Indikatoren unterschieden werden. Die allgemeinen Output-

Indikatoren zur Nutzung Erneuerbarer Energien erfassen den bisherigen Ge-

samtbeitrag aller EE-Sparten am Primärenergieverbrauch, am Endenergiever-

brauch (ohne Strom und Fernwärme) sowie an der Strom- und an der Fern-

wärmeerzeugung bzw. am Stromverbrauch und die Veränderung dieser Anteile 

in den letzten Jahren. Die spartenbezogenen Indikatoren messen dagegen die 

Nutzung von Windkraft4, Wasserkraft, Photovoltaik, Bioenergie, Solarthermie 

sowie Erd- und Umweltwärme in Bezug auf Potenziale (bzw. eine vereinfachte, 

approximative Potenzialleitgröße) und die Dynamik des Ausbaus der jeweiligen 

Anlagenkapazitäten. Darüber hinaus werden die energiebedingten CO2-

Emissionen betrachtet. 

                                                                        

4 In der Vergleichsstudie wird ausschließlich die Windkraftnutzung an Land betrachtet. 
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• Gruppe 1B: Die Input-Indikatoren zum Bereich des technologischen und wirt-

schaftlichen Wandels beziehen sich auf die politischen Anstrengungen der 

Bundesländer für einen verstärkten technischen Fortschritt und wirtschaftli-

chen Strukturwandel zu Gunsten Erneuerbarer Energien. Hierbei werden insbe-

sondere Maßnahmen der Bundesländer in den Bereichen Forschung, Bildung 

und Ansiedlung von Unternehmen erfasst. Hinzu kommt ein Indikator zur För-

derung der Elektromobilität als Baustein der EE-Systemintegration bzw. Sekto-

renkopplung. 

• Gruppe 2B: Die Output-Indikatoren zum Bereich des technologischen und wirt-

schaftlichen Wandels umfassen die im Bereich Erneuerbarer Energien tätigen 

Unternehmen, Beschäftigte, Umsätze, den Aufbau ausgewählter Infrastruktur-

einrichtungen, die teilweise auch der EE-Systemintegration und der Sektoren-

kopplung dienen, sowie einschlägige Patentanmeldungen.  

Auf der Grundlage des in Tabelle 1 dargestellten Konzeptes werden für die vier Grup-

pen jeweils geeignete Indikatoren definiert, die für eine Best-Practice-Bewertung im 

Bereich Erneuerbarer Energien relevant sind und für die ausreichend belastbare Daten 

zur Verfügung stehen bzw. ermittelt werden können.  

Die einbezogenen Indikatoren werden auf zwei Stufen zusammengefasst, wobei jeweils 

Gewichtungen vorgenommen werden: a) Gewichtung der Indikatoren innerhalb der 

einzelnen Gruppen zur Ermittlung von Gruppenindikatoren und b) Gewichtung der 

Gruppenindikatoren zur Ermittlung eines Gesamtindikators (bzw. zusammengefassten 

Indikatoren für die Bereiche A und B).  

Ohne eine explizite Gewichtung der Gruppen würde jeder Gruppenindikator implizit 

mit demselben Wert von 25 % gewichtet. Dabei würden zum einen Input- und Out-

putindikatoren und zum anderen die Themenbereiche A und B gleich stark gewichtet. 

Von einem solchen Ansatz wird gemäß Tabelle 1 abgewichen, weil die Output-

indikatoren jeweils härtere, quantitative Fakten widerspiegeln als die eher qualitativen 

Inputindikatoren und weil die Verfügbarkeit belastbarer Daten zum Bereich A) Nut-

zung Erneuerbarer Energien bisher deutlich besser ist als zum Bereich B) Technologi-

scher und wirtschaftlicher Wandel. Dementsprechend wird hier (wie in den Vorgän-
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gerstudien) eine Gewichtung der Gruppen 1A:2A:1B:2B im Verhältnis 30:40:10:20 ver-

wendet. 

2.3 Verfügbare Daten für den Ländervergleich 

Nach Bundesländern untergliederte statistische Informationen sind generell weniger 

gut verfügbar als entsprechende Angaben auf Bundesebene. Außerdem liegen Länder-

daten in der Regel nur mit größerer Verzögerung vor. Zum Teil sind (selbst auf Bun-

desebene) Schätzungen erforderlich, sofern keine geeigneten Daten aus amtlichen 

Statistiken oder Verbandsstatistiken vorliegen - entweder weil sie nicht erfasst werden 

oder weil sie etwa aus Datenschutzgründen nicht veröffentlicht werden.  

Hinsichtlich der Verfügbarkeit von Energieverbrauchsdaten ist zu beachten, dass sich 

alle Angaben der Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen (AGEB) auf die Bundesebene 

beschränken. Dies gilt grundsätzlich auch für die Daten der Arbeitsgruppe Erneuerba-

re Energien - Statistik (AGEE-Stat) und die entsprechenden Angaben des BMWi (bzw. 

bis 2013 des früheren BMU) zur Nutzung Erneuerbarer Energien. Der Länderarbeits-

kreis Energiebilanzen (LAK) erfasst Erneuerbare Energien auf Bundesländerebene 

recht detailliert, die Daten werden aber erst relativ spät (nach zwei bis drei Jahren) 

veröffentlicht. Dabei ist zu beachten, dass einzelne Bundesländer ihre Daten unter-

schiedlich schnell zuliefern. Für einzelne Sparten werden jeweils spezielle Datenquel-

len verwendet, wobei die Datenlage im Strombereich im Allgemeinen besser ist als im 

Wärmebereich. Fundierte Potenzialangaben liegen nur vereinzelt vor. Deshalb werden 

als Bezugsgrößen zum Teil Potenzial-Leitgrößen verwendet, wie z.B. Wald- oder 

Wohnflächen.  

Die Datenverfügbarkeit zu industrie- und technologiepolitischen Fragen Erneuerbarer 

Energien ist bisher noch recht unbefriedigend. Da die EE-Branche in der amtlichen 

Statistik nicht als Wirtschaftszweig abgebildet ist, muss auf spezielle Daten oder Stu-

dien zurückgegriffen werden.  

Die Informationen der einzelnen Bundesländer zur EE-Nutzung und zur EE-Branche 

sind unterschiedlich gegliedert und insofern nicht unmittelbar miteinander vergleich-

bar. Programmatik, Ziele und Maßnahmen werden in den Veröffentlichungen der 

Bundesländer unterschiedlich konkret dargestellt. Quantitative Angaben zu politi-
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schen Maßnahmen liegen nur zu Teilfragen wie der Forschungsförderung vor (auf 

Basis von Umfragen des Projektträgers Jülich, PtJ). Zur Wirtschaftsförderung liegen 

hingegen häufig nur fragmentarische Informationen vor. 

Angesichts dieser Ausgangslage wurden für diese Studie unterschiedliche Datenquel-

len nutzbar gemacht. Dabei wird wie in den Vorgängerstudien keine vollständige sta-

tistische Abbildung des Bereichs Erneuerbarer Energien angestrebt, sondern eine Be-

schreibung anhand von differenzierten Indikatoren, die für einen Vergleich von Bun-

desländern aussagekräftig sind. Durch die Vielfalt der Indikatoren wird sichergestellt, 

dass die relevanten Aspekte fundiert in der Analyse berücksichtigt werden. In einigen 

Bereichen wurden hierfür Datenlücken durch weitere Recherchen und Expertenschät-

zungen gefüllt.  

Neben statistischen Daten der amtlichen Statistik, von Instituten oder Verbänden sind 

folgende Datenquellen dieser Untersuchung hervorzuheben, die im Wesentlichen im 

ersten Halbjahr 2019 erhoben wurden: 

• eine schriftliche Befragung der zuständigen Länderministerien zu allen Themen 

des Bundesländervergleichs, 

• eine schriftliche Befragung von regionalen bzw. bundesweiten Fachverbänden 

Erneuerbarer Energien zur Bewertung von länderspezifischen Bedingungen für 

die Nutzung Erneuerbarer Energien,  

• eine schriftliche Befragung von Vertretern der regionalen Industrie- und Han-

delskammern, 

• eigene qualitative Auswertungen und Punktebewertungen, insbesondere von 

energie- und umweltpolitischen Programmen und Maßnahmen. 

Die Basisdaten und die Ergebnisse der qualitativen Auswertungen wurden durchgängig 

quantitativ aufbereitet und vergleichend analysiert. Alle Indikatoren sind in ihren je-

weiligen Einheiten sowie in ihren normierten Versionen umfangreich dokumentiert 

(vgl. Kapitel 3 und Anhang). 



DIW Berlin: Politikberatung kompakt 145 
2 Konzept, Methoden und Datenbasis 

 12 

2.4 Auswahl und Gewichtung von Indikatoren 

Die für die vier Gruppen ausgewählten und in die weiteren Berechnungen einbezoge-

nen Einzelindikatoren sind in Tabelle 2 bis Tabelle 5 dargestellt. Es sind jeweils auch 

die Faktoren angegeben, mit denen die einzelnen Indikatoren sowie die Untergruppen 

innerhalb der jeweiligen Gruppe gewichtet werden.  

 

Tabelle 2: 
Indikatoren und Gewichte in der Gruppe 1A: Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien  

Nr. Untergruppen Indikatoren
1 Ziele Energiepolitische Programmatik 0,1667 0,3333
2 Ziele für Erneuerbare Energien 0,1667
3 Maßnahmen Landesenergieagenturen 0,0303 0,3333
4 Energieberichte und -statistiken 0,0303
5 Informationen über Nutzungsmöglichkeiten EE 0,0303
6 Programme zur Förderung EE 0,0455
7 Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, EE-Anlagen) 0,0303
8 Akzeptanz EE 0,0303
9 Anstrengungen zur Systemintegration 0,0455

10 Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) 0,0455
11 Hemmnisvermeidung 0,0455
12 Bewertung Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE 0,0667 0,3333
13 Bewertung der Landespolitik zur Windenergie 0,0667
14 Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie 0,0667
15 Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie 0,0667
16 Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme 0,0667

Summe der Gewichte 1,0000 1,0000

Gewichte

 

 

Innerhalb der Gruppe 1A (Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien) werden 

drei Untergruppen gebildet, die gleich stark gewichtet werden: Ziele, Maßnahmen und 

Bewertungen der Landesenergiepolitik (Tabelle 2). Innerhalb der Untergruppen erfolgt 

grundsätzlich wiederum eine Gleichgewichtung, wobei allerdings Förderprogramme, 

Anstrengungen zur Systemintegration, spezielle Maßnahmen im Wärmebereich und 

Hemmnisvermeidung aufgrund ihrer besonderen Bedeutung stärker gewichtet werden.  
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Tabelle 3: 
Indikatoren und Gewichte in der Gruppe 2A: Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien  

Nr. Untergruppen Indikatoren
1 Allgemein Primärenergieverbrauch (PEV) EE 2016 / PEV gesamt 2016 0,0750 0,1500 0,3000
2 Zunahme PEV EE / PEV gesamt 2013-2016 0,0750
3 Endenergieverbrauch (EEV) EE 2016 / EEV gesamt ohne Strom und Fernwärme 2016 0,0566 0,1133
4 Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 0,0566
5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017 0,0075 0,0302
6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 0,0075
7 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017 0,0075
8 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 0,0075
9 Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 0,0033 0,0066

10 Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 0,0033
11 Windkraft Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial 0,0825 0,1650 0,6500
12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 0,0825
13 Wasserkraft Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial 0,0088 0,0176
14 Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018 0,0088
15 Photovoltaik Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial 0,0476 0,0952
16 Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018 0,0476
17 Bio (Strom) Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche 0,0135 0,0338
18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018 0,0135
19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 0,0068
20 Bio (Wärme) Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche 0,0352 0,1410
21 Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 0,0352
22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-2018 / Waldfläche 0,0705
23 Solarwärme Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen 0,0352 0,0705
24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 0,0352
25 Wärmepumpe Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche 0,1269 0,1269
26 CO2 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 0,0250 0,0500 0,0500
27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 0,0250

Summe der Gewichte 1,0000 1,0000 1,0000

Gewichte

 

 

Die Gewichtungen in der Gruppe 2A (Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien) 

ergeben sich aus einem mehrstufigen Ansatz. Auf der ersten Stufe werden die allge-

meinen, spartenübergreifenden Indikatoren mit insgesamt 0,30 und die spartenspezifi-

schen Indikatoren mit 0,65 gewichtet, da letztere grundsätzlich die jeweiligen Nut-

zungspotenziale berücksichtigen und aktueller sind. Zudem werden Indikatoren zu 

CO2-Emissionen mit einem Gewicht von 0,05 berücksichtigt (Tabelle 3). 

Innerhalb der allgemeinen, spartenübergreifenden Indikatoren entfällt die eine Hälfte 

der Gewichtung auf den Primärenergieverbrauch und die andere Hälfte auf den End-

energieverbrauch (ohne Strom und Fernwärme), die Stromerzeugung und die Fern-

wärmeerzeugung. Die weitere Gewichtung der letztgenannten Untergruppen erfolgt 

hier anhand der Struktur des Endenergieverbrauchs (AGEB 2018). Innerhalb der Un-

tergruppen werden jeweils ein statischer Indikator (für ein Jahr) und ein dynamischer 

Indikator (für die Veränderung in einem längeren Zeitraum) einbezogen, die gleich 

stark gewichtet werden. Nach diesem Ansatz ergibt sich z.B. der Gewichtungsfaktor für 

den Indikator „Anteil am Primärenergieverbrauch“ (Indikator 2A-1) aus 0,30 * 0,5 * 0,5 
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= 0,075. Unter Berücksichtigung des Gruppengewichts von 0,4 wird dieser Indikator 

somit im Gesamtindikator mit dem Faktor 0,03 gewichtet.  

Innerhalb der speziellen, spartenbezogenen Erfolgs-Indikatoren orientiert sich die 

Gewichtung der einzelnen Sparten (Untergruppen Windkraft usw.) an ihren Anteilen 

an der Strom- und Wärmebereitstellung aus Erneuerbaren Energien in Szenarien der 

künftigen Energieversorgung in Deutschland. Wie bereits in der Vorgängerstudie wur-

den hierfür zusammenfasssende Szenarien der Agentur für Erneuerbare Energien für 

eine vollständige regenerative Versorgung mit Strom und Wärme (AEE 2015, 2016) 

zugrundegelegt.5 Innerhalb der Untergruppen werden die statischen und dynamischen 

Indikatoren grundsätzlich gleich stark gewichtet.6  

Die beiden Indikatoren zur CO2-Intensität des Primärenergieverbrauchs werden in-

nerhalb der Indikatorengruppe 2A jeweils mit 0,025 gewichtet. 

 

Tabelle 4: 
Indikatoren und Gewichte in der Gruppe 1B: Anstrengungen zum technologischen und wirtschaftlichen 
Wandel  

Nr. Untergruppen Indikatoren
1 Forschung Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017) 0,3333 0,5000
2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017) 0,1667
3 Bildung Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 0,1500 0,2000
4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt 0,0500
5 Industriepolitik Politisches Engagement für EE-Branche 0,1000 0,2000
6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche 0,1000
7 Verkehr Förderung der Elektromobilität 0,1000 0,1000

Summe der Gewichte 1,0000 1,0000

Gewichte

 

 

In der Gruppe 1B (Anstrengungen zum technologischen und wirtschaftlichen Wandel) 

werden die Forschungsausgaben mit insgesamt 0,5 und Bildung sowie industriepoliti-

sche Aspekte jeweils mit 0,2 gewichtet (Tabelle 4). Hinzukommt ein Indikator zur 

Förderung der Elektromobilität mit einem Gewicht von 0,1.  

                                                                        

5 Im Rahmen von Sensitivitätsrechnungen sind auch die Relationen anderer Szenarien berücksichtigt worden, wobei 
Unterschiede vor allem bei der Gewichtung von Solarstrom bestehen. Die Ergebnisse werden hierdurch allerdings nicht 
wesentlich verändert.  
6 Bei Hackschnitzel- und handbefeuerten Anlagen kann aus Gründen der Datenverfügbarkeit – im Gegensatz zu den 
Pelletsheizungen – kein statischer, sondern nur ein dynamischer Indikator berücksichtigt werden, der entsprechend höher 
gewichtet wird. Dies gilt auch für Wärmepumpen. 
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Tabelle 5: 
Indikatoren und Gewichte in der Gruppe 2B: Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel  

Nr. Untergruppen Indikatoren
1 Unternehmen Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 0,1000 0,1000
2 Beschäftigte Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 0,3000 0,3000
3 Umsatz Umsatz EE 2017 / BIP 2017 0,0500 0,1000
4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 0,0500
5 Infrastruktur Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 0,0500 0,2500
6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 0,0500
7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) 0,0500
8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 0,0500
9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 0,0250

10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 0,0250
11 Patente Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 0,2500 0,2500

Summe der Gewichte 1,0000 1,0000

Gewichte

 

 

In der Gruppe 2B (Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel) werden 

Untergruppen für Unternehmen, Beschäftigte, Umsatz, Infrastruktur und Patente ge-

bildet. Die Hälfte der Gewichtung entfällt hier auf Unternehmen, Beschäftigte und 

Umsatz, wobei die Beschäftigtenzahlen am stärksten gewichtet werden, da sie direkte 

und indirekte Effekte umfassen. Die Untergruppen zur Infrastruktur und zu Patenten 

werden jeweils mit 0,25 gewichtet (Tabelle 5).  

Durch die konsequente Anwendung einheitlicher Gewichtungsprinzipien wie der Bil-

dung von Untergruppen, der grundsätzlichen Gleichgewichtung sowie der Gewichtung 

von EE-Sparten anhand vorliegender Zukunftsszenarien werden subjektive Einflüsse 

im Rahmen der genannten Kriterien möglichst weitgehend minimiert.  

 

Vergleich der einbezogenen Indikatoren mit denen des Bundesländervergleichs 2017 

Der aktuelle Bundesländervergleich 2019 beruht grundsätzlich auf demselben Konzept 

wie die Vorgängerstudie, so dass die Ergebnisse weitgehend miteinander vergleichbar 

sind. Die bisherigen Einzelindikatoren wurden unter Verwendung aktuell vorliegender 

Daten neu berechnet, wobei in der Regel von denselben methodischen Definitionen 

und von den gleichen Datenquellen ausgegangen wurde. In den meisten Fällen werden 

auch dieselben Gewichtungen von Untergruppen bzw. Einzelindikatoren zugrunde 

gelegt.7   

                                                                        

7 Die Gewichte wurden jeweils dort angepasst, wo frühere Indikatoren weggefallen oder neue Indikatoren hinzugekommen 
sind.  
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In der aktuellen Studie konnten Indikatoren zur Herstellung von Bioethanol und Bio-

ethanol-Tankstellen nicht aufgenommen werden, da hierzu keine aktuellen Daten 

vorlagen. Somit sind im Vergleich zu 2017 insgesamt zwei Indikatoren weggefallen. 

Neu hinzugekommen sind folgende vier Indikatoren: 

• Akzeptanz Erneuerbarer Energien (1A-8), 

• Flexibilitätszahlungen bezogen auf die Stromerzeugung aus Biogas (2A-19), 

• Förderung der Elektromobilität (1B-7), 

• Wasserstoff-Tankstellen bezogen auf die Anzahl der Pkw (2B-9). 

Der Indikator „Ordnungsrechtliche Vorgaben im Wärmebereich“ ist durch einen er-

weiterten Indikator „Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungs-

recht)“ (1A-10) ersetzt worden. 

Insgesamt werden für den aktuellen Bundesländervergleich 61 Einzelindikatoren ver-

wendet. 

2.5 Verfahren der Normierung und zweistufigen Zusammenfassung von 
Indikatoren 

Die ausgewählten Indikatoren werden zunächst in unterschiedlichen Dimensionen 

bzw. Einheiten gemessen, die nicht unmittelbar vergleichbar sind. Auch bei Angaben 

in gleichen Dimensionen (z.B. Anteile in Prozent) können sich die Wertebereiche der 

Indikatoren stark unterscheiden, was bei Additionen zu Verzerrungen durch uner-

wünschte implizite Gewichtungen führen würde. Deshalb werden alle einbezogenen 

Indikatoren durch eine Transformation auf einen Wertebereich zwischen 0 und 1 nor-

miert. Dabei wird vom Indikatorwert eines Landes jeweils der unter allen Ländern 

geringste Indikatorwert abgezogen und die Differenz auf den Abstand zwischen dem 

höchsten und dem geringsten Wert bezogen:8 

 

Normierter Indikator = (Indikator – Minimum) / (Maximum – Minimum) 

                                                                        

8 Bei „negativ“ bewerteten Indikatoren wie CO2-Emissionen wird die Normierung entsprechend modifiziert:   
Normierter Indikator = (Maximum – Indikator) / (Maximum – Minimum).  
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Somit steht der Wert 1 für den höchsten und der Wert 0 für den niedrigsten erzielten 

Indikatorwert (vgl. auch Formel 2 im Anhang, Kapitel 8.2). Dieses Verfahren führt zu 

einer angemessenen relativen Bewertung der Bundesländer untereinander, wobei – 

anders als bei einer Rangskalierung – die jeweils unterschiedlichen Abstände zwischen 

den Bundesländern explizit eingerechnet werden. Eine solche Normierung beschränkt 

sich auf die relative Bewertung von Ländern und macht somit keine Aussagen darüber, 

wie stark ein einzelnes Merkmal in einem Bundesland absolut, etwa im Hinblick auf 

eine nachhaltige Energieversorgung, ausgeprägt ist. 

Diese normierten Indikatorwerte werden auf einer ersten Stufe mit den Indikatorge-

wichten multipliziert und in jeder Gruppe aufaddiert. Die resultierenden Gruppenin-

dikatoren liegen wiederum im Wertebereich zwischen 0 und 1 (vgl. Formel 4 im An-

hang, Kapitel 8.2). Ein Wert von 1 wäre auf dieser Ebene nur erreichbar, wenn ein Land 

bei allen Indikatoren einer Gruppe führend wäre.  

Auf einer zweiten Stufe werden die Gruppenindikatoren mit den Gruppengewichten 

multipliziert und zu einem Gesamtindikator aufaddiert, der wiederum zwischen 0 und 

1 liegt (vgl. Formel 6 im Anhang). Der Gesamtindikator dient als Basis für das Gesamt-

ranking. 
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3 Vergleich der Bundesländer anhand der Einzelindikatoren  

In diesem Kapitel werden die Einzelindikatoren im Vergleich der Bundesländer darge-

stellt. Dabei wird jeweils dokumentiert, was der Indikator messen soll, wie er ermittelt 

wird und welche Daten zugrunde liegen. Der Bundesländervergleich der Einzelindika-

toren wird jeweils in einer Abbildung dargestellt und erläutert. Gemäß dem zugrunde-

liegenden Konzept werden dabei zu den Bereichen Nutzung Erneuerbarer Energien 

und technologischer und wirtschaftlicher Wandel jeweils Input- und Output-

Indikatoren unterschieden, die die Anstrengungen bzw. Erfolge in den Bundesländern 

repräsentieren.  

3.1 Nutzung Erneuerbarer Energien 

3.1.1 Anstrengungen (Input-Indikatoren) 

Die Input-Indikatoren zum Bereich Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) messen die 

politischen Anstrengungen der Bundesländer für einen verstärkten Ausbau Erneuerba-

rer Energien. Hierbei werden insbesondere Ziele und Maßnahmen der Bundesländer 

sowie bestehende Hemmnisse und Bewertungen der Politik erfasst. Neben eigenen 

Auswertungen werden dabei Ergebnisse von Befragungen einbezogen. 
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3.1.1.1 Energiepolitische Programmatik und Ziele für Erneuerbare Energien 

Abbildung 3-1: 
Indikator 1A-1: Energiepolitische Programmatik 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Länderbefragung und Veröffentlichungen der Bundesländer (siehe Literatur). 
 

Der Indikator Energiepolitische Programmatik bewertet die Energie- und Klimaschutz-

konzepte der Bundesländer anhand folgender Kriterien, wobei Punkte von 0 bis 5 ver-

geben werden: 

a) Aktualität, Ausführlichkeit, relevanter Umfang, Transparenz, Monitoring9, 

b) Berücksichtigung der Energieeffizienz einschließlich der Kraft-Wärme-Kopplung, 

c) Berücksichtigung Erneuerbarer Energien (inkl. Ausbaupfad),  

d) Berücksichtigung von Klimaschutzaspekten einschließlich Gesetzgebung, 

e) Berücksichtigung der Systemintegration bzw. Sektorenkopplung, 

f) Berücksichtigung sozioökonomischer Aspekte (gesellschaftliche Akzeptanz und 

BürgerInnenbeteiligung, regionale Wertschöpfung). 

                                                                        

9 Im Vergleich zu den Vorgängerstudien wird in Bewertungskriterium a) der Monitoringprozess in den Bundesländern etwas 
detaillierter betrachtet. 
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Bei diesem Indikator liegen Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein punktgleich 

auf Platz eins (Abbildung 3-1).  

Das „Integrierte Energie- und Klimaschutzkonzept Baden-Württemberg (IEKK)“ aus 

dem Jahr 2014 basiert auf § 6 des im Juli 2013 beschlossenen Klimaschutzgesetzes Ba-

den-Württemberg und stellt den zentralen Handlungsrahmen mit Strategien und 

Maßnahmen zum Erreichen der energie- und klimaschutzpolitischen Zielsetzungen 

dar, wonach die Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg bis 2020 um 25 % 

und bis 2050 um 90 % gegenüber 1990 reduziert werden sollen. Im IEKK ist die Ge-

samtentwicklung des Strom- und Wärmebedarfs bis 2020 und 2050 ausgewiesen. 

Maßnahmen zur Systemintegration und Energieeffizienz, Aspekte regionaler Wert-

schöpfung durch Erneuerbare Energien und BürgerInnenbeteiligung sowie das Moni-

toring des Konzepts werden umfassend behandelt. Die Monitoringberichte enthalten 

umfassende Informationen zum Stand der Energiewende in Baden-Württemberg. Der-

zeit (Stand August 2019) befinden sich das IEKK sowie das Klimaschutzgesetz in der 

Überarbeitung. So sollen bspw. Ziele für das Jahr 2030 verabschiedet werden. 

Schleswig-Holstein schreibt mit dem Energiewende- und Klimaschutzgesetz (EWKG) 

vom Juli 2017 folgende Treibhausgasminderungsziele fest: Reduzierung der Treibhaus-

gasemissionen bis 2020 um mindestens 40 % und bis 2050 um 80 bis 95 %10 gegenüber 

1990. Auch Ziele zu Erneuerbaren Energien im Strom- und Wärmesektor sind darin 

enthalten. Im EWKG als auch in regelmäßig zu erstellenden Energiewende- und Kli-

maschutzberichten der Landesregierung werden zudem die Themen Energieeffizienz 

sowie KWK, Systemintegration, regionale Wertschöpfung und BürgerInnenbeteiligung 

adressiert. Ein jährlicher Monitoringbericht informiert u.a. detailliert über die Ent-

wicklung Erneuerbarer Energien im Land. 

Knapp hinter Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein folgen die Bundesländer 

Rheinland-Pfalz, Berlin, Brandenburg und Hessen. 

Das Saarland erhält bei diesem Indikator die geringste Punktzahl. Dort liegen einige 

Positionspapiere des Energiebeirats der Landesregierung vor, in denen Zwischenschrit-

                                                                        

10 Laut EWKG wird der obere Rand des Zielkorridors angestrebt. 
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te bis 2020 konkretisiert sind. Gemäß aktuellem Koalitionsvertrag soll der Anteil Er-

neuerbarer Energien am Stromverbrauch bis 2020 auf mindestens 20 % erhöht werden. 

Nach Angaben des Landes sind derzeit mehrere Studien geplant, die 2020 finalisiert 

und einen realisierbaren Energiefahrplan 2030 vorbereiten sollen.  

Insgesamt stiegen bei diesem Indikator die Punktbewertungen gegenüber 2017 weiter 

an. Dies zeigt, dass die Energiewende in allen Bundesländern ein wichtiges Politikfeld 

darstellt. Auch die meisten Bundesländer auf den hinteren Platzierungen konnten 

Verbesserungen in der Bewertung erzielen. Die Abstände zwischen den einzelnen 

Bundesländern sind insgesamt geringer geworden. 

 

Abbildung 3-2: 
Indikator 1A-2: Ziele für Erneuerbare Energien 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Länderbefragung und Veröffentlichungen der Bundesländer (siehe Literatur).  
 

Die Bewertung des Indikators Ziele für Erneuerbare Energien erfolgt anhand folgender 

Kriterien:  

a) Ambitioniertheit,  

b) Zweckbreite,  
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c) Technologiebreite und  

d) Vorliegen eines Potenzialbezugs bzw. wissenschaftlicher Gutachten zur Ableitung 

der Ziele. 

Für die vier (gleichgewichteten) Kriterien werden insgesamt Punkte von 0 bis 5 verge-

ben. Bei der Ambitioniertheit wird grundsätzlich zunächst das Ziel bewertet, das vom 

jeweiligen Land am umfassendsten formuliert ist (i.d.R. EE-Anteil am Primärenergie-

verbrauch (PEV), Endenergieverbrauch (EEV) oder an der Stromerzeugung). Die jewei-

lige Entfernung des Ziels vom Ist-Stand in Prozentpunkten wird mit der entsprechen-

den bundesweiten Differenz (Ziel minus Ist-Stand) verglichen. Auf diese Weise lässt 

sich beurteilen, ob das landesspezifische Ziel das Bundesziel übertrifft oder hinter die-

sem zurückbleibt. Bei Übereinstimmung erhält ein Land 75 % der möglichen Punkte, 

bei Unterschreiten anteilig entsprechend weniger. Mit der Zweckbreite wird bewertet, 

ob für Strom und Wärme eigene quantitative Ziele existieren. Liegen diese für Strom 

und Wärme vor, erhält das betreffende Bundesland die volle Punktzahl. Die Bewertung 

der Technologiebreite erfasst, ob die verschiedenen Sparten wie Windkraft, Wasser-

kraft, Bioenergie, Photovoltaik, Geothermie für die Stromerzeugung aus Erneuerbaren 

Energien sowie Bioenergie, Solarthermie, Erd- und Umweltwärme für die regenerative 

Wärmeerzeugung jeweils quantitativ ausgewiesen werden und ob diese in einem Aus-

baupfad zur Zielerreichung integriert sind. Werden diese Kriterien sowohl für den 

Strombereich als auch für den Wärmesektor erfüllt, ergibt sich die maximale Punkt-

zahl. Bei dem letzten Kriterium wird berücksichtigt, ob und inwiefern Potenzialstudien 

bzw. Gutachten bei der Zielformulierung für Erneuerbare Energien bei der Strom- und 

Wärmeerzeugung berücksichtigt worden sind.  

Auch bei diesem Indikator führen Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein, ge-

folgt von Thüringen und Berlin (Abbildung 3-2).  

Gemäß dem „Integrierten Energie- und Klimaschutzkonzept (IEKK)“ (s. oben) soll der 

Anteil Erneuerbarer Energieträger am Bruttostromverbrauch in Baden-Württemberg 

bis 2020 auf 36 % und bis 2050 auf 89 % steigen, der Anteil Erneuerbarer Energien an 

der Wärmebereitstellung auf 21 % bis 2020 und auf 88 % bis 2050. Bis 2020 soll der 

Anteil Erneuerbarer Energieträger am Endenergieverbrauch auf 25 % und bis 2050 auf 
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78 % erhöht werden. Im laufenden Novellierungsverfahren sollen Ziele für 2030 kon-

kretisiert werden. 

In Schleswig-Holstein soll gemäß dem Bericht der Landesregierung „Energiewende 

und Klimaschutz in Schleswig-Holstein - Ziele, Maßnahmen und Monitoring 2019“ das 

Verhältnis von Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien und Bruttostromverbrauch 

bis 2025 zwischen 230 und 250 % betragen. Bis 2025 sollen zudem 22 % des Endener-

gieverbrauchs Wärme durch erneuerbare Energieträger gedeckt werden.  

Bei den Zielen für Erneuerbare Energien nimmt Hamburg die letzte Position ein. 

Hamburgs quantitatives Ausbauziel für Erneuerbare Energien umfasst ausschließlich 

den Windbereich. Darüber hinaus bestehen lediglich Ziele zur Reduktion von Treib-

hausgasemissionen. So sollen bis zum Jahr 2030 die CO2-Emissionen ggü. 1990 halbiert 

und bis zum Jahr 2050 ggü. 1990 um 80 % reduziert werden. 

3.1.1.2 Maßnahmen zur Förderung Erneuerbarer Energien 

Die Untergruppe Maßnahmen zur Förderung Erneuerbarer Energien wird über neun 

Einzelindikatoren abgebildet: Landesenergieagenturen, Energieberichte und 

-statistiken, Informationen über Nutzungsmöglichkeiten Erneuerbarer Energien, För-

derprogramme, Vorbildfunktion des Landes, Akzeptanz des EE-Ausbaus, Anstrengun-

gen zur Systemintegration, spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ord-

nungsrecht) und Hemmnisvermeidung. 
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Abbildung 3-3: 
Indikator 1A-3: Landesenergieagenturen 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Länderbefragung und der Veröffentlichungen der Landesenergieagenturen 

(siehe Literatur). 

 

Landesenergieagenturen können den Ausbau Erneuerbarer Energien durch unter-

schiedliche Aktivitäten unterstützen. Der Indikator Landesenergieagenturen (LEA) 

erfasst, inwiefern eine solche Einrichtung mit Landesbeteiligung (landeseigene LEA, 

Landesanteil, Kooperation, ggf. andere Einrichtung) besteht, wie viele Mitarbeiter sie 

hat sowie welche Aufgaben von ihr wahrgenommen werden (Information, Beratung, 

Kampagnen, Cluster, Netzwerk, andere Aufgaben) und wie umfangreich sie diese aus-

füllt. Ein geringer Fokus auf Erneuerbare Energien und eine eingeengte Zielgruppe 

werden hierbei negativ beurteilt. 

Im Vergleich der letzten Jahre ist dabei zu erkennen, dass auch die Länder den Wert 

einer eigenen Landesenergieagentur oder zumindest der Unterstützung entsprechen-

der Angebote erkannt haben. So kam es zu einigen Neugründungen bzw. einem Aus-

bau entsprechender Strukturen. Insgesamt wurde das Informations- und Förderange-

bot damit ausgeweitet und generell verbessert. Im Vergleich der Länder erreichen 
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Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen, die Spitzenreiter der vergangenen Jahre, 

wieder die höchste Punktzahl (Abbildung 3-3). Beide Organisationen sind nun schon 

über mehrere Jahre bzw. im Fall von NRW sogar Jahrzehnte etabliert und überzeugen 

durch ein sehr breites und dezentrales Unterstützungsangebot. Vor allem Informatio-

nen zur Energiewende im jeweiligen Land werden durch diese Organisationen umfas-

send bereitgestellt. An dritter Stelle und mit einem großen Sprung nach vorne folgt die 

Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg, die etwa durch die Etablierung 

spezieller Photovoltaik-Netzwerke überzeugen kann. Dahinter kann sich die Landes-

energieagentur Hessen durch den weiteren Ausbau der eigenen Angebote auf Rang 

vier noch einmal gegenüber der letzten Studie verbessern, in der durch die Neugrün-

dung der Organisation schon ein deutlicher Sprung nach vorne gelungen ist. Auch die 

noch vergleichsweise junge Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen kann sich 

weiter im oberen Teil des Tableaus behaupten. Den größten Sprung nach vorne kann 

die Thüringer Energie- und GreenTech-Agentur (ThEGA) verbuchen. Durch die Ein-

richtung von eigenen Servicestellen für Wind- und Solarenergie sowie Energiewende-

Kampagnen gelang hier eine deutliche Verbesserung im Ländervergleich.  

Die letzten Ränge werden von Berlin, Brandenburg und Sachsen-Anhalt belegt. In 

Sachsen-Anhalt wurde zwar ebenfalls vor nicht allzu langer Zeit eine Landesenergie-

agentur gegründet, die aktuell jedoch vor allem im Bereich Effizienz tätig ist. Das In-

formationsangebot zu Erneuerbaren Energien, etwa über den prinzipiell ansprechen-

den Energieatlas, ist dagegen veraltet. Auch in Brandenburg kümmert sich die als 

„Energiesparagentur“ firmierende Abteilung der Landeswirtschaftsförderung vor allem 

um Effizienzthemen und hat zudem keine Angebote für Bürger. Die Beratungsangebo-

te zu Erneuerbaren Energien sollen dort zwar ausgebaut werden, dies konnte für die 

vorliegende Studie jedoch noch nicht berücksichtigt werden. Beim erneuten Schluss-

licht Berlin ist das Land nur teilweise an der dortigen Energieagentur beteiligt; diese 

arbeitet zwar im Bereich Effizienz und Contracting durchaus erfolgreich, stellt aber 

weiterhin für den hier untersuchten Bereich der Erneuerbaren Energien kaum Angebo-

te bereit. 
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Abbildung 3-4: 
Indikator 1A-4: Energieberichte und -statistiken 

5,00

4,75

4,75

4,50

4,25

3,75

3,75

3,75

3,75

3,50

3,50

3,25

3,25

2,50

2,50

2,50

0,00 0,50 1,00 1,50 2,00 2,50 3,00 3,50 4,00 4,50 5,00

Baden-Württemberg

Bayern

Hessen

Schleswig-Holstein

Rheinland-Pfalz

Brandenburg

Niedersachsen

Nordrhein-Westfalen

Sachsen

Berlin

Hamburg

Bremen

Sachsen-Anhalt

Mecklenburg-Vorp.

Saarland

Thüringen

1A-4 Energieberichte und -statistiken [0-5]

 

Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Länderbefragung, Energieberichte, Energiebilanzen und Informationen des 
LAK Energiebilanzen (siehe Literatur). 

 
Ausführliche und aktuelle Energieberichte sowie eine zeitnahe Übermittlung von 

Energieverbrauchsdaten an den Länderarbeitskreis Energiebilanzen (LAK) stellen we-

sentliche Voraussetzungen für eine verlässliche Datenbasis auf Länderebene und ein 

Monitoring der jeweiligen Ziele dar. Dies wird im Indikator Energieberichte und 

-statistiken anhand der Kriterien aktuelle Verfügbarkeit, Vollständigkeit und Präsenta-

tion erfasst. Die Verfügbarkeit wird an der Aktualität der Daten beim LAK gemessen. 

Die Vollständigkeit bewertet den Umfang der statistischen Angaben einschließlich 

Erneuerbarer Energien in den landeseigenen Energieberichten und gesonderten EE-

Broschüren einschließlich Monitoringberichten. Die Bewertung für die Präsentation 

benotet die Aufbereitung und die Erläuterung der Daten. Zudem wird geprüft, ob ein 

Energieatlas vorliegt. Für diesen Indikator werden ebenfalls Punkte von 0 bis 5 verge-

ben. 

Bei der Bereitstellung von Energieberichten und -statistiken liegt Baden-Württemberg 

aufgrund der umfassenden aktuellen Berichterstattung vorne. Auf dem zweiten Platz 
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folgen punktgleich die Länder Bayern und Hessen (Abbildung 3-4). Berlin, das 2017 

noch das Schlusslicht bei diesem Indikator bildete, hat die Berichterstattung zu Erneu-

erbaren Energien deutlich verbessert und liegt nun im Mittelfeld. 

Mecklenburg-Vorpommern, das Saarland und Thüringen bilden die Schlusslichter 

aufgrund fehlender Aktualität der Daten beim LAK oder des im Vergleich zu den ande-

ren Ländern geringen Umfangs der Berichterstattung zu Erneuerbaren Energien. Ins-

gesamt hat sich gezeigt, dass die Spannbreite der Datenaktualität unter den Bundes-

ländern teilweise sehr groß ist. 

Abbildung 3-5: 
Indikator 1A-5: Informationen über Nutzungsmöglichkeiten Erneuerbarer Energien 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Länderbefragung und Veröffentlichungen der Bundesländer (siehe Literatur).  

 

Mangelnde Information über die Nutzungsmöglichkeiten Erneuerbarer Energien kann 

den weiteren Ausbau Erneuerbarer Energien behindern. Es wird deshalb verglichen, in 

welchem Umfang und in welcher Qualität solche Informationen von der jeweiligen 

Landesregierung (unmittelbar oder in ihrem Auftrag bzw. in Kooperation mit ihr) 

bereitgestellt werden. Bewertet werden dabei konkrete Technikinformationen (auch 

hinsichtlich der Technik- bzw. Anwendungsbreite und der Zielgruppenorientierung), 
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Informationen zu Kosten, Fördermöglichkeiten und Genehmigungsbedingungen sowie 

weitere Angebote in Form von Beratung, Kontaktbörsen, Broschüren, Internetauftrit-

ten, Informationskampagnen und Schulprojekten. Dabei werden mangelnde Aktualität 

und schwieriger Zugang zu den Informationen negativ angerechnet. 

Die höchste Punktzahl bei der Bewertung des Informationsangebotes kann Baden-

Württemberg erreichen, mit deutlichem Abstand gefolgt von Bayern, Rheinland-Pfalz 

und Nordrhein-Westfalen (Abbildung 3-5). Diese Länder punkten mit einem breiten 

und aktuellen Überblick über die Möglichkeiten und Entwicklungen der Erneuerba-

ren-Technologien. Highlights sind etwa die Energieatlanten der Länder sowie eine 

eigene Energiewende-Kampagne und regelmäßige aktuelle statistische Veröffentli-

chungen zu Erneuerbaren Energien in Baden-Württemberg. Die Länder Baden-

Württemberg, Bayern und Rheinland gehörten schon beim letzten Bundesländerver-

gleich 2017 zur Spitzengruppe, rücken nun aber jeweils einen Platz auf, da der vormali-

ge Spitzenreiter Nordrhein-Westfalen das eigene Informationsangebot deutlich redu-

ziert hat. Die dortige Energieagentur hat zwar weiterhin ein sehr gutes Angebot, die 

vormalig sehr umfangreichen Ministeriumsseiten zu Erneuerbaren Energien wurden 

jedoch stark zusammengekürzt. Ebenfalls auf den vorderen Rängen liegen Schleswig-

Holstein und Hessen.  

Die geringsten Bewertungen erhalten Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Bran-

denburg. Sowohl direkt bei den Ministerien als auch bei den weiteren Akteuren wie 

Landesenergieagenturen sind dort kaum oder nur veraltete Informationen zum Hin-

tergrund, Potenzial, zur Entwicklung oder Förderung der Erneuerbaren Energien zu 

finden. In Mecklenburg-Vorpommern wurden gute Ansätze wie etwa Videovorträge zu 

Problemstellungen der Erneuerbaren Energien nicht fortgeführt. 
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Abbildung 3-6: 
Indikator 1A-6: Programme zur Förderung Erneuerbarer Energien 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Angaben der Förderdatenbank des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Energie (BMWi 2019a) sowie der Länderbefragung. 

 

Ein wichtiger Indikator zur Bewertung der Aktivitäten der Bundesländer betrachtet die 

Landesförderung zur Nutzung Erneuerbarer Energien. Hierfür werden die Förderpro-

gramme der Bundesländer, die in der „Förderdatenbank“ des Bundesministeriums für 

Wirtschaft und Energie (BMWi 2019a) hinterlegt sind, hinsichtlich der Kriterien „För-

derbreite“ sowie „Antragsberechtigte“ bewertet. Ergänzend werden die Angaben aus 

der Länderbefragung betrachtet. Die Förderbreite bezieht sich auf die Sparten Solar-

energie, Bioenergie, Windenergie sowie Erd- und Umweltwärme. Das Kriterium „An-

tragsberechtigte“ berücksichtigt den Kreis der Akteurinnen und Akteure, die eine För-

derung in Anspruch nehmen können: Privatpersonen, Unternehmen und öffentliche 

Einrichtungen/Kommunen. Die einzelnen Förderprogramme werden in jeder Unterka-

tegorie mit 0 oder 1 bewertet. Die volle Punktzahl erhält ein Bundesland dann, wenn 

von den Förderprogrammen die gesamte Förderbreite für alle Antragsberechtigte ab-

gedeckt wird. Die Bewertung erfolgt somit anhand einer zweidimensionalen Matrix. 
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Deckt ein Bundesland mit seinen Förderprogrammen alle Bewertungskategorien ab, so 

sind zunächst maximal 12 Punkte erzielbar, die für den Indikator auf den Bereich 0-5 

umskaliert werden. Der finanzielle Umfang der Förderprogramme konnte dabei nicht 

berücksichtigt werden, da die entsprechenden Angaben teilweise nicht zur Verfügung 

standen.  

Baden-Württemberg bildet mit seinen Förderprogrammen fast das gesamte Bewer-

tungsspektrum ab und liegt damit auf dem ersten Rang. Mit etwas Abstand folgen 

Nordrhein-Westfalen sowie Thüringen. Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, das Saarland 

und Sachsen-Anhalt liegen jeweils punktgleich knapp dahinter (Abbildung 3-6). Sach-

sen bildet wie bereits 2017 das Schlusslicht bei diesem Indikator. Dort fehlen bspw. 

Förderprogramme zu EE-Technologien, die sich an Privatpersonen richten.  

 

Abbildung 3-7: 
Indikator 1A-7: Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, Solaranlagen auf öffentlichen Gebäuden) 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Länderbefragung. 

 

Der Indikator Vorbildfunktion besteht aus fünf (gleich gewichteten) Kriterien:  
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a) Anteil der mit Ökostrom versorgten landeseigenen Gebäude unter Berücksichtigung 

von Qualitätsanforderungen an den Ökostrom, 

b) Anteil der mit Solaranlagen (Photovoltaik- bzw. Solarthermieanlagen) ausgestatte-

ten landeseigenen Gebäude, 

c) Anteil Erneuerbarer Energien an der Wärmeversorgung landeseigener Gebäude, 

d) Ziele für den Anteil Erneuerbarer Energien an der Wärmeversorgung von landesei-

genen Gebäuden,  

e) weitere Vorbildfunktionen des Landes bei der Nutzung Erneuerbarer Energien oder 

der Systemintegration.  

Es wird maximal ein Punkt pro Kriterium vergeben, d.h. insgesamt maximal fünf Punk-

te. Für die Bewertung anhand dieser Kriterien werden die Angaben der Länder aus der 

Länderbefragung herangezogen. Das Kriterium c) wurde im Vergleich zur Vorgänger-

studie 2017 abgeändert. Der Fokus liegt nun ausschließlich auf EE-Anteilen an der 

Wärmeversorgung von landeseigenen Gebäuden (inkl. Fern- bzw. Nahwärme). Block-

heizkraftwerke auf Basis von Erdgas werden nicht mehr berücksichtigt. 

Die Vorbildfunktion wird nach wie vor am besten von Baden-Württemberg wahrge-

nommen (Abbildung 3-7). Das Land erreicht in allen Bewertungskriterien die volle 

Punktzahl. Auf dem zweiten Rang folgt Thüringen, das in den Kriterien Anteil Solaran-

lagen, EE-Anteil an der Wärmeversorgung, EE-Ziele für Liegenschaften und weitere 

Vorbildfunktion jeweils die volle Punktzahl erzielt hat. Nordrhein-Westfalen und 

Rheinland-Pfalz teilen sich den dritten Rang.  

Schlusslichter bilden Brandenburg und Sachsen. Insgesamt ist bei vielen Bundeslän-

dern eine leichte Verschlechterung beobachtbar.  
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Abbildung 3-8: 
Indikator 1A-8: Akzeptanz des Ausbaus Erneuerbarer Energien 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis des Sozialen Nachhaltigkeitsbarometers des IASS (IASS 2018, 2019). 

 

Die gesellschaftliche Akzeptanz Erneuerbarer Energien ist eine grundlegende Voraus-

setzung für den Erfolg der Energiewende. Nachdem für die Bundesländervergleichs-

studie 2017 keine ausreichende Datenbasis zur Bewertung der Akzeptanz Erneuerbarer 

Energien in den Ländern verfügbar war, kann in der vorliegenden Studie wieder auf 

repräsentative Daten für einen entsprechenden Indikator zurückgegriffen werden. Zur 

Bewertung der Akzeptanz des Ausbaus Erneuerbarer Energien werden Umfragedaten 

des Sozialen Nachhaltigkeitsbarometers des IASS mit Ergebnissen für 2018 herangezo-

gen (IASS 2018, 2019).11  

Die Zustimmung zum Ausbau Erneuerbarer Energien ist mit 82,4 % in Deutschland 

insgesamt recht hoch. Mit Abstand am größten ist die Zustimmung in Bremen 

(92,0 %). In den folgenden neun Ländern reichen die Zustimmungswerte von 85,7 % 

                                                                        

11 Ausgewertet wurden die Antworten zu Frage E5 b zur Ablehnung bzw. Befürwortung des Ausbaus von Erneuerbaren 
Energien. 
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bis 81,6 % (Abbildung 3-8). Am geringsten ist die Zustimmung in Thüringen (70,1 %), 

dem Saarland (72,0 %) und Brandenburg (72,5 %). Insgesamt ist die Zustimmung in 

den ostdeutschen Bundesländern deutlich niedriger als im übrigen Bundesgebiet (au-

ßer Saarland). 

Abbildung 3-9: 
Indikator 1A-9: Anstrengungen zur Systemintegration Erneuerbarer Energien 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Verbändebefragung und der Länderbefragung. 

 

Aufgrund der zunehmenden Bedeutung der Systemintegration für den weiteren Aus-

bau Erneuerbarer Energien wird wie bereits in den Vorgängerstudien ein spezieller 

Indikator zu Anstrengungen zur Systemintegration auf Basis der Befragungen der 

Fachverbände der Erneuerbaren Energien und der zuständigen Landesministerien 

(Verbändebefragung bzw. Länderbefragung) einbezogen.12 In der Verbändebefragung 

wurden die Anstrengungen der Bundesländer auf einer Skala von 1 bis 6 bewertet. In 

der Länderbefragung konnten qualitative Angaben zu derzeitigen und mittelfristig 

erwarteten Problemen sowie zu politischen Maßnahmen zur Unterstützung der Sys-

                                                                        

12 Ein weiterer spezieller Indikator erfasst die Forschungsausgaben für die Systemintegration (1B-2). 
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temintegration gemacht werden. Hierzu zählen Maßnahmen zur Umstellung des 

Energieversorgungssystems auf volatile Erneuerbare Energien wie Wind- und Solar-

strom (z.B. Unterstützung des Speicherausbaus, Förderung von Projekten zu Smart 

Grids, Lastmanagement, Systemdienstleistungen, optimierte Einspeisung) sowie Maß-

nahmen zu Verbesserungen in den Bereichen der Netzinfrastruktur (Übertragungs- 

bzw. Verteilnetze) und der Kraftwerksstruktur. Darüber hinaus wird hier die Abstim-

mung der Ziele für den Ausbau Erneuerbarer Energien mit Fragen der Systemintegra-

tion bzw. Sektorenkopplung berücksichtigt. Der Indikator wird aus dem Durchschnitt 

der Auswertungen der beiden Befragungen ermittelt (Gewichtung: 1/2 Verbändebefra-

gung, 1/2 Länderbefragung). 

Nach den Auswertungen der Verbände- und Länderbefragungen sind die Anstrengun-

gen zur Systemintegration insgesamt betrachtet wie in der Vorgängerstudie in Baden-

Württemberg mit 3,42 von 5 Punkten am höchsten (Abbildung 3-9). Auf dem zweiten 

Platz liegt Thüringen mit 3,07 Punkten, gefolgt von Berlin und Nordrhein-Westfalen. 

Die schwächste Bewertung der Anstrengungen zur Systemintegration erhält Sachsen.  
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Abbildung 3-10: 
Indikator 1A-10: Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis der Länderbefragung und Veröffentlichungen der Bundesländer (siehe Literatur).  

 

Die Länder stehen in der Verantwortung, energiepolitische Ziele des Bundes aufzugrei-

fen und unter Berücksichtigung landesspezifischer Gegebenheiten umzusetzen. Das 

bedeutet, zum einen Zielsetzungen auch im Bereich erneuerbarer Wärme in die Lan-

desenergieprogramme bzw. Klimaschutzprogramme aufzunehmen und zum anderen 

entsprechende gesetzliche Rahmenbedingungen zur erneuerbaren Wärmenutzung auf 

Landesebene zu schaffen. Auf Bundesebene besteht seit 2009 durch das Gesetz zur 

Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich (EEWärmeG) eine allgemeine 

Nutzungspflicht für Neubauten und – nach dessen Novellierung von 2011 – auch für 

bestehende öffentliche Gebäude. Nach § 3 Absatz 4 EEWärmeG eröffnet der Bund den 

Ländern die Möglichkeit, auch für Gebäude im Bestand, die keine öffentlichen Gebäu-

de sind, eine Nutzungspflicht festzulegen. Neben der Verabschiedung eines solchen 

Gesetzes, wird bei der Bewertung berücksichtigt, ob ein Gesetzentwurf oder eine be-

lastbare Absichtserklärung zur Einführung eines solchen Gesetzes vorhanden ist. Al-

ternativ zur Festlegung einer Nutzungspflicht können die Länder mittels einer ent-
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sprechenden Vorschrift in der Bau- oder Gemeindeordnung den Gemeinden entspre-

chende Kompetenz übertragen. Hierdurch werden die Gemeinden ermächtigt, per 

Satzung bestimmte Heizungstypen und Brennstoffarten unter gewissen Voraussetzun-

gen vorzuschreiben. Weitere Möglichkeiten zur indirekten Förderung der erneuerba-

ren Wärme bestehen in den Bauordnungen der Länder, indem durch entsprechende 

Vorschriften baurechtliche Hemmnisse gemindert werden. So können bestimmte An-

lagen zur Nutzung erneuerbarer Wärme von der Baugenehmigungspflicht befreit wer-

den. In der vorliegenden Studie wurde dies für Brennstoffzellen und Wärmepumpen 

betrachtet. Regelungen für Solaranlagen wurden nicht berücksichtigt, da diese bereits 

in allen Bundesländern als verfahrensfrei eingestuft sind. 

Diese Möglichkeiten werden als Kriterien mit unterschiedlicher Gewichtung herange-

zogen, um den Indikator spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungs-

recht) abzubilden. Darüber hinaus wird der Fokus der Betrachtungen dieses Indikators 

gegenüber der Vorgängerstudie erweitert (vormals: „Ordnungsrechtliche Vorgaben im 

Wärmebereich“). Es werden nun nicht mehr ausschließlich ordnungsrechtliche Aktivi-

täten der Länder bewertet, sondern es wird auch geprüft, inwiefern über Förderpro-

gramme hinausgehende, weitere Maßnahmen zur Förderung Erneuerbarer Energien 

im Wärmebereich bestehen. Dazu zählen bspw. Beratungs- und Informationsangebote 

für Kommunen, Einbindung von Kommunen in Aktivitäten (z.B. über Netzwerke) oder 

Verbot von Heizungstypen wie Nachtspeicherheizungen. Zusätzlich werden bei diesem 

Indikator nun auch Maßnahmen und Konzepte zur Defossilisierung von (bestehen-

den) Wärmenetzen betrachtet. Als Quellen werden für diesen Indikator neben gesetz-

lichen Regelungen Energie- bzw. Klimaschutzprogramme, Koalitionsvereinbarungen, 

sonstige Veröffentlichungen der Bundesländer und die entsprechenden Antworten der 

Länderbefragung herangezogen. 

Bei den Maßnahmen im Wärmebereich führt Baden-Württemberg wie in den Vorgän-

gerstudien (Abbildung 3-10). Dort trat bereits 2008 das „Gesetz zur Nutzung erneuer-

barer Wärmeenergie in Baden-Württemberg (Erneuerbare-Wärme-Gesetz - EWär-

meG)“ in Kraft. Eine Novellierung des Gesetzes wurde im März 2015 beschlossen, in der 

u.a. der Pflichtanteil erneuerbarer Wärme von 10 % auf 15 % erhöht wurde. Auch eine 

Erweiterung der Nutzungspflicht auf Nichtwohngebäude wurde aufgenommen. Neben 
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Baden-Württemberg verabschiedete Thüringen im Dezember 2018 mit dem „Thüringer 

Gesetz zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels“ (Thü-

ringer Klimagesetz - ThürKlimaG) ein eigenes Landeswärmegesetz, das den Gebäude-

bestand adressiert. Darin heißt es in §9 Abs. 4: „Gebäudeeigentümer stellen, soweit 

ihre wirtschaftlichen und sonstigen persönlichen Verhältnisse ihnen dies gestatten, ab 

dem 1. Januar 2030 einen Mindestanteil erneuerbarer Energien von 25 Prozent zur 

Deckung des Wärme- und Kälteenergiebedarfs ihrer Gebäude sicher.“ Aufgrund der 

Verabschiedung dieses Gesetzes sowie weiterer Maßnahmen zur Förderung Erneuer-

barer Energien im Wärmebereich erzielt Thüringen den zweiten Rang.  

Auf Rang drei folgt Rheinland-Pfalz. Dort liegt zwar kein Landeswärmegesetz mit 

Adressierung des Gebäudebestands vor. Aufgrund der umfassenden Maßnahmen zur 

Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich, welche u.a. in einem eigenen 

Wärmekonzept zusammengefasst werden, kann das Bundesland dennoch eine gute 

Punktzahl erzielen. Berlin erzielt den vierten Platz bei diesem Indikator. Dort könnte 

zukünftig wie in Baden-Württemberg und Thüringen ebenfalls ein vergleichbares Lan-

deswärmegesetz eingeführt werden. So formuliert der aktuelle Koalitionsvertrag: „Die 

Koalition wird ein Wärmegesetz verabschieden, das klare Vorgaben für die Einsparung 

von Wärmeenergie im Berliner Gebäudebestand, für den Ausbau und die Produktion 

erneuerbarer Wärme sowie zur Regulierung der Fernwärme (Dekarbonisierung) 

macht.“ Zudem hat Berlin in seinem Energiewendegesetz gemäß § 15 festgelegt, bis 

spätestens 2030 aus der Energieversorgung aus Steinkohle auszusteigen.13 Dies betrifft 

auch die Berliner Fernwärmeversorgung. 

Durch die Ausweitung des Bewertungsrasters zur Berücksichtigung von weiteren 

Maßnahmen zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich ist im Vergleich 

zu den vorigen Vergleichsstudien ein ausgewogeneres Indikatorergebnis zu beobach-

ten. Zusammenfassend lässt sich jedoch konstatieren, dass die Anstrengungen zur 

Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich in vielen Bundesländern noch 

                                                                        

13 Aus der Energieerzeugung aus Braunkohle ist Berlin bereits Ende 2017 ausgestiegen: 
https://www.berlin.de/senuvk/klimaschutz/kohleausstieg/  

https://www.berlin.de/senuvk/klimaschutz/kohleausstieg/
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stark gesteigert werden können. Dies gilt im Besonderen für die Schlusslichter Sach-

sen, Bayern, Mecklenburg-Vorpommern und das Saarland. 

 

Abbildung 3-11: 
Indikator 1A-11: Hemmnisvermeidung (Befragungen) 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Verbändebefragung und der Länderbefragung. 

 

Die Vermeidung insbesondere von rechtlichen und administrativen Hemmnissen ist 

ein wichtiges Handlungsfeld für den Ausbau Erneuerbarer Energien. Zur Quantifizie-

rung dieses Indikators wurden im Rahmen dieser Studie Fachverbände der Erneuerba-

ren Energien und die zuständigen Landesministerien befragt (Verbändebefragung bzw. 

Länderbefragung). In der Verbändebefragung wurde – unterteilt nach den Sparten 

Windenergie, Solarenergie, Bioenergie sowie Erd- und Umweltwärme – nach der Stär-

ke bestehender Hemmnisse gefragt (auf einer Skala von 1 bis 6). In der Länderbefra-

gung konnten qualitative Angaben zu bestehenden Hemmnissen und zu ergriffenen 

bzw. geplanten Maßnahmen für ihre Beseitigung gemacht werden. Der Indikator wird 

aus dem gewichteten Durchschnitt der Auswertungen der beiden Befragungen ermit-

telt (Gewichtung: 2/3 Verbändebefragung, 1/3 Länderbefragung). 
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Nach den Ergebnissen der Befragungen führt bei der Hemmnisvermeidung das Land 

Rheinland-Pfalz deutlich mit 3,09 von 5 Punkten (Abbildung 3-11), gefolgt von Baden-

Württemberg und Mecklenburg-Vorpommern mit 2,72 bzw. 2,57 Punkten. Relativ 

starke Hemmnisse für den Ausbau Erneuerbarer Energien bestehen hingegen vor allem 

in Sachsen und Bayern.  

3.1.1.3 Bewertungen der Landespolitik (Verbändebefragung) 

Abbildung 3-12: 
Indikator 1A-12: Bewertung der Landespolitik zur Nutzung Erneuerbarer Energien (Verbändebefragung) 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Verbändebefragung. 

 

In der Befragung der Verbände Erneuerbarer Energien ist zur spartenübergreifenden 

Bewertung der Politik die Frage gestellt worden: „Wie bewerten Sie die aktuelle Lan-

despolitik für die stärkere Nutzung Erneuerbarer Energien insgesamt in Ihrem Bundes-

land (nach Schulnoten von 1 bis 6)?“. Abbildung 3-12 zeigt die Ergebnisse dieser Befra-

gung als (ungewichtete) Mittelwerte der Durchschnittsnoten aus den einzelnen Spar-

ten, umgerechnet in 0 bis 5 Punkte.  

Von den befragten Verbandsvertretern wird die Politik in Baden-Württemberg im 

Durchschnitt mit 3,25 von 5 Punkten am besten bewertet. Auf dem zweiten Platz lie-
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gen hier Berlin, Schleswig-Holstein und Thüringen mit jeweils 3,13 Punkten. Als relativ 

schwach bewerten die Verbandsvertreter hingegen die Politik in Sachsen (1,00 Punkte) 

sowie in Nordrhein-Westfalen und Bayern (jeweils 1,33 Punkte).  

 

Im Hinblick auf die spartenspezifischen Bewertungen sind die jeweiligen Verbandsver-

treter gefragt worden: „Wie bewerten Sie die aktuelle Landespolitik für die stärkere 

Nutzung Erneuerbarer Energien in Ihrem Bundesland im Bereich ... (nach Schulnoten 

von 1 bis 6)“. Hierzu konnten Antworten zu den Sparten Windenergie, Solarenergie, 

Bioenergie sowie Erd- und Umweltwärme ausgewertet werden. 

 

Abbildung 3-13: 
Indikator 1A-13: Bewertung der Landespolitik zur Windenergie (Verbändebefragung) 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Verbändebefragung.  

 

Für den Bereich Windenergie zeigt sich überwiegend eine mehr oder weniger große 

Unzufriedenheit mit der jeweiligen Landespolitik (Abbildung 3-13). Von Verbandsseite 

wird aktuell die Politik zur Windenergie in Hessen mit im Durchschnitt 2,5 von 5 

Punkten am besten bewertet. An zweiter Stelle folgen die Länder Mecklenburg-
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Vorpommern, Niedersachsen und Rheinland-Pfalz mit jeweils 2 Punkten. Schlusslich-

ter bei dieser Bewertung sind Sachsen und Bayern. 

 

Abbildung 3-14: 
Indikator 1A-14: Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie (Verbändebefragung) 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Verbändebefragung. 

 

Von Verbandsseite wird die Landespolitik hinsichtlich der Solarenergie (thermische 

Solarkollektoren und Photovoltaik) in Berlin mit 3,50 von 5 Punkten sowie in Baden-

Württemberg und Thüringen mit jeweils 3,25 Punkten als relativ gut bewertet 

(Abbildung 3-14). Es folgen Hessen und Rheinland-Pfalz mit jeweils 3 Punkten. 

Schlusslichter sind hier Sachsen und Niedersachsen, die nur 1,50 bzw. 1,75 Punkte er-

reichen.  
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Abbildung 3-15: 
Indikator 1A-15: Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie (Verbändebefragung) 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Verbändebefragung. 

 

Bei der Bewertung der Landespolitik durch die Verbände hinsichtlich der Bioenergie 

(Abbildung 3-15) führt wiederum Bayern deutlich mit 4,25 Punkten. Auf Platz zwei 

liegt Baden-Württemberg mit 3,75 Punkten, gefolgt von Rheinland-Pfalz mit 3,50 

Punkten und Thüringen mit 3,25 Punkten. Als relativ schwach im Bereich der Landes-

politik zur Bioenergie werden neben den Stadtstaaten die Länder Sachsen, Niedersach-

sen und Mecklenburg-Vorpommernbewertet. 
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Abbildung 3-16: 
Indikator 1A-16: Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme (Verbändebefragung) 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Verbändebefragung. 

 

Zum Bereich Erd- und Umweltwärme wird von Verbandsseite mit 3,25 von 5 Punkten 

am besten die Landespolitik in Nordrhein-Westfalen bewertet (Abbildung 3-16). Auf 

Platz zwei liegen hier Brandenburg und Schleswig-Holstein mit jeweils 3 Punkten. 

Hingegen fällt die Politikbewertung vor allem für Hessen, Berlin und Thüringen in 

diesem Bereich relativ schwach aus (weniger als 2 Punkte).  
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3.1.2 Erfolge (Output-Indikatoren) 

Die Output-Indikatoren zum Bereich Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) beziehen 

sich auf die erreichten Erfolge beim Ausbau Erneuerbarer Energien in den Bundeslän-

dern, wobei allgemeine sowie technik- bzw. spartenbezogene Indikatoren unterschie-

den werden: 

• Die allgemeinen Output-Indikatoren zur Nutzung Erneuerbarer Energien erfas-

sen den bisherigen Gesamtbeitrag aller Sparten als Anteile am Primärenergie-

verbrauch, am Endenergieverbrauch (ohne Strom und Fernwärme), an der 

Stromerzeugung, am Stromverbrauch und an der Fernwärmeerzeugung sowie 

die dynamische Veränderung der jeweiligen Anteile.  

• Die spartenbezogenen Indikatoren messen, soweit Daten verfügbar sind, zum 

einen die aktuelle Nutzung von Windkraft, Wasserkraft, Photovoltaik, Bioener-

gie (Strom und Wärme), Solarwärme sowie Erd- und Umweltwärme in Bezug 

auf Potenziale (bzw. eine geeignete Potenzialleitgröße) und zum anderen die 

Dynamik des Ausbaus der jeweiligen Anlagenkapazitäten in den vergangenen 

Jahren. 

Darüber hinaus werden in dieser Indikatorengruppe die energiebedingten CO2-

Emissionen bezogen auf den Primärenergieverbrauch und die Veränderung dieses 

Wertes berücksichtigt. 

3.1.2.1 Allgemeine Indikatoren 

Unter den allgemeinen, spartenübergreifenden Indikatoren beschreibt der Anteil am 

Primärenergieverbrauch (PEV) die Nutzung Erneuerbarer Energien am umfassendsten, 

da er den Umwandlungsbereich und den Verbrauch in den Bereichen Strom, Wärme 

und Verkehr beinhaltet. Ein Nachteil besteht darin, dass die Anteile am PEV zum Teil 

durch die sogenannte Wirkungsgradmethode der Energiebilanzen verzerrt werden.14 

Deshalb werden ergänzend zu den PEV-Indikatoren Angaben zum Anteil am Endener-
                                                                        

14 Als Alternative zum EE-Anteil am PEV könnte auch der Anteil am Bruttoendenergieverbrauch (BEEV) herangezogen 
werden. Es werden dennoch die bisherigen Indikatoren verwendet, da diese aufgrund der zugrundeliegenden Erhebungs-
methodik (Energiebilanzkonzept) leichter nachvollziehbar sind. Zudem sind die Ergebnisse dadurch besser mit den Vorgän-
gerstudien vergleichbar.  
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gieverbrauch (ohne Strom und Fernwärme) und zu den Anteilen an der Strom- und 

Fernwärmeerzeugung sowie am Stromverbrauch verwendet. Es ist zu beachten, dass 

alle diese Indikatoren jeweils die Anteile Erneuerbarer Energien in einem Bundesland 

messen, dabei aber nicht die von Land zu Land unterschiedlichen Potenziale berück-

sichtigen. Insofern kann die Nutzung Erneuerbarer Energien in den Bundesländern 

nicht allein anhand dieser allgemeinen Indikatoren beurteilt werden. Die jeweiligen 

Potenziale werden im Rahmen der spartenspezifischen Indikatoren berücksichtigt, für 

die zudem im Vergleich zu den Daten der amtlichen Statistik in der Regel auch aktuel-

lere Daten vorliegen (siehe Kapitel 3.1.2.2-3.1.2.7). 

 

Abbildung 3-17: 
Indikator 2A-1: Anteil Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch 2016 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK Energiebilanzen (Stand 24.7.2019); Angaben für Mecklenburg-

Vorpommern gelten für 2014.  

 

Der Anteil Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch erfasst die gesamte 

Nutzung Erneuerbarer Energien bezogen auf den gesamten Energieverbrauch eines 

Landes. Bei der Erfassung des Primärenergieverbrauchs wird nach den Konventionen 
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der Energiebilanzen die Stromerzeugung aus Wasserkraft, Windkraft und Solarenergie 

primärenergetisch mit einem Wirkungsgrad von 100 % bewertet. Durch diesen soge-

nannten Wirkungsgradansatz wird die Bedeutung Erneuerbarer Energien jedoch im 

Vergleich zu fossilen Energieträgern oder zur Kernenergie systematisch unterschätzt, 

da diese bei der Umwandlung einem Wirkungsgrad von deutlich unter 100 % unterlie-

gen. Dennoch ist dieser Indikator für einen spartenübergreifenden Quervergleich der 

Nutzung Erneuerbarer Energien in Bezug auf den Energieverbrauch in den einzelnen 

Bundesländern am besten geeignet. Die Daten basieren auf Angaben des Länderar-

beitskreises Energiebilanzen (LAK 2019). Zum Dateneingangsschluss der vorliegenden 

Studie lagen für das Jahr 2016 noch keine Angaben für Mecklenburg-Vorpommern vor. 

Hier musste auf Daten für das Jahr 2014 zurückgegriffen werden.  

Wie bereits in der Vorgängerstudie erreicht die Nutzung Erneuerbarer Energien in 

Mecklenburg-Vorpommern bezogen auf den Primärenergieverbrauch mit 37,0 % (An-

teilswert für 2014) den höchsten Anteil (Abbildung 3-17). Ebenso behielt Thüringen 

den zweiten Rang mit einem Anteil von 24,5 %. Knapp dahinter auf Platz drei folgt nun 

Schleswig-Holstein – 2017 noch auf Rang fünf – mit einem Anteil von 24,4 %. Insge-

samt liegen neun Bundesländer über dem Anteil Erneuerbarer Energien am bundes-

deutschen Primärenergieverbrauch, der im Jahr 2016 12,4 % betrug (AGEB 2018). Die 

geringsten Anteile haben Berlin, Hamburg, das Saarland und Nordrhein-Westfalen. 
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Abbildung 3-18: 
Indikator 2A-2: Zunahme des Anteils Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch 2013 bis 2016 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK Energiebilanzen (Stand 24.7.2019); Angaben für Mecklenburg-

Vorpommern gelten für 2013 bis 2014.  

 

Als dynamischer Indikator für die Entwicklung des Gesamtanteils Erneuerbarer Ener-

gien wird die Erhöhung des Anteils am Primärenergieverbrauch von 2013 bis 2016 (in 

Prozentpunkten) betrachtet. Für Mecklenburg-Vorpommern lagen noch keine Daten 

für 2015 und 2016 vor, so dass für den Vergleich Angaben für die Jahre 2013 bis 2014 

herangezogen wurden.  

Am deutlichsten hat sich der Anteil Erneuerbarer Energien am Primärenergiever-

brauch in Schleswig-Holstein erhöht. Dort stieg der Anteil um 8,23 %-Punkte 

(Abbildung 3-18). Auf dem zweiten Rang liegt Mecklenburg-Vorpommern mit einem 

Anstieg von 3,72 %-Punkten. Niedersachsen erzielte mit einer Steigerung von 2,76 %-

Punkten den dritten Platz und verbessert sich somit um zwei Plätze. Die Länder mit 

den geringsten Anteilszunahmen sind Berlin und Bremen, in Hamburg nahm der An-

teil sogar um 0,26 %-Punkte ab.  
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Abbildung 3-19: 
Indikator 2A-3: Anteil Erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch 2016 (ohne Strom und Fernwär-
me) 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK Energiebilanzen (Stand 24.7.2019); Angaben für Mecklenburg-

Vorpommern gelten für 2014, für das Saarland für 2015.  

 

Der Endenergieverbrauch wird in den Energiebilanzen aus dem Primärenergiever-

brauch abzüglich der Verluste im Umwandlungssektor und des nichtenergetischen 

Verbrauchs ermittelt und nach den Sektoren Industrie, Verkehr, Haushalte sowie Ge-

werbe, Handel, Dienstleistungen unterteilt. Bei der Aufteilung nach einzelnen Energie-

trägern werden fossile Energieträger, Erneuerbare Energien, Strom und Fernwärme 

unterschieden. Der Anteil Erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch umfasst 

somit nach der Systematik der Energiebilanzen nicht die Nutzung Erneuerbarer Ener-

gien zur Strom- und Fernwärmeerzeugung.15 Aus diesem Grund wird für den Bundes-

ländervergleich im Rahmen dieser Studie der Endenergieverbrauch Erneuerbarer 

Energien auf den Endenergieverbrauch abzüglich Strom und Fernwärme bezogen, 

welche dann separat betrachtet werden. Die Daten basieren wiederum auf den Anga-
                                                                        

15 Dies ist ein wesentlicher Unterschied zum Begriff des Bruttoendenergieverbrauchs.   
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ben des Länderarbeitskreises Energiebilanzen (LAK 2019) für das Jahr 2016. Aus Grün-

den der Datenverfügbarkeit müssen für Mecklenburg-Vorpommern Daten für das Jahr 

2014 und für das Saarland Daten für das Jahr 2015 verwendet werden. 

Da dieser endenergiebezogene Indikator vor allem die direkte Nutzung Erneuerbarer 

Energien im Wärmebereich und im Verkehr erfasst, unterscheiden sich die Ergebnisse 

zum Teil deutlich von den Ergebnissen zum Primärenergieverbrauch. Thüringen liegt 

mit einem Anteil von 16,0 % vorne und konnte Brandenburg (15,2 %) überholen 

(Abbildung 3-19). Bayern und Sachsen-Anhalt liegen mit Anteilen von 13,4 % bzw. 

11,7 % weiterhin auf den Rängen drei und vier. Bremen und Berlin schneiden nach wie 

vor am schlechtesten ab. 

 

Abbildung 3-20: 
Indikator 2A-4: Zunahme des Anteils Erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch 2013 bis 2016 
(ohne Strom und Fernwärme) 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK Energiebilanzen (Stand 24.7.2019); Angaben für Mecklenburg-

Vorpommern gelten für 2013 bis 2014, für das Saarland für 2013 bis 2015. 

 

Auch für den Anteil Erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch (ohne Strom und 

Fernwärme) wird ein dynamischer Indikator betrachtet. Er wird an der Erhöhung des 
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Anteils von 2013 bis 2016 in Prozentpunkten gemessen. Aus Gründen der Datenverfüg-

barkeit wird für Mecklenburg-Vorpommern die Anteilsveränderung von 2013 bis 2014 

und für das Saarland von 2013 bis 2015 betrachtet.  

Bei diesem Indikator sind lediglich bei neun Ländern (geringe) Anteilssteigerungen zu 

beobachten. In den übrigen Bundesländern ging der Anteil teilweise sogar relativ stark 

zurück. Den größten Zuwachs des Anteils Erneuerbarer Energien am Endenergiever-

brauch in Prozentpunkten erzielte Thüringen mit einer Erhöhung um 1,22 %-Punkte 

(Abbildung 3-20). In den nachfolgenden Bundesländern Bayern, Baden-Württemberg, 

Sachsen und dem Saarland (von 2013 auf 2015) erfolgte eine fast identische Anteilsstei-

gerung um 0,45 bis 0,49 %-Punkte.  

Auf dem vorletzten Rang liegt Sachsen-Anhalt mit einer Abnahme von 0,71 %-

Punkten. In Brandenburg nahm der Anteil von 2013 bis 2016 mit 2,16 %-Punkten am 

stärksten ab. 

 

Abbildung 3-21: 
Indikator 2A-5: Anteil Erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung 2017 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von Daten der Statistischen Landesämter und LAK Energiebilanzen (Stand: 
31.7.2019). 
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Der Anteil Erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung wird auf Grundlage von 

Daten des LAK Energiebilanzen (LAK 2019) sowie der Statistischen Landesämter für 

das Jahr 2017 ermittelt. Hierbei wird die Stromerzeugung der Bundesländer aus Was-

serkraft, Windkraft, Photovoltaik, Biomasse, Geothermie/Sonstige auf die Brut-

tostromerzeugung der Bundesländer bezogen.  

Den größten Anteil Erneuerbarer Energien an der Bruttostromerzeugung erreicht wie 

in der Vorgängerstudie Mecklenburg-Vorpommern (Abbildung 3-21). Dort betrug der 

Anteil 2017 fast drei Viertel (71,9 %). Es folgen die Bundesländer Schleswig-Holstein 

(69,3 %), Thüringen (59,0 %) und Sachsen-Anhalt (53,0 %).  

Die Stadtstaaten Hamburg und Berlin liegen mit einem Anteil von nur 4,8 % bzw. 

4,9 % auf den letzten Rängen.  

 

Abbildung 3-22: 
Indikator 2A-6: Zunahme des Anteils Erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung 2014 bis 2017 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von Daten der Statistischen Landesämter und LAK Energiebilanzen (Stand: 

31.7.2019). 

 



DIW Berlin: Politikberatung kompakt 145 
3 Vergleich der Bundesländer anhand der Einzelindikatoren 

 52 

Die Entwicklung des Anteils Erneuerbarer Energien an der Bruttostromerzeugung wird 

an der Erhöhung des Anteils von 2014 bis 2017 in Prozentpunkten gemessen.  

Mit einer Anteilssteigerung Erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung von 2014 

bis 2017 um 25,95 %-Punkte landet Schleswig-Holstein erneut auf dem ersten Rang 

(Abbildung 3-22). Mit großem Abstand folgen Niedersachsen (vormals Rang acht) und 

das Saarland (vormals Rang zwölf) mit einer Steigerung von 9,30 % bzw. 9,22 %. Auf 

den weiteren Plätzen folgen Mecklenburg-Vorpommern und Bayern.  

Mit deutlichem Abstand liegt Hamburg auf dem letzten Rang. Dort hat sich der Anteil 

Erneuerbarer Energien an der Bruttostromerzeugung um 7,22 %-Punkte verringert. 

Grund hierfür ist die in den letzten Jahren stark angestiegene Stromerzeugung aus 

Steinkohle, mit der der Ausbau der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien nicht 

im gleichen Maße schritthalten konnte. In Bremen, das auf dem vorletzten Platz liegt, 

verringerte sich der Anteil ebenfalls.  

Abbildung 3-23: 
Indikator 2A-7: Anteil Erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch 2017 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK (2019), Daten der Statistischen Landesämter und AGEB (2018). 

 



DIW Berlin: Politikberatung kompakt 145 
3 Vergleich der Bundesländer anhand der Einzelindikatoren 

 53 

Als zusätzliche Bezugsgröße für die Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien wird 

der Bruttostromverbrauch berücksichtigt. Der Bruttostromverbrauch errechnet sich 

aus der Bruttostromerzeugung zuzüglich des Stromimports und abzüglich des Strom-

exports. Hierfür wurden Daten der Statistischen Landesämter sowie des LAK Energie-

bilanzen für das Jahr 2017 herangezogen. Zum Dateneingangsschluss dieser Studie 

lagen für das Jahr 2017 keine entsprechenden Angaben für Berlin, Nordrhein-

Westfalen, das Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen vor. Für diese Län-

der erfolgte eine Schätzung ausgehend von den Vorjahreswerten und der bundeswei-

ten Entwicklung anhand von Angaben der Statistischen Landesämter, des LAK Ener-

giebilanzen sowie von AGEB (2018).  

Das Verhältnis von Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien und Bruttostromver-

brauch wird üblicherweise als Anteil Erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch 

bezeichnet.16 Dieser Anteil ist in Ländern mit einem Nettostromexport höher und in 

Ländern mit einem Nettostromimport geringer als der jeweilige Anteil an der Brut-

tostromerzeugung.  

Der Anteil Erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch war im Jahr 2017 in Meck-

lenburg-Vorpommern mit 173,4 % am höchsten, gefolgt von Schleswig-Holstein mit 

einem Anteil von 156,9 % (Abbildung 3-23). Diese beiden Länder haben also deutlich 

mehr Strom aus Erneuerbaren Energien erzeugt, als sie insgesamt verbraucht haben. 

Mit einigem Abstand folgen Brandenburg, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt (mit 

85,9 %, 69,6 % bzw. 68,1 %). Die Schlussgruppe bilden die beiden Stadtstaaten Berlin 

und Hamburg, die lediglich Anteile von 2,6 % bzw. 3,8 % aufweisen. 

 

                                                                        

16 Es ist allerdings zu beachten, dass es sich hierbei nicht um einen echten Anteil, sondern um eine rechnerische Größe 
handelt, da nicht der Stromverbrauch aus erneuerbaren Energien, sondern die Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien 
auf den gesamten Stromverbrauch bezogen wird.  
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Abbildung 3-24: 
Indikator 2A-8: Zunahme des Anteils Erneuerbarer Energien am Stromverbrauch 2014 bis 2017 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK (2019), Daten der Statistischen Landesämter und AGEB (2018). 

 

Auch zum Anteil Erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch wurde ein dynami-

scher Indikator gebildet. Betrachtet wurde dabei die Anteilsentwicklung von 2014 bis 

2017 in %-Punkten. Hierfür wurde auf Daten der Statistischen Landesämter, des LAK 

Energiebilanzen, sowie AGEB (2018) zurückgegriffen.  

In Schleswig-Holstein stieg der Anteil Erneuerbarer Energien am Bruttostromver-

brauch von 2014 bis 2017 mit 78,48 %-Punkten am meisten an (Abbildung 3-24). Es 

folgen Mecklenburg-Vorpommern (61,38 %-Punkte) und mit einigem Abstand Nieder-

sachsen (24,04 %-Punkte) und Brandenburg (20,94 %). Die Schlussgruppe bilden 

Hamburg, Berlin und Bremen. Dort stieg der Anteil Erneuerbarer Energien am Brut-

tostromverbrauch jeweils nur um weniger als 1,0 %-Punkte an. 
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Abbildung 3-25: 
Indikator 2A-9: Anteil Erneuerbarer Energien an der Fernwärmeerzeugung 2016 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK Energiebilanzen (Stand 24.7.2019). Angaben für Mecklenburg-

Vorpommern gelten für 2014, für das Saarland für 2015. 

 

Der Anteil Erneuerbarer Energien an der Fernwärmeerzeugung in den Bundesländern 

im Jahr 2016 wird auf Grundlage von Angaben des Länderarbeitskreises Energiebilan-

zen (LAK 2019) ermittelt. Für Mecklenburg-Vorpommern standen lediglich Angaben 

für das Jahr 2014, für das Saarland Angaben für das Jahr 2015 zur Verfügung.  

Den höchsten Anteil Erneuerbarer Energien an der Fernwärmeerzeugung erzielte 2016 

mit 28,5 % Bremen, das sich im Vergleich zur Vorgängerstudie um zehn Plätze verbes-

sert hat. Weiterhin auf dem zweiten Rang liegt Rheinland-Pfalz (25,5 %), gefolgt von 

Baden-Württemberg (23,0 %), das vom ersten auf den dritten Rang zurückgefallen ist 

(Abbildung 3-25). Auf den beiden letzten Rängen liegen das Saarland und Sachsen.  
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Abbildung 3-26: 
Indikator 2A-10: Zunahme des Anteils Erneuerbarer Energien an der Fernwärmeerzeugung 2013 bis 2016 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK Energiebilanzen (Stand 24.7.2019). Angaben für Mecklenburg-

Vorpommern gelten für 2013 bis 2014, für das Saarland für 2013 bis 2015. 

 

Mit dem hier abgebildeten dynamischen Indikator wird die Entwicklung im Fernwär-

mebereich von 2013 bis 2016 nach Daten des Länderarbeitskreises Energiebilanzen 

(LAK 2019) abgebildet. Aus Gründen der Datenverfügbarkeit wird für Mecklenburg-

Vorpommern die Anteilsveränderung von 2013 bis 2014 und für das Saarland von 2013 

bis 2015 betrachtet. 

Am stärksten stieg der Anteil Erneuerbarer Energien an der Fernwärmeerzeugung mit 

8,26 %-Punkten in Mecklenburg-Vorpommern. Bremen (4,49 %-Punkte), Bayern 

(4,32 %-Punkte) und Hessen (4,15 %-Punkte) liegen mit einigem Abstand auf den 

nachfolgenden Rängen (Abbildung 3-26). Niedersachsen sowie Berlin verzeichneten 

geringfügige Anteilsrückgänge. 

 

Die im Folgenden betrachteten Indikatoren beziehen sich auf die Nutzung Erneuerba-

rer Energien in den einzelnen Sparten der Strom- und Wärmebereitstellung. Ziel ist 



DIW Berlin: Politikberatung kompakt 145 
3 Vergleich der Bundesländer anhand der Einzelindikatoren 

 57 

die Analyse des Standes und der Entwicklung der einzelnen EE-Sparten mittels stati-

scher und dynamischer Indikatoren. Dabei werden die jeweiligen technischen Potenzi-

ale17 bzw. Potenzialleitgrößen in den Bundesländern berücksichtigt, um einen ange-

messenen Vergleich der Bundesländer zu ermöglichen. 

3.1.2.2 Windkraft 

Abbildung 3-27: 
Indikator 2A-11: Windstromerzeugung 2017 bezogen auf das Erzeugungspotenzial 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK (2019), Daten der Statistischen Landesämter und BWE (2011). 

 

Für den Vergleich der Nutzung von Windkraft in den Bundesländern wird die Wind-

stromerzeugung im Jahr 2017 nach Angaben von LAK (2019) bzw. Daten der Statisti-

schen Landesämter auf das jeweilige landesspezifische Erzeugungspotenzial (BWE 

2011) bezogen. Das Erzeugungspotenzial gilt unter der Prämisse, dass grundsätzlich 

2 % der Landesfläche für Windenergie zur Verfügung stehen, wobei allerdings u.a. 

Nationalparks, Naturschutzgebiete, bebaute Flächen oder Gewässer ausgeschlossen 
                                                                        

17 Ein Bezug auf wirtschaftlich erschließbare Potenziale wäre wünschenswert, belastbare Daten liegen hierzu allerdings 
nicht vor. 
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werden. Zudem werden nur Standorte mit mehr als 1.600 Volllaststunden berücksich-

tigt.18 

Der Stadtstaat Bremen liegt nach wie vor bei der Stromerzeugung aus Windkraft mit 

einer Potenzialausnutzung von 105,0 % im Jahr 2017 deutlich vorne19 (Abbildung 3-27). 

Schleswig-Holstein (79,4 %) und Sachsen-Anhalt (58,6 %) folgen auf den Rängen zwei 

und drei. Auch diese beiden Länder konnten ihre Platzierung im Vergleich zur Vor-

gängerstudie beibehalten. Die Schlussgruppe wird gebildet von den beiden Flächen-

ländern Baden-Württemberg (4,4 %) und Bayern (5,7 %) sowie dem Stadtstaat Berlin 

(4,6 %).  

 

Abbildung 3-28: 
Indikator 2A-12: Zunahme der Windkraftleistung von 2015 bis 2018 

19,53

14,60

11,06

10,10

9,79

8,88

7,84

7,12

5,65

5,31

4,68

3,77

3,66

1,67

1,13

1,07

0,00 5,00 10,00 15,00 20,00 25,00

Hamburg

Bremen

Schleswig-Holstein

Niedersachsen

Brandenburg

Nordrhein-Westfalen

Saarland

Sachsen-Anhalt

Hessen

Rheinland-Pfalz

Thüringen

Baden-Württemberg

Mecklenburg-Vorp.

Bayern

Berlin

Sachsen

2A-12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 [%-Punkte]

 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten der Bundesnetzagentur (BNetzA 2019a) und BWE (2011). 

 

                                                                        

18 Weitere Einschränkungen bzw. Annahmen bei der Berechnung des jeweiligen Erzeugungspotenzials der Windenergie 
sind der Studie des BWE (2011) zu entnehmen. 
19 Bremen nutzt somit ein größeres Potenzial für Windkraft aus, als es in BWE (2011) berechnet wurde.  
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Für den dynamischen Indikator im Bereich Windenergie wird die Zunahme der instal-

lierten Windenergieleistung von Ende 2015 bis Ende 201820 (nach BNetzA 2019a) be-

trachtet und auf das jeweilige Leistungspotenzial in den Bundesländern (gemäß BWE 

2011) bezogen.21 

Bezogen auf das Leistungspotenzial war der Zubau der Windenergie in Hamburg mit 

19,53 %-Punkten deutlich am größten (Abbildung 3-28). Auf dem zweiten Rang folgt 

mit Bremen (14,60 %-Punkte) ein weiterer Stadtstaat. Schleswig-Holstein (11,06 %-

Punkte), das in der Vergleichsstudie 2017 noch auf dem ersten Rang lag, erzielt nun-

mehr den dritten Platz. Auf den letzten Rängen liegen Sachsen, Berlin und Bayern, in 

denen sich der Windkraftzubau im Vergleich zur Vorgängerstudie weiter verlangsamt 

hat. 

                                                                        

20 Angaben jeweils zum 31.12. eines Jahres. 
21 Dem jeweiligen Leistungspotenzial ist eine Leistungsgröße von 3 MW je Anlage unterstellt. Es ist anders als das 
Erzeugungspotenzial unabhängig von der Ausnutzungsdauer. 
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3.1.2.3 Wasserkraft 

Abbildung 3-29: 
Indikator 2A-13: Stromerzeugung aus Wasserkraft 2017 bezogen auf das technische Potenzial 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK (2019), Daten der Statistischen Landesämter sowie Wagner und Rindel-

hardt (2008). 

 

Bei diesem Indikator wird die Stromerzeugung aus Wasserkraft im Jahr 2017 (nach LAK 

2019 bzw. Daten der Statistischen Landesämter) auf das (witterungsbereinigte) techni-

sche Potenzial nach Wagner und Rindelhardt (2008) bezogen. 

Im Jahr 2017 schöpfte Thüringen bei der Wasserkraftnutzung das technische Potenzial 

mit 147,7 % mit Abstand am meisten aus.22 Bremen verbesserte sich im Vergleich zur 

Vorgängerstudie um einen Platz und liegt nun mit einer Potenzialausnutzung von 

102,6 % auf dem zweiten Rang. Bayern (82,4 %) stieg ebenfalls im Ranking auf und 

belegt nun den dritten Rang (Abbildung 3-29). Im Stadtstaat Berlin wird mangels Po-

tenzials kein Strom aus Wasserkraft erzeugt. Es zeigt sich, dass selbst in einigen Bun-

                                                                        

22 Da die zugrunde gelegten Potenzialgrößen witterungsbereinigt und konservativ berechnet sind, kann es durchaus 
passieren, dass in manchen Jahren mehr als 100% des in dieser Veröffentlichung zu Grunde gelegten Strompotenzials 
erzeugt wird. 
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desländern mit einem hohen Anteil der Stromerzeugung aus Wasserkraft weitere 

technische Potenziale bestehen, die noch ausgeschöpft werden könnten.  

Abbildung 3-30: 
Indikator 2A-14: Zunahme der Wasserkraftleistung von 2015 bis 2018 
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Quelle:  Eigene Berechnungen sowie auf Basis von BDEW (2011/2012), (BNetzA 2019b), BMWi (2019b), Statistische 

Landesämter und BMVI (2015).  

Beim dynamischen Indikator wird die Zunahme der Wasserkraftleistung von 2015 bis 

2018, basierend auf eigenen Berechnungen, auf Leistungspotenzialangaben, die mittels 

Angaben aus BDEW (2011/2012), von Statistischen Landesämtern, BMWi (2019a) sowie 

BMVI (2015) ermittelt wurden, bezogen.  

Die Leistung stieg in den Bundesländern von 2015 bis 2018 nur geringfügig an. Am 

deutlichsten war die Steigerung in Sachsen-Anhalt (6,02 %-Punkte) (Abbildung 3-30). 

Nordrhein-Westfalen liegt mit einem Wachstum von 2,20 %-Punkten auf dem zweiten 

Rang. In sechs Bundesländern veränderte sich die Wasserkraftleistung bezogen auf das 

Potenzial nicht. Schleswig-Holstein, Brandenburg und Hessen wiesen eine Abnahme 

der Wasserkraftleistung auf.   
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3.1.2.4 Photovoltaik 

Abbildung 3-31: 
Indikator 2A-15: Photovoltaik-Stromerzeugung 2017 bezogen auf das technische Potenzial 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von LAK (2019), Daten der Statistischen Landesämter sowie EuPD, ifo (2008). 

 

Beim statischen Indikator im Bereich der Photovoltaik wird die Ausschöpfung des 

vorhandenen technischen Potenzials zur Stromerzeugung im Jahr 2017 betrachtet. 

Dabei wird die Photovoltaik-Stromerzeugung im Jahr 2017 nach LAK 2019 bzw. Daten 

der Statistischen Landesämter auf das länderspezifische technische Erzeugungspoten-

zial (nach EuPD, ifo 2008)23 bezogen. 

Wie bereits in den Vorgängerstudien führt Bayern bei der Potenzialausnutzung der 

Photovoltaik mit nunmehr 41,1 % deutlich (Abbildung 3-31). Sachsen-Anhalt erreicht 

mit 22,4 % den zweiten Platz und liegt damit weiterhin vor Baden-Württemberg mit 

einer Ausnutzung von 21,3 %. Am geringsten wird das Photovoltaikpotenzial nach wie 

vor in den Stadtstaaten Hamburg (1,3 %), Berlin (1,7 %) und Bremen (3,3 %) genutzt. 

                                                                        

23 In EuPD, ifo (2008) werden als Grundlage zur Bestimmung des technischen Potenzials u.a. Hausdächer, Fassaden, 
Verkehrs- und Freiflächen herangezogen. 
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Dies dürfte am vergleichsweise hohen Anteil von Mietwohnungen bzw. Mehrfamilien-

häusern am Gebäudebestand und dort besonders auftretenden Hemmnissen liegen. 

 

Abbildung 3-32: 
Indikator 2A-16: Zunahme der Photovoltaik-Leistung von 2015 bis 2018 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von Daten der Bundesnetzagentur (BNetzA 2019a), EuPD, ifo (2008) und SFV 

(2019). 

 

Beim dynamischen Indikator im Bereich Photovoltaik wird die Zunahme der Photovol-

taik-Leistung von 2015 bis 2018 nach Angaben der Bundesnetzagentur (BNetzA 2019a) 

berechnet und auf das Photovoltaik-Leistungspotenzial bezogen, das aus dem Strom-

erzeugungspotenzial nach EuPD, ifo (2008) und den landesdurchschnittlichen Aus-

nutzungsdauern nach SFV (2019) ermittelt wurde. 

Wie bereits in der Vergleichsstudie 2017 stieg die Ausnutzung des Photovoltaik-

Leistungspotenzials am stärksten in Sachsen-Anhalt an: von 2015 bis 2018 um 6,09 %-

Punkte (Abbildung 3-32). Mit einigem Abstand folgen Thüringen (4,30 %-Punkte) und 

Bayern (4,19 %-Punkte).  
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Auf den letzten Plätzen liegen nach wie vor die drei Stadtstaaten Bremen, Hamburg 

und Berlin, nun jedoch in anderer Reihenfolge als in der Vorgängerstudie.  

3.1.2.5 Bioenergie 

Bioenergie wird in unterschiedlichen Formen für die Strom-, Wärme- und Kraftstoffer-

zeugung eingesetzt. Die Nutzung von Biomasse wird durch die im Folgenden be-

schriebenen Indikatoren zwar nicht vollständig abgebildet; es werden damit aber we-

sentliche Einsatzmöglichkeiten im Strom- und Wärmebereich erfasst. Eine Gesamtbe-

wertung zur Nutzung von Biokraftstoffen wird an dieser Stelle nicht durchgeführt, da 

die Entwicklung in diesem Bereich im Wesentlichen durch bundesweite Vorgaben 

geprägt ist. Die Herstellungskapazität und Tankstellenverfügbarkeit für Biokraftstoffe 

wird jedoch in der Indikatorengruppe 2B bzw. im Abschnitt 3.2.2.4 behandelt. Neu ist 

in dieser Vergleichsstudie ein Indikator zu Flexibilitätszahlungen für Biogas-Anlagen, 

um weitere Bestrebungen zur Systemintegration zu berücksichtigen. 
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Abbildung 3-33: 
Indikator 2A-17: Biomasse-Stromerzeugung 2017 bezogen auf die Wald- und Landwirtschaftsfläche 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK (2019), Daten der Statischen Landesämter sowie Statistische Ämter des 

Bundes und der Länder (2019a). 

 

Die Angaben zur Stromerzeugung aus Biomasse für das Jahr 2017 beruhen auf Daten 

des LAK (2019) bzw. der Statistischen Landesämter. Diese werden zum Vergleich der 

Bundesländer auf die jeweilige Wald- und Landwirtschaftsfläche bezogen. Diese Be-

zugsgröße stammt von den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder (2019a). 

Wie in den Vorjahren schneiden die drei Stadtstaaten hierbei mit großem Abstand am 

besten ab (Abbildung 3-33), da diese nur über relativ geringe Wald- und Landwirt-

schaftsflächen verfügen und Biomasse auch aus den umliegenden Regionen beziehen. 

Bremen liegt weiterhin mit deutlichem Abstand auf dem ersten Rang. Die führenden 

Flächenländer sind mit 250,9 MWh/km² Nordrhein-Westfalen, mit 241,8 MWh/km² 

Schleswig-Holstein und mit 233,2 MWh/km² Niedersachsen. Schlusslicht ist Rhein-

land-Pfalz (76,5 MWh/km²). 
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Abbildung 3-34: 
Indikator 2A-18: Zunahme der Biomasse-Stromerzeugungsleistung von 2015 bis 2018 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von Daten der Bundesnetzagentur (BNetzA 2019a) sowie Statistische Ämter des 

Bundes und der Länder (2019a). 

 

Als erster dynamischer Indikator im Bioenergiebereich wird die Entwicklung der Bio-

masse-Stromerzeugungsleistung von 2015 bis 2018 nach Daten der Bundesnetzagentur 

(BNetzA 2019a) bewertet. Der Zubau der Leistung zur Erzeugung von Strom aus Bio-

masse wird dabei auf die Wald- und Landwirtschaftsfläche nach Angaben der Statisti-

schen Ämter des Bundes und der Länder (2019a) bezogen. 

Mit Abstand am stärksten nahm die elektrische Biomasseleistung von 2015 bis 2018 in 

Bremen (40,3 kW/km²) zu (Abbildung 3-34). Damit verbesserte sich der Stadtstaat 

vom vorletzten auf den ersten Rang. Auf dem zweiten Rang liegt Schleswig-Holstein 

mit einer Zunahme von 8,4 kW/km². In Hamburg wird eine geringfügige Abnahme der 

Biomasse-Stromerzeugungsleistung verzeichnet.  
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Abbildung 3-35: 
Indikator 2A-19: Flexibilitätszahlungen 2017 bezogen auf die Stromerzeugung aus Biogas 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Daten der Bundesnetzagentur (BNetzA 2019b) sowie von Daten der AGEE-Stat. 

 

Eine flexible Fahrweise von Biogas-Anlagen zur Stromerzeugung kann einen Beitrag 

zur Systemintegration Erneuerbarer Energien leisten. Dieser Aspekt wird in dieser 

Vergleichsstudie erstmals durch Betrachtung von Flexibilitätszahlungen für Biogas-

Anlagen berücksichtigt. Betreiber von Biogas-Anlagen zur Stromerzeugung erhalten 

gemäß §50a EEG 2017 (Neuanlagen) bzw. gemäß §50b EEG 2017 (Anlagen mit Inbe-

triebnahmedatum vor dem 1. August 2014) für die Bereitstellung von flexibler installier-

ter Leistung auf Antrag einen Flexibilitätszuschlag bzw. eine Flexibilitätsprämie. Für 

den neuen Indikator werden die Flexibilitätszahlungen für Biogas-Anlagen für das Jahr 

2017 nach Angaben der Bundesnetzagentur (BNetzA 2019b) auf die Stromerzeugung 

aus Biogas-Anlagen 2017 bezogen. Letztere wurde für die Bundesländer mittels einer 

eigenen Berechnung beruhend auf Angaben der Bundesnetzagentur ermittelt. 

Die größte Summe an Flexibilitätszahlungen bezogen auf die Stromerzeugung aus 

Biogas-Anlagen 2017 ist in Berlin zu beobachten. Mit 3,05 ct/kWh liegt der Stadtstaat 

deutlich an der Spitze. Auf dem zweiten Rang liegt das Saarland (1,62 ct/kWh). Mit 
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deutlichem Abstand folgt Hessen (0,44 ct/kWh). In den Stadtstaaten Bremen und 

Hamburg gab es keine Flexibilitätszahlungen. 

 

Die folgenden Indikatoren im Bereich Bioenergie beschreiben die Nutzung von Bio-

masse zur Wärmeerzeugung in den einzelnen Bundesländern.  

 

Abbildung 3-36: 
Indikator 2A-20: Wärmeerzeugung mit Pelletsheizungen 2018 bezogen auf die Wohnfläche 
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2A-20 Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche [kWh / m²]

 
Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von DEPI (2019), Biomasseatlas (2019) und Statistisches Bundesamt (2019a). 

 

Bei diesem Indikator wird die Wärme erfasst, die mit Holzpellets im Jahr 2018 erzeugt 

wurde. Die Angaben basieren auf Bestandsdaten des Deutschen Pelletsinstituts (DEPI 

2019) sowie auf Daten zum Marktanreizprogramm (MAP), in denen Anzahl und Leis-

tung der geförderten Pelletsheizungen nach Bundesländern ausgewiesen sind (Biomas-

seatlas 2019). Mittels einer typischen durchschnittlichen Volllaststundenzahl von 1.325 

Stunden im Jahr wird aus der installierten Leistung die erzeugte Wärme abgeschätzt. 
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Als Bezugsgröße dient bei diesem Indikator die jeweilige Wohnfläche in den Bundes-

ländern nach Angaben des Statistischen Bundesamts (2019a).  

Wie bereits in den Vorgängerstudien ist die Wärmeerzeugung aus Holzpellets in Bay-

ern mit Abstand am größten. Die Wärmegewinnung bezogen auf die Wohnfläche be-

trägt dort 4,04 kWh/m² (Abbildung 3-36). Baden-Württemberg liegt weiterhin auf dem 

zweiten Rang. Das Land konnte seine Wärmeerzeugung auf 2,68 kWh/m² erhöhen. 

Die Schlusslichter bilden erneut in gleicher Reihenfolge die drei Stadtstaaten Berlin, 

Hamburg und Bremen mit jeweils unter 0,30 kWh/m². 

 

Abbildung 3-37: 
Indikator 2A-21: Zunahme der Pelletswärmeleistung von 2015 bis 2018 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von DEPI (2019), Biomasseatlas (2019) und Statistisches Bundesamt (2019a). 

 

Beim dynamischen Indikator zur Entwicklung der Leistung zur Wärmeerzeugung aus 

Holzpellets wird die Zunahme der installierten Wärmeleistung von Pelletsheizungen 

von 2015 bis 2018 betrachtet. Diese wird auf die Wohnfläche bezogen. Für die Ermitt-

lung der Angaben wurde wie beim vorigen Indikator auf Bestandsdaten des Deutschen 

Pelletsinstituts (DEPI 2019) sowie auf Daten zum MAP, in denen Anzahl und Leistung 
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der geförderten Pelletsheizungen nach Bundesländern ausgewiesen sind (Biomasseat-

las 2019), zurückgegriffen. 

Im Vergleich zur Vorgängerstudie zeigt sich ein anhaltend rückläufiger Zubau. Am 

größten fällt der Zubau mit 0,35 kW/1000m² in Thüringen aus (Abbildung 3-37). Ba-

den-Württemberg folgt mit 0,29 kW/1000m² auf dem zweiten Rang. Knapp dahinter 

folgt Bayern, das in der Vergleichsstudie 2017 noch auf dem ersten Rang lag. Schluss-

lichter bei diesem dynamischen Indikator sind weiterhin die drei Stadtstaaten Berlin, 

Hamburg und Bremen. 

 

Abbildung 3-38: 
Indikator 2A-22: Zunahme der Wärmeleistung von Holzhackschnitzel- und Handbefeuerungsanlagen von 
2015 bis 2018 bezogen auf die Waldfläche 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von Biomasseatlas (2019) sowie Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

(2019a). 

 

Zum gesamten Bestand an Hackschnitzel- und handbeschickten Feuerungsanlagen 

liegen nach wie vor keine offiziellen statistischen Angaben vor. Aus diesem Grund 

betrachtet dieser Indikator die Zunahme der Wärmeleistung von 2015 bis 2018, die 
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durch das Marktanreizprogramm (MAP) gefördert wurde (Biomasseatlas 2019). Als 

Bezugsgröße für die Leistung der Anlagen dient die Waldfläche.24 

Bei diesem Indikator liegt Bayern mit einer Wärmeleistung von 19,8 kW/km² nach wie 

vor auf dem ersten Platz (Abbildung 3-38). Hamburg konnte sich im Vergleich zur 

Studie 2017 um zwei Plätze verbessern und folgt mit einer Wärmeleistung von 

17,8 kW/km² auf dem zweiten Rang. Sachsen (16,7 kW/km²) liegt weiterhin auf Platz 

drei. Das vormals zweitplatzierte Baden-Württemberg (15,3 kW/km²) ist auf den vier-

ten Rang zurückgefallen. Am geringsten war der Zubau an Wärmeleistung aus Holz-

hackschnitzel- und Handbefeuerungsanlagen in Berlin. 

3.1.2.6 Solarwärme 

Abbildung 3-39: 
Indikator 2A-23: Solarwärmeerzeugung 2018 bezogen auf das solarthermische Potenzial auf Dachflächen 
von Wohn- und Nichtwohngebäuden 
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2A-23 Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen [%]

 
Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von BMWi (2019b), Solaratlas (2019), Mez et al. (2007) sowie Kaltschmitt und 

Wiese (1993). 

 
                                                                        

24 Es wird hier nicht die Wohnfläche als Bezugsgröße verwendet, weil es sich bei Hackschnitzelanlagen in der Regel um 
größere Anlagen handelt, die vielfach in öffentlichen Gebäuden Verwendung finden, für die keine geeigneten 
Flächenangaben vorliegen. 
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Auch für die Solarwärmeerzeugung gibt es keine aktuellen umfassenden amtlichen 

Daten auf Bundesländerebene. Zwar lassen sich über Angaben des Länderarbeitskrei-

ses Energiebilanzen entsprechende Angaben für die Bundesländer berechnen, die Ak-

tualität ist jedoch relativ eingeschränkt. Aus diesem Grund werden Angaben für das 

Jahr 2018 auf Daten des Solaratlas (Solaratlas 2019), der auf Förderdaten aus dem 

Marktanreizprogramm (MAP) zurückgreift, sowie Angaben der AGEE-Stat (BMWi 

2019b) verwendet. Darüber wird die Verteilung der MAP-geförderten Fläche an Solar-

kollektoren auf die Bundesländer ermittelt. Anhand der Daten von Mez et al. (2007) 

wird der bundesländerspezifische Jahresertrag in kWh pro m² berücksichtigt. Die mit 

dieser Methodik geschätzten Werte beinhalten zwar gewisse Unsicherheiten. Ein Ab-

gleich mit Daten des Länderarbeitskreis Energiebilanzen für die Vorjahre zeigt jedoch, 

dass die Methodik den aktuellen Stand relativ gut abbilden kann. Die Solarwärmeer-

zeugung wird auf das solarthermische Potenzial auf Dachflächen (nach Kaltschmitt 

und Wiese 1993)25 bezogen.  

Wie bereits in den Vorjahren wird dieser Indikator von Bayern angeführt. Dort wurden 

2018 5,46 % des Solarwärmepotentials ausgenutzt (Abbildung 3-39). Baden-

Württemberg liegt auf dem zweiten Rang mit einer Potenzialausnutzung von 4,15 %. 

Mit einigem Abstand folgen Rheinland-Pfalz, Sachsen und Hessen. Die Bundesländer 

mit der geringsten Potenzialausnutzung sind nach wie vor die drei Stadtstaaten Berlin, 

Bremen und Hamburg. Dies dürfte am vergleichsweise hohen Anteil von Mietwoh-

nungen bzw. Mehrfamilienhäusern am Gebäudebestand und dort besonders auftre-

tenden Hemmnissen liegen. 

 

                                                                        

25 Die Angaben von Kaltschmitt und Wiese (1993) scheinen zunächst veraltet. Eine umfassende Recherche konnte allerdings 
kein für alle Bundesländer übergreifendes, neueres, belastbares Material erschließen. Jedoch wird davon ausgegangen, 
dass die Potenzialflächen aufgrund relativ geringer Zubauraten im Gebäudebereich keinen wesentlichen Änderungen 
unterliegen. 
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Abbildung 3-40: 
Indikator 2A-24: Zunahme der Solarkollektorfläche von 2015 bis 2018 
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2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-Punkte]

 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von BMWi (2019b), Solaratlas (2019) und Kaltschmitt und Wiese (1993). 

 

Der dynamische Indikator im Bereich Solarthermie erfasst den Zubau der Solarther-

mie-Kollektorfläche von 2015 bis 2018 und berücksichtigt dabei das jeweilige Dachflä-

chenpotenzial der Bundesländer (ebenfalls nach Kaltschmitt und Wiese 1993).  

Wie beim statischen Indikator zur Solarthermie belegen Bayern und Baden-

Württemberg die beiden vorderen Plätze (Abbildung 3-40). Die Abstände zwischen 

beiden Ländern sind jedoch gering. Wie bereits in der Vorgängerstudie konnte bei 

allen Bundesländern ein weiteres Abschwächen des Solarthermiezubaus beobachtet 

werden. Die drei Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg bilden auch beim dynami-

schen Indikator die Schlusslichter. 
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3.1.2.7 Erd- und Umweltwärme 

Abbildung 3-41: 
Indikator 2A-25: Zunahme von Wärmepumpen-Anlagen 2017 und 2018 im Marktanreizprogramm bezo-
gen auf die Wohnfläche 
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2A-25 Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche [1 / Mio. m²]

 
Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von Wärmepumpenatlas (2019) und Statistisches Bundesamt (2019a). 

 

Der letzte spartenspezifische Indikator erfasst die Nutzung von Erd- und Umweltwär-

me. Aufgrund fehlender umfassender bundesländerscharfer Daten zu Bestand und 

Zubau von Wärmepumpen wird bei diesem Indikator die Zunahme von Wärmepum-

penanlagen in den Jahren 2017 und 2018 betrachtet, die durch das Marktanreiz-

programm (MAP) gefördert wurden (Wärmepumpenatlas 2019). Die Anzahl der geför-

derten Wärmepumpen wird auf die Wohnfläche bezogen, da der überwiegende Teil 

der geförderten Wärmepumpen in privaten Haushalten installiert wird. 

Bei diesem Indikator liegt Brandenburg nach einer Verbesserung um einen Platz ge-

genüber der Vergleichsstudie 2017 an der Spitze, gefolgt von Sachsen. In diesen Län-

dern wurden 2017 und 2018 insgesamt 17,80 bzw. 15,61 geförderte Wärmepumpen pro 

Mio. m² Wohnfläche installiert (Abbildung 3-41). Auf dem dritten Rang liegt Schles-

wig-Holstein, das sich im Vergleich zur Vorgängerstudie um einen Platz verbessern 

konnte. Insgesamt nahm der Zubau im Vergleich zur Vorgängerstudie in allen Bundes-
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ländern teilweise deutlich zu. Auf den letzten Plätzen liegen die drei Stadtstaaten Ber-

lin, Bremen und Hamburg. Ein Grund hierfür dürfte wie bei den Solarkollektoren der 

in den Stadtstaaten relativ hohe Anteil von Mietwohnungen bzw. Mehrfamilienhäu-

sern sein, der auch Investitionen in objektnahe Wärmepumpen erschweren kann. 

3.1.2.8 CO2-Emissionen 

Abbildung 3-42: 
Indikator 2A-26: Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 bezogen auf den Primärenergieverbrauch 
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2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

 

Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK (2019). Angaben für Mecklenburg-Vorpommern gelten für 2014, für das 
Saarland für 2015. 

 

Der Ausbau Erneuerbarer Energien soll unter anderem dem Klimaschutz dienen. Da-

her werden im Bereich der Output-Indikatoren auch die energiebedingten CO2-

Emissionen berücksichtigt. Die Emissionen im Jahr 2016 werden auf den jeweiligen 

Primärenergieverbrauch der Bundesländer bezogen. Für beide Datensätze wurde auf 

Angaben des Länderarbeitskreises Energiebilanzen (LAK 2019) zurückgegriffen. Aus 

Gründen der Datenverfügbarkeit wurden für Mecklenburg-Vorpommern Angaben für 

2014 und für das Saarland Angaben für 2015 verwendet. 

Den geringsten energiebedingten CO2-Ausstoß bezogen auf den Primärenergiever-

brauch besitzt Schleswig-Holstein, das mit einem CO2-Ausstoß von 40,3 t/TJ das Ran-



DIW Berlin: Politikberatung kompakt 145 
3 Vergleich der Bundesländer anhand der Einzelindikatoren 

 76 

king knapp vor Bayern (40,7 t/TJ) anführt (Abbildung 3-42). Auf dem dritten Rang 

folgt Rheinland-Pfalz mit einem Ausstoß von 41,3 t/TJ. Die Schlussgruppe umfasst die 

vier Länder Saarland, Brandenburg, Bremen und Sachsen, in denen die energiebeding-

ten Emissionen bezogen auf den Primärenergieverbrauch mit 78,3 t/TJ bis 91,8 t/TJ 

deutlich über den Emissionen der übrigen Länder lagen. Dies ist unter anderem auf 

den hohen Anteil der Kohleverstromung in diesen Ländern zurückzuführen. 

 

Abbildung 3-43: 
Indikator 2A-27: Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen bezogen auf den Primärenergiever-
brauch 2013 bis 2016 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von LAK (2019). Angaben für Mecklenburg-Vorpommern gelten für 2013 bis 2014 

und für das Saarland für 2013 bis 2015.  

 

Der dynamische Indikator zu den CO2-Emissionen betrachtet die Veränderung der 

energiebedingten CO2-Emissionen bezogen auf den Primärenergieverbrauch von 2013 

bis 2016. Aufgrund mangelnder Datenverfügbarkeit wurde für Mecklenburg-

Vorpommern der Zeitraum 2013 bis 2014 und für das Saarland der Zeitraum 2013 bis 

2015 betrachtet. Grundlage des Indikators sind Angaben des Länderarbeitskreises 

Energiebilanzen (LAK 2019). 
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Den größten Rückgang an energiebedingten CO2-Emissionen bezogen auf den Primär-

energieverbrauch konnte Bremen verzeichnen. Dort gingen die energiebedingten 

Emissionen von 2013 bis 2016 um 3,75 t/TJ zurück (Abbildung 3-43). Deutliche Vermin-

derungen der Emissionsintensität zeigen sich auch in Sachsen-Anhalt (Reduktion um 

3,42 t/TJ). Sachsen, das in der Vorgängerstudie noch die größte Steigerung der ener-

giebedingten CO2-Emissionen verzeichnete, liegt nun auf dem dritten Rang. Insgesamt 

sanken im betrachteten Zeitraum die energiebedingten CO2-Emissionen bezogen auf 

den Primärenergieverbrauch in zehn Bundesländern. In Hamburg stiegen die Emissio-

nen mit 12,86 t/TJ am deutlichsten, was u.a. auf den stark gestiegenen Anteil der Koh-

leverstromung zurückzuführen ist.  
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3.2 Technologischer und wirtschaftlicher Wandel 

3.2.1 Anstrengungen (Input-Indikatoren) 

Die Input-Indikatoren im Bereich technologischer und wirtschaftlicher Wandel (1B) 

beziehen sich auf politische Anstrengungen zur Förderung des technischen Fort-

schritts und des wirtschaftlichen Strukturwandels zu Gunsten Erneuerbarer Energien. 

Hierbei werden programmatische Ansätze und Maßnahmen der Bundesländer vor 

allem in der Forschungsförderung, der Bildung und der Ansiedlungspolitik erfasst. Um 

die Systemintegration Erneuerbarer Energien bzw. Sektorenkopplung stärker zu be-

rücksichtigen, umfasst diese Indikatorengruppe nun erstmals auch Anstrengungen zur 

Förderung der Elektromobilität. 

3.2.1.1 Forschung und Entwicklung 

Abbildung 3-44: 
Indikator 1B-1: Forschungs- und Entwicklungsausgaben für Erneuerbare Energien bezogen auf das Brut-
toinlandsprodukt – Mittelwert 2016 und 2017 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von PtJ (2018), PtJ (2019) und Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

(2019b). 
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Der erste Indikator in diesem Bereich betrachtet die Forschungs- und Entwicklungs-

ausgaben der Bundesländer für Erneuerbare Energien. Als aktuellste Angaben liegen 

Zahlen für die Jahre 2016 und 2017 vor (PtJ 2018 und PtJ 2019). Um große Sprünge bei 

den Forschungsausgaben in den einzelnen Jahren auszugleichen, wurde der Mittelwert 

aus beiden Jahren gebildet. Die Forschungsausgaben werden für den Bundesländerver-

gleich jeweils auf das Bruttoinlandsprodukt (BIP) bezogen. Das BIP wird den Gesamt-

forschungsausgaben als Bezugsgröße vorgezogen, um nicht diejenigen Bundesländer 

zu begünstigen, die Forschung und Entwicklung insgesamt in nur geringem Umfang 

fördern.  

Bei der Forschungsförderung für Erneuerbare Energien liegt nach wie vor Niedersach-

sen an der Spitze. Dort wurden 2016 und 2017 im Schnitt 38,8 Euro je Mio. Euro BIP für 

die Forschung und Entwicklung von Erneuerbaren Energien ausgegeben (Abbildung 

3-44). Die Forschungsschwerpunkte lagen dabei auf Erneuerbaren Energien allgemein 

sowie Photovoltaik. Auf dem zweiten Platz folgt Bremen mit 37,8 Euro je Mio. Euro 

BIP (Forschungsschwerpunkte Biomasse und Windenergie). Auf dem dritten Platz 

liegt Bayern (Forschungsschwerpunkt Biomasse). Mecklenburg-Vorpommern hat 2016 

und 2017 keine eigenen Forschungsmittel für Erneuerbare Energien investiert. Hier 

wurden ausschließlich EU-Zuschüsse verwendet (PtJ 2019). Insgesamt betrachtet nahm 

in vielen Bundesländern das Forschungsförderungsniveau im Vergleich zur Vorgänger-

studie ab. 
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Abbildung 3-45: 
Indikator 1B-2: Forschungs- und Entwicklungsausgaben für die Systemintegration Erneuerbarer Energien 
bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt – Mittelwert 2016 und 2017 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von PtJ (2018), PtJ (2019) und Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

(2019b). 

 

Ein weiterer Indikator zur Analyse der Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten der 

Bundesländer betrachtet die Forschungsausgaben zu Systemintegrationsaspekten Er-

neuerbarer Energien (nach PtJ 2018 und PtJ 2019).26 Auch hierfür wurde zur Abmilde-

rung von Sprüngen bei den Ausgaben der Länder der Mittelwert aus den Angaben für 

die Jahre 2016 und 2017 gebildet. Dieser Wert wird analog zum vorherigen Indikator 

auf das BIP des jeweiligen Bundeslandes bezogen. 

Bei den durchschnittlichen Forschungs- und Entwicklungsausgaben zur Systemin-

tegration in den Jahren 2016 und 2017 liegt Sachsen mit durchschnittlich 

58,5 Euro/Mio. Euro BIP an der Spitze, mit den Forschungsschwerpunkten Energie-

speicher, Elektromobilität sowie Brennstoffzellen/Wasserstoff (Abbildung 3-45). Sach-

                                                                        

26 Von den Angaben von PtJ wurden für die Abbildung von Forschungs- und Entwicklungsausgaben für die 
Systemintegration folgende Kategorien berücksichtigt: Brennstoffzellen/Wasserstoff, Elektromobilität, Energiespeicher, 
Energiesysteme und Modellierung sowie Stromnetze. 
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sen hat sich damit um drei Plätze verbessert. Auf dem zweiten Rang folgt Baden-

Württemberg mit 49,0 Euro/Mio. Euro BIP mit den Forschungsschwerpunkten Elekt-

romobilität und Energiespeicher. Deutlich dahinter auf dem dritten Rang liegt Bayern, 

das in der Vorgängerstudie noch den Spitzenplatz erreicht hat. Mecklenburg-

Vorpommern und Berlin setzten 2016 und 2017 keine eigenen Fördermittel in diesem 

Bereich ein. 

3.2.1.2 Bildung 

Abbildung 3-46: 
Indikator 1B-3: Studiengänge zu Erneuerbaren Energien 2019 bezogen auf die Gesamtzahl an Studien-
gängen 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von HRK (2019). 

 

Ein wichtiger Indikator für politische Anstrengungen im Bildungsbereich ist die An-

zahl der Studiengänge zu Erneuerbaren Energien in den einzelnen Bundesländern. Die 

für die Analyse verwendeten Angaben beruhen auf einer Auswertung des Portals der 

Hochschulrektorenkonferenz für das Jahr 2019 (HRK 2019) und werden jeweils auf die 

Gesamtzahl aller Studiengänge, ebenfalls nach Angaben der Hochschulrektorenkonfe-

renz, bezogen. 
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Den größten Anteil von Studiengängen im Bereich Erneuerbarer Energien an der Ge-

samtzahl aller Studiengänge besitzt nach wie vor Thüringen mit 2,17 % (Abbildung 

3-46). Auf den weiteren Rängen folgen Sachsen (2,06 %) und Sachsen-Anhalt (1,82 %). 

Auf den letzten beiden Rängen liegen Nordrhein-Westfalen sowie Rheinland-Pfalz. 

Neun Bundesländer besitzen einen Anteil von unter einem %. 

 

Abbildung 3-47: 
Indikator 1B-4: Klimaschutzschulen 2018 bezogen auf die Gesamtzahl an Schulen 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von BMUB (2018) sowie Statistisches Bundesamt (2018a, 2018b). 

 

Neben Studiengängen zu Erneuerbaren Energien leisten auch entsprechende Aktivitä-

ten an Schulen einen wichtigen Beitrag zur Bildung im Bereich Erneuerbarer Energien. 

Die Erfassung dieser Aktivitäten erfolgt über eine Auswertung des Klimaschutz-

schulenatlas (BMUB 2018)27. An Klimaschutzschulen werden Projekte in den folgenden 

Kategorien durchgeführt: Energiesparen an Schulen, Solarenergie und andere Erneu-
                                                                        

27 Neben den sog. Klimaschutzschulen gibt es in den Bundesländern noch eine Vielzahl an weiteren Aktivitäten im Bereich 
Erneuerbare Energien und Klimaschutz an Schulen. Aufgrund einer fehlenden einheitlichen Datenbasis über alle Bundeslän-
der hinweg können diese Aktivitäten im Rahmen dieser Studie jedoch nicht berücksichtigt werden. 
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erbare Energien, Ressourcenschutz sowie Klimaschutzaktionen. Der Anteil solcher 

Schulen ist somit ein weiterer wichtiger Indikator im Bildungsbereich. Aktuell besteht 

keine Fortführung der Finanzierung des Klimaschutzschulenatlas, so dass lediglich auf 

Daten für 2018 zurückgegriffen werden kann. Bezugsgröße ist die Gesamtzahl an Schu-

len in den jeweiligen Bundesländern gemäß Angaben des Statistischen Bundesamts 

(2018a und 2018b).  

In Hamburg befindet sich mit 15,1 % der höchste Anteil an Klimaschutzschulen an der 

Gesamtanzahl an Schulen (Abbildung 3-47). Mit einigem Abstand folgen die weiteren 

Stadtstaaten Berlin und Bremen. Dort beträgt der Anteil an Klimaschutzschulen 11,6 % 

bzw. 11,3 %. Die Schlussgruppe wird von Baden-Württemberg (4,0 %) und Sachsen 

(4,1 %) gebildet. 

3.2.1.3 Politisches Engagement für die EE-Branche und Ansiedlungsstrategie 

Abbildung 3-48: 
Indikator 1B-5: Politisches Engagement für die EE-Branche 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Befragungen von IHK, Verbänden und Ländern. 
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Mit einem starken politischen Engagement können die Bundesländer dazu beitragen, 

vorhandene technologische, wirtschaftsstrukturelle und unternehmerische Potenziale 

für die Branche Erneuerbarer Energien auch tatsächlich auszuschöpfen. Zur Bewertung 

dieses Engagements sind im Rahmen dieser Studie Industrie- und Handelskammern 

(IHK) sowie Verbände zum industrie- und technologiepolitischen Engagement der 

Landesregierungen für die Branche der Erneuerbaren Energien befragt und entspre-

chende Angaben der Bundesländer ausgewertet worden. Der Indikator wird als unge-

wichteter Mittelwert dieser drei Einzelanalysen (in Punkten von 0 bis 5) gebildet.  

Den Befragungsergebnissen zufolge ist das politische Engagement für die EE-Branche 

in sieben Ländern mit 3,0 bis 3,1 von 5 Punkten relativ hoch. Hierzu zählen Berlin, 

Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Thüringen, Schleswig-Holstein, Baden-

Württemberg und Hessen (Abbildung 3-48). Schwache Bewertungen erhalten hinge-

gen vor allem das Saarland und Sachsen (beide 1,11 Punkte).  

 

Abbildung 3-49: 
Indikator 1B-6: Ansiedlungsstrategie für die EE-Branche 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Befragungen von IHK, Verbänden und Ländern. 
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Mit dem Indikator Ansiedlungsstrategie wird speziell berücksichtigt, ob sich ein Bun-

desland aktiv für die Ansiedlung von Unternehmen der EE-Branche (Hersteller, Zulie-

ferer etc.) einsetzt und inwieweit es damit im Rahmen des technologischen und wirt-

schaftlichen Wandels einen Schwerpunkt auf Erneuerbare Energien setzt. Als Daten-

grundlagen dienen die Befragungen von Industrie- und Handelskammern und Ver-

bänden sowie eine Auswertung der Angaben der Bundesländer. Der Indikator wird als 

ungewichteter Mittelwert dieser drei Einzelanalysen (in Punkten von 0 bis 5) gebildet. 

Bei diesem Indikator führt Hamburg mit 3,75 Punkten deutlich, gefolgt von Berlin und 

Hessen sowie Mecklenburg-Vorpommern, Schleswig-Holstein und Thüringen 

(Abbildung 3-49). Auf den letzten Plätzen liegen Sachsen-Anhalt und das Saarland.  

3.2.1.4 Förderung der Elektromobilität 

Abbildung 3-50: 
Indikator 1B-7: Förderung der Elektromobilität 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Befragungen von Verbänden und Ländern. 

 

Elektromobilität stellt einen wichtigen Baustein zur Systemintegration Erneuerbarer 

Energien bzw. Sektorenkopplung dar. Hierfür wird zwar nicht zwangsläufig Strom aus 

Erneuerbaren Energien genutzt; der Ausbau der Elektromobilität ist jedoch in 
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Deutschland politisch stark mit der Nutzung Erneuerbarer Energien verknüpft, so dass 

die in dieser Studie enthaltenen Indikatoren zur Elektromobilität eine sinnvolle Ergän-

zung des Bundesländervergleichs darstellen.28 In dieser Studie werden – neben den 

schon in der Vorgängerstudie enthaltenen Output-Indikatoren zur Elektromobilität – 

erstmals auch die Anstrengungen der Bundesländer zur Förderung der Elektromobili-

tät betrachtet. Als Datengrundlage für diesen Indikator dienen die Ergebnisse der Län-

derbefragung sowie der Befragung des Bundesverbands eMobilität. 

Die Anstrengungen bzw. Gestaltung der Rahmenbedingungen zur Förderung der 

Elektromobilität wird anhand folgender Kriterien bewertet, wobei insgesamt 0 bis 5 

Punkte vergeben werden: 

a) Programmatik zur Förderung der Elektromobilität (Adressierung von Batterie- und 

Brennstoffzellenfahrzeugen sowie zugehöriger Infrastruktur, Maßnahmen, Monito-

ring), 

b) Ziele für Elektrofahrzeuge (Batterie und Brennstoffzelle) und damit verbundener 

Infrastruktur sowie Vorbildfunktion des Landes, 

c) Förderliche Rahmenbedingungen, Verbandsbewertung und Berücksichtigung von 

Elektromobilität in der Gesetzgebung, z.B. Landesbauordnungen, 

d) Landesförderprogramme für Elektromobilität. 

Baden-Württemberg erzielt mit 3,23 Punkten bei diesem Indikator das beste Ergebnis 

(Abbildung 3-50). Das Land beschäftigt sich mit seinem Strategiedialog Automobil-

wirtschaft umfassend mit Elektrofahrzeugen sowie der damit verbundenen Infrastruk-

tur und bindet damit zugleich unterschiedliche gesellschaftliche Gruppierungen ein. 

Darüber hinaus schneidet Baden-Württemberg im Bereich Zielsetzungen sowie Lan-

desförderprogramme relativ gut ab. Auf dem zweiten Rang folgt Thüringen mit 3,05 

Punkten. Hervorzuheben ist hier der „Masterplan Elektromobilität für Thüringen 

2030“ sowie die Strategie zur Ladeinfrastruktur. Thüringen fördert Elektromobilität 

                                                                        

28 Dementsprechend muss aber auch ein zusätzlicher Ausbau erneuerbarer Stromerzeugungsanlagen erfolgen (vgl. auch 
Schill et al. 2015). 
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zudem mit mehreren Landesförderprogrammen, die die Bereiche Batterie- und Brenn-

stoffzellenmobilität sowie die zugehörige Infrastruktur abdecken. 

Brandenburg (0,48 Punkte), Sachsen (0,79 Punkte) sowie das Saarland (0,87 Punkte) 

schneiden bei der Förderung der Elektromobilität mit Abstand am schlechtesten ab. 

 

3.2.2 Erfolge (Output-Indikatoren) 

Die Output-Indikatoren im Bereich des technologischen und wirtschaftlichen Wandels 

(2B) umfassen die im Bereich der Erneuerbaren Energien tätigen Unternehmen, Be-

schäftigte, Umsätze, Infrastruktureinrichtungen wie Tankstellen, Herstellungskapazi-

täten von Biokraftstoffen sowie die Anzahl der angemeldeten Patente zu Erneuerbaren 

Energien. Des Weiteren werden im Infrastrukturbereich in Hinblick auf Aspekte der 

EE-Systemintegration und Sektorenkopplung auch PV-Speicher und Elektro-Pkw ein-

bezogen. 

3.2.2.1 Unternehmen 

Abbildung 3-51: 
Indikator 2B-1: Unternehmen der EE-Branche 2019 bezogen auf die Gesamtzahl an Unternehmen 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Creditreform (2019). 
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Der erste Output-Indikator in der Gruppe 2B bezieht die Anzahl von Unternehmen, 

die in der Branche der Erneuerbaren Energien tätig sind, auf die Gesamtanzahl von 

Unternehmen in einem Bundesland. Mit insgesamt 15 Schlüsselbegriffen29 aus dem 

Themenfeld der Erneuerbaren Energien wurden mittels der Unternehmensdatenbank 

von Creditreform (Creditreform 2019) mehr als 35.300 Unternehmen ermittelt, wobei 

aufgrund der Erhebungsmethodik gewisse Doppelzählungen auftreten können. 

Der Anteil von Unternehmen der EE-Branche ist in Mecklenburg-Vorpommern mit 

1,93 % am größten (Abbildung 3-51). Mecklenburg-Vorpommern verdrängt damit 

Schleswig-Holstein knapp auf den zweiten Rang. Dort beträgt der Anteil 1,91 %. Auf 

den Plätzen drei und vier folgen die Bundesländer Brandenburg und Niedersachsen 

mit Anteilen von 1,50 % bzw. 1,49 %. Einen Anteil von unter 1 % besitzen das Schluss-

licht Berlin sowie das Saarland, Nordrhein-Westfalen, Hamburg, Hessen, Bremen und 

Rheinland-Pfalz.  

                                                                        

29 Suchbegriffe: Erneuerbare Energien, Photovoltaik, Solar, Windkraft, Windenergie, Bioenergie, Biogas, Biomasse, 
Biodiesel, Geothermie, Bioethanol, Wasserkraft, Wärmepumpe, Pellets, Hackschnitzel.  
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3.2.2.2 Beschäftigte 

Abbildung 3-52: 
Indikator 2B-2: Direkt und indirekt Beschäftigte für Erneuerbare Energien 2016 bezogen auf die Gesamt-
zahl der Beschäftigten 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von GWS (2018) und Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2019b). 

 

Die Anzahl von Unternehmen in der EE-Branche allein sagt noch wenig über die tat-

sächliche Bedeutung der EE-Branche in den einzelnen Bundesländern aus. Aus diesem 

Grund werden als zusätzlicher Indikator die direkt und indirekt Beschäftigten, die dem 

Bereich Erneuerbarer Energien zugerechnet werden können, betrachtet und auf die 

Gesamtzahl der Beschäftigten in den jeweiligen Bundesländern bezogen. Hierfür wird 

auf Daten der Gesellschaft für Wirtschaftliche Strukturforschung (GWS 2018) zurück-

gegriffen. Die aktuellsten verfügbaren Daten auf Bundesländerebene liegen für das Jahr 

2016 vor. 

Den größten Anteil an Beschäftigten im Bereich Erneuerbare Energien bezogen auf die 

Gesamtbeschäftigtenzahl weist wie bereits in der Vorgängerstudie Sachsen-Anhalt mit 

2,71 % auf (Abbildung 3-52). Die meisten dieser Beschäftigten können dort der Wind-

branche zugerechnet werden (Anteil ca. 59 %). Dies ist auch in der Mehrzahl der ande-

ren Bundesländer so Auf dem zweiten Platz liegt nach wie vor Mecklenburg-
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Vorpommern mit einem Anteil von 2,21 %. Der Schwerpunkt der EE-Beschäftigten 

befindet sich auch dort in der Windbranche. Auf dem dritten Rang folgt Brandenburg 

mit einem Anteil von 1,92 % (Schwerpunkte Biomasse und Windkraft). Am schlechtes-

ten bei den Beschäftigtenzahlen im Bereich Erneuerbare Energien schneiden wie in der 

Vorgängerstudie Berlin (0,27 %), das Saarland (0,48 %) sowie Nordrhein-Westfalen 

(0,54 %) ab.  

In Deutschland ging die Anzahl an Beschäftigten in der EE-Branche von 355.000 Be-

schäftigten 2013 auf 338.500 Beschäftigte 2016 zurück. In den meisten Bundesländern 

ist eine vergleichbare Entwicklung zu beobachten. In einigen Bundesländern stieg die 

absolute Anzahl an Beschäftigten in der EE-Branche von 2013 bis 2016 hingegen leicht 

an. Dies ist für Brandenburg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, 

Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein der Fall. 

3.2.2.3 Umsatz 

Abbildung 3-53: 
Indikator 2B-3: EE-Umsatz 2017 bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von Statistisches Bundesamt (2019b) und Statistische Ämter des Bundes und der 

Länder (2019b). 
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Das Statistische Bundesamt erhebt gemäß § 12 Umweltstatistikgesetz (UStatG) den 

Umsatz der Waren, Bau- und Dienstleistungen für den Umweltschutz (im In- und 

Ausland). Als aktuellster Datensatz liegen hierfür Angaben für das Jahr 2017 vor. Von 

insgesamt 73,9 Mrd. Euro für den Umweltschutz im Jahr 2017 entfielen 49,4 Mrd. Euro 

auf den Klimaschutz. Eine separate Auswertung des Statistischen Bundesamts (Statis-

tisches Bundesamt 2019b) ergab, dass hiervon 24,4 Mrd. Euro dem Bereich Erneuerba-

rer Energien zuzuordnen sind. Für den Bundesländervergleich werden die Umsatzzah-

len (einschließlich Exporte) auf das BIP bezogen. Bundesweit ergab sich für 2017 ein 

Anteil von rund 0,74%. 

Der Anteil der Umsätze mit Erneuerbaren Energien am Bruttoinlandsprodukt ist mit 

7,47 % in Mecklenburg-Vorpommern mit deutlichem Abstand am höchsten 

(Abbildung 3-53). Auf den Plätzen zwei und drei folgen die Länder Niedersachsen 

(2,93 %) und Schleswig-Holstein (1,54 %). Nach den Daten des Statistischen Bundes-

amtes sind die Anteile des EE-Umsatzes am BIP in Nordrhein-Westfalen und Thürin-

gen am geringsten. 

Abbildung 3-54: 
Indikator 2B-4: Veränderung des EE-Umsatzes 2014 bis 2017 bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt 
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Quelle:  Eigene Berechnungen auf Basis von Statistisches Bundesamt (2019b) und Statistische Ämter des Bundes und der 

Länder (2019b). 
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Der dynamische Indikator zu den EE-Umsätzen betrachtet die Veränderung des An-

teils des Umsatzes mit Erneuerbaren Energien am jeweiligen Bruttoinlandsprodukt 

von 2014 bis 2017. Auf Bundesebene stieg der Anteil von 2014 bis 2017 um 0,22 %-

Punkte.  

Mit einer Steigerung um 4,1 %-Punkte nahm der Anteil von Umsätzen mit Erneuerba-

ren Energien bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt am stärksten in Mecklenburg-

Vorpommern zu (Abbildung 3-54). Der Anteil hat sich damit dort mehr als verdoppelt. 

Es folgt Niedersachsen mit einer Erhöhung um knapp 2 %-Punkte. In sieben Bundes-

ländern sank der Anteil des Umsatzes mit Erneuerbaren Energien. Die größte Abnah-

me ist mit 1,1 %-Punkten in Sachsen-Anhalt zu beobachten. 

3.2.2.4 Infrastruktur 

Als Indikatoren für den technologischen und wirtschaftlichen Wandel im Bereich Inf-

rastruktur werden die Herstellungskapazitäten für Biodiesel, die Zunahme an PV-

Speichern, Elektro-Pkw, Ladepunkte für Elektrofahrzeuge sowie die Anzahl der Biogas-

Tankstellen betrachtet. Ein neuer Indikator in diesem Bereich berücksichtigt die An-

zahl an Wasserstoff-Tankstellen.  
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Abbildung 3-55: 
Indikator 2B-5: Biodiesel-Herstellungskapazität 2018 bezogen auf das Bruttoinlandsprodukt 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von FNR/UFOP (2019), Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2019b). 

 

Der erste Indikator im Bereich Infrastruktur bezieht die Kapazität zur Herstellung von 

Biodiesel im Jahr 2018 nach FNR/UFOP (2019) auf das BIP gemäß Angaben der Statisti-

schen Ämter des Bundes und der Länder (2019b). 

Hier liegt Sachsen-Anhalt mit 8,03 t/Mio. Euro auf dem ersten Rang, gefolgt von Bran-

denburg und Mecklenburg-Vorpommern mit 7,87 bzw. 7,04 t/Mio. Euro (Abbildung 

3-55). In Berlin, Bremen und dem Saarland sind nach Angaben von FNR/UFOP (2019) 

derzeit keine Anlagen zur Biodieselherstellung in Betrieb.  
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Abbildung 3-56: 
Indikator 2B-6: Zunahme von PV-Speichern 2018 bezogen auf die Zunahme von PV-Anlagen 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von RWTH Aachen (2019).  

 

Die Nutzung dezentraler Photovoltaik-Batteriespeicher kann im Kontext der Energie-

wende sowohl Chancen als auch Herausforderungen mit sich bringen (vgl. Schill et al. 

2017a). Insbesondere können dezentrale Speicher einen positiven Effekt auf die Sys-

temintegration von Photovoltaikstrom haben, wobei mögliche Netz- und Systemkos-

tenentlastungen unter anderem von der Betriebsweise der Speicher abhängen (vgl. 

auch Schill et al. 2017b). 

Der Indikator misst den Zubau von PV-Batteriespeichern bezogen auf den Zubau klei-

ner PV-Anlagen (< 30 kW) im Jahr 2018. Als Datenbasis dient das von RWTH Aachen 

(2019) durchgeführte Speichermonitoring.30 Der Indikator kann interpretiert werden 

als Anteil der im Jahr 2018 neu installierten kleineren PV-Anlagen, die mit einem Spei-

chersystem gekoppelt sind. Dabei handelt es sich um einen rechnerischen Anteil, da 

                                                                        

30 Die Ergebnisse für 2018 sind aufgrund methodischer Änderungen bei der Datenerhebung nur eingeschränkt mit den in 
der Vorgängerstudie ausgewiesenen Ergebnissen für 2016 vergleichbar. 
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sowohl Neuinstallationen als auch Nachrüstungen von Speichern berücksichtigt wer-

den. 

Bremen und Hamburg nehmen im Hinblick auf den Zubau von PV-Batteriespeichern 

mit Anteilen von 73,3 % bzw. 71,8 % die Spitzenpositionen ein. Danach folgen Nord-

rhein-Westfalen, Schleswig-Holstein und Berlin. Am geringsten ist der Anteil der PV-

Neuinstallationen mit Batteriespeichern im Saarland und in den ostdeutschen Bundes-

ländern. 

 

Abbildung 3-57: 
Indikator 2B-7: Anteil der Elektro-Pkw (BEV, PHEV) 2018 an der Gesamtzahl der Pkw 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von KBA (2019). 

 

Als weiterer Indikator in dieser Gruppe wird der Anteil der Elektro-Pkw an den Pkw 

gesamt im Jahr 2018 betrachtet. Als Elektro-Pkw werden Pkw mit reinem batterie-

elektrischem Antrieb (BEV) sowie Pkw mit sog. Plug-in-Hybridantrieben (PHEV) ge-
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zählt. Sowohl die Anzahl an Elektro-Pkw als auch die Gesamtanzahl an Pkw sind An-

gaben des Kraftfahrtbundesamts (KBA 2019) entnommen.31 

In Deutschland waren im Jahr 2018 im Vergleich zu einigen anderen Nationen noch 

vergleichsweise wenige Elektro-Pkw angemeldet, dies gilt sowohl absolut als auch rela-

tiv. So waren Ende 2018 z.B. in Norwegen rund 298.200 Elektro-Pkw angemeldet; dies 

entspricht einem Anteil am Gesamtbestand von rund 10 % (ZSW 2019). Der Anteil an 

der Gesamtzahl der Pkw betrug in Deutschland mit 150.172 hingegen lediglich 0,32 %. 

Unter den Bundesländern waren die Anteile 2018 in Hamburg mit 0,493 % sowie in 

den beiden Flächenländern Bayern und Baden-Württemberg mit jeweils 0,433 % am 

höchsten (Abbildung 3-57). Auch in Berlin und Hessen lag der Anteil an Elektro-Pkw 

an der Gesamtzahl an Pkw über dem Bundesdurchschnitt. Die Schlusslichter bei die-

sem Indikator bilden Mecklenburg-Vorpommern sowie Sachsen-Anhalt. 

 

                                                                        

31 Das Kraftfahrtbundesamt (KBA) stellt jeweils Daten mit Stand zum 1.1. eines jeweiligen Jahres zur Verfügung. Dies kann 
mit dem 31.12. des Vorjahres gleichgesetzt werden. Die Angaben des KBA zum 1.1.2019 werden somit mit dem Stand vom 
31.12.2018 gleichgesetzt. 
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Abbildung 3-58: 
Indikator 2B-8: Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 bezogen auf die Anzahl der Pkw 2018 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von BNetzA (2019c) und KBA (2019). 

 

Ergänzend zum Anteil der Elektro-Pkw werden – wie bereits in der Vorgängerstudie – 

auch Elektroladestationen betrachtet. Dabei wird die Anzahl der in den Bundesländern 

installierten Ladepunkte für Elektrofahrzeuge zum 09.05.2019 nach BNetzA (2019c) auf 

die Anzahl der zugelassenen Pkw nach Angaben des Kraftfahrtbundesamtes (KBA 

2019) bezogen. 

Insgesamt waren in Deutschland Mitte 2019 366 Ladepunkte je Mio. Pkw installiert.32 

Die meisten Ladepunkte bezogen auf die Anzahl der zugelassenen Pkw befinden sich 

in den drei Stadtstaaten. Hamburg liegt mit 1.121,3 Ladepunkten je Mio. Pkw besonders 

deutlich an der Spitze (Abbildung 3-58). Das Flächenland mit den meisten Ladepunk-

ten bezogen auf die Anzahl an Pkw ist Schleswig-Holstein (480,4 Ladepunkte je Mio. 

                                                                        

32 Da die Ladesäulenverordnung keine vollständige Erfassung der gesamten Ladeinfrastruktur vorschreibt, wird die Zahl der 
insgesamt verfügbaren öffentlich zugänglichen Ladepunkte grundsätzlich etwas unterschätzt. Eine Verzerrung zwischen 
einzelnen Bundesländern sollte sich daraus aber nicht ergeben. 
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Pkw). Auf den letzten Rängen liegen das Saarland, Brandenburg und Mecklenburg-

Vorpommern.  

 

Abbildung 3-59: 
Indikator 2B-9: Wasserstofftankstellen 2019 bezogen auf die Anzahl der Pkw 2018 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Clean Energy Partnership (2019) und KBA (2019). 

 

Auch wasserstoffbasierte Mobilität kann einen wichtigen Beitrag zur Systemintegrati-

on Erneuerbarer Energien bzw. Sektorenkopplung leisten, soweit der Wasserstoff auf 

Basis von Erneuerbaren Energien hergestellt wird. Der Bereich Infrastruktur wird des-

halb um einen weiteren Indikator zu Wasserstoff-Tankstellen ergänzt. Hierbei wird die 

Anzahl an in Betrieb und in Realisierung befindlichen Wasserstoff-Tankstellen in den 

Bundesländern (Clean Energy Partnership 2019) auf die Anzahl der zugelassenen Pkw 

nach Angaben des Kraftfahrtbundesamtes (KBA 2019) bezogen. Insgesamt sind mit 100 

Wasserstoff-Tankstellen noch relativ wenige Tankstellen in Deutschland installiert 

bzw. in Realisierung. 

In den drei Stadtstaaten Hamburg, Bremen und Berlin ist die Anzahl an in Betrieb und 

in Realisierung befindlichen Wasserstoff-Tankstellen bezogen auf 1 Mio. Pkw am größ-
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ten (Abbildung 3-59). Dort beträgt der Anteil zwischen 5,78 und 7,55 Tankstellen je 

Mio. Pkw. Schlusslichter sind die Länder Rheinland-Pfalz sowie Thüringen mit unter 

1 Tankstelle je Mio. Pkw. 

 

Abbildung 3-60: 
Indikator 2B-10: Biogas-Tankstellen 2019 bezogen auf die Anzahl der Pkw 2018 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von Zukunft ERDGAS (2019) und KBA (2019). 

 

Ein weiterer Indikator zur Bewertung der Infrastruktur für alternative Kraftstoffe be-

trachtet die Anzahl von Biogas-Tankstellen und bezieht diese auf die Anzahl der zuge-

lassenen Pkw in den jeweiligen Bundesländern. Es werden hier nur diejenigen Biome-

than-Tankstellen betrachtet, die 100%iges Biogas anbieten, d.h. nicht lediglich eine 

Beimischung zu konventionellem Erdgas vornehmen. Die Anzahl an Biogas-

Tankstellen für das Jahr 2019 entstammen Angaben des Vereins Zukunft ERDGAS e.V. 

(Zukunft ERDGAS 2019) und werden auf die Anzahl an Pkw gemäß Angaben des Kraft-

fahrtbundesamtes bezogen (KBA 2019). 

Mit Stand vom Juli 2019 waren in Deutschland insgesamt nur noch 145 Tankstellen 

installiert, die 100%iges Biomethan anbieten. Die Anzahl nahm in den vergangenen 
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Jahren immer weiter ab. Der Indikator wird deutlich von Mecklenburg-Vorpommern 

(18,7 Tankstellen je Mio. Pkw) angeführt, welches das Saarland (7,9 Tankstellen je Mio. 

Pkw) von der Spitzenposition verdrängen konnte (Abbildung 3-60). Es folgen Sachsen-

Anhalt und Rheinland-Pfalz. Schlusslicht ist Bremen, wo es im Juli 2019 nach wie vor 

keine Tankstellen gab, die 100%iges Biogas angeboten haben. 

3.2.2.5 Patente 

Abbildung 3-61: 
Indikator 2B-11: Anzahl der Patente zu Erneuerbaren Energien bezogen auf die Einwohnerzahl 
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Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis von DPMA (2019), Statistische Ämter des Bundes und der Länder (2019a). 

 

Ein wichtiger Indikator für Erfolge beim technologischen Wandel ist die Anzahl der 

angemeldeten Patente zu Erneuerbaren Energien. Hierzu wurde die Datenbank des 

Deutschen Patent- und Markenamts (DPMA) bezüglich erfolgter Patentanmeldungen 

unter Verwendung der Internationalen Patent-Klassifikation (IPC) ausgewertet. Die 

Zuordnung der Technologien im Bereich Erneuerbarer Energien zu den IPC-Nummern 

folgt entsprechenden Zuordnungen in der Fachliteratur und der Systematik des Da-

tenbankverzeichnisses (WIPO 2019). Für die Auswertung werden folgende Abgrenzun-

gen festgelegt: Es werden nur Patente mit Deutschland als Anmeldeland und nur mit 
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Anmeldern aus Deutschland einbezogen33. Die Patente werden den Bundesländern 

grundsätzlich anhand der Postleitzahl des Anmelders zugeordnet. Bei mehreren An-

meldern eines Patents erfolgt eine proportionale Aufteilung auf die Bundesländer. Da 

in einigen Unternehmen bzw. Institutionen Patentanmeldungen gebündelt an einem 

einzigen Standort erfolgen, wird hier soweit möglich und sinnvoll eine Auswertung 

nach Standort des Erfinders vorgenommen. Die zeitliche Abgrenzung richtet sich nach 

dem Jahr der Anmeldung, nicht der Publikation, die im Durchschnitt etwa 18 Monate 

später erfolgt. Einbezogen werden alle Patente, die in den Jahren 2015 bis 2018 ange-

meldet und bis zum Zeitpunkt der Datenbankanfrage veröffentlicht worden sind. 

Nicht einbezogen werden somit Patente, die zwar in diesem Zeitraum veröffentlicht 

worden sind, die aber bereits in früheren Jahren angemeldet wurden. Doppelzählun-

gen von Patentdokumenten, die sich auf dasselbe Patent beziehen, werden hauptsäch-

lich durch eine Beschränkung auf Erstpublikationen anhand der Schriftartencodes 

vermieden. Zum Vergleich zwischen den Bundesländern wird die Anzahl der Patent-

anmeldungen – wie auch bei internationalen Vergleichen üblich – auf 100.000 Einwoh-

ner bezogen.  

Mit Stand vom 18. Juli 2019 konnten für den Zeitraum 2015 bis 2018 insgesamt 1.184 

Patentanmeldungen bundesländerscharf ermittelt werden, die dem Bereich der Erneu-

erbaren Energien zuzurechnen sind. Bei den Patentanmeldungen liegt wie bereits in 

den Vorgängerstudien Hamburg mit 7,48 Patenten pro 100.000 Einwohner deutlich an 

der Spitze (Abbildung 3-61). Der Schwerpunkt der angemeldeten Patente zu Erneuer-

baren Energien liegt in Hamburg fast ausschließlich im Bereich der Windenergie. Nie-

dersachsen (2,36 Patente je 100.000 Einwohner) und Bayern (1,61 Patente je 100.000 

Einwohner) konnten sich im Vergleich zur Vorgängerstudie verbessern und verdräng-

ten dadurch Baden-Württemberg (1,53 Patente je 100.000 Einwohner) auf den vierten 

Rang. Die Patentschwerpunkte in Niedersachsen lagen im Bereich der Windenergie, in 

Bayern und Baden-Württemberg im Bereich der Solar- und Windenergie. Auf den 

letzten Rängen liegen das Saarland, Bremen, Hessen, Thüringen und Brandenburg.  
                                                                        

33 Patentanmeldungen deutscher Anmelder beim Europäischen Patentamt (EPA) oder bei anderen nationalen 
Patentämtern werden nicht berücksichtigt, da diese Patente nicht unmittelbar den Bundesländern zugeordnet werden 
können und im Übrigen eine zusätzliche Recherche beim EPA im Rahmen dieser Studie zu aufwendig wäre. 
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4 Ranking der Bundesländer anhand zusammengefasster Indikatoren 

Im Folgenden werden die Ergebnisse aus Kapitel 3 mit Hilfe der in Kapitel 2 dargestell-

ten Verfahren und Gewichtungen zu Gruppen-, Bereichs- und Gesamtindikatoren zu-

sammengefasst. 

4.1 Nutzung Erneuerbarer Energien 

4.1.1 Anstrengungen (Input-Indikatoren) 

Abbildung 4-1: 
Zusammengefasster Indikator der Gruppe 1A: Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (Input-
Indikator Nutzung) 
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Bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien führt Baden-Württemberg 

wie in der Vorgängerstudie deutlich (Abbildung 4-1). Das Land zeichnet sich insbeson-

dere durch seine energiepolitische Programmatik, Ziele für Erneuerbare Energien so-

wie Maßnahmen im Wärmebereich aus und ist auch bei einigen anderen Indikatoren 

in dieser Gruppe führend. Auf Platz zwei liegt nun Rheinland-Pfalz, das 2017 noch auf 
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Platz acht lag, gefolgt von Thüringen und Schleswig-Holstein, die bereits 2017 zur Spit-

zengruppe gehörten. Berlin ist von Platz elf auf Platz fünf aufgestiegen. 

Auf den letzten Plätzen liegen wieder Sachsen, das Saarland, und Bremen, wobei sich 

die Punktzahl von Sachsen deutlich verschlechtert hat.  

4.1.2 Erfolge (Output-Indikatoren) 

Abbildung 4-2: 
Zusammengefasster Indikator der Gruppe 2A: Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (Output-
Indikator Nutzung) 
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Die Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien sind insgesamt betrachtet nach 

wie vor in Bayern am größten (Abbildung 4-2). Erfolge zeigen sich hier vor allem bei 

Photovoltaikanlagen, Solarkollektoren und Wärme aus Bioenergien, während das Po-

tenzial der Windenergie hingegen bisher nur relativ wenig genutzt wird. Wie 2017 

folgen die Länder Schleswig-Holstein und Thüringen, die ihren Punkteabstand zu Bay-

ern deutlich verringern konnten.  

Zu den Schlusslichtern in dieser Indikatorgruppe gehören neben den Stadtstaaten das 

Saarland, Hessen und Nordrhein-Westfalen.  
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4.1.3 Zusammengefasste Bewertung im Bereich A: Nutzung Erneuerbarer Energien 

Abbildung 4-3: 
Zusammengefasster Indikator für den Bereich A: Nutzung Erneuerbarer Energien 
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In der Gesamtbewertung der Anstrengungen und Erfolge (Input- und Output-

Indikatoren) im Bereich (A) Nutzung Erneuerbarer Energien führt wieder Baden-

Württemberg (Abbildung 4-3). In der Spitzengruppe hat Schleswig-Holstein nun Thü-

ringen und Bayern überholt und damit Platz zwei erreicht.  

In diesem Bereich (A) schneiden das Saarland, Berlin, Sachsen und Hamburg relativ 

schwach ab. 
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4.2 Technologischer und wirtschaftlicher Wandel 

4.2.1 Anstrengungen (Input-Indikatoren) 

Abbildung 4-4: 
Zusammengefasster Indikator der Gruppe 1B: Anstrengungen zum technologischen und wirtschaftlichen 
Wandel (Input-Indikator Technologischer Wandel) 
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Im Bereich des technologischen und wirtschaftlichen Wandels sind die spezifischen 

Anstrengungen in Niedersachsen am größten (Abbildung 4-4). Das Land zeichnet sich 

insbesondere durch die höchsten Forschungsausgaben für Erneuerbare Energien aus. 

Auf dem zweiten Platz liegt Thüringen, dicht gefolgt von Bremen. Thüringen verbes-

serte sich dabei im Vergleich zu 2017 um sechs Plätze, Bremen um zwei. 

Mecklenburg-Vorpommern ist in dieser Kategorie vom ersten auf den 14. Platz abge-

stiegen, was vor allem an einem Einbruch der Ausgaben für Forschung und Entwick-

lung liegt. Die Schlusslichter sind Rheinland-Pfalz und das Saarland.  
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4.2.2 Erfolge (Output-Indikatoren) 

Abbildung 4-5: 
Zusammengefasster Indikator der Gruppe 2B: Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wan-
del (Output-Indikator Technologischer Wandel) 
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Die größten industrie- und technologiepolitischen Erfolge können wie 2017 die Länder 

Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt verbuchen (Abbildung 

4-5). Während Hamburg vor allem bei Patentanmeldungen punktet und auch bei 

Elektromobilität und Wasserstofftankstellen führt, haben Sachsen-Anhalt und Meck-

lenburg-Vorpommern die höchsten Anteile der direkt und indirekt Beschäftigten im 

EE-Bereich.  

Am schwächsten schneidet in dieser Indikatorengruppe das Saarland ab. Zu den Län-

dern mit den niedrigsten Ergebnissen gehören daneben Nordrhein-Westfalen, Hessen, 

Berlin und Sachsen.  
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4.2.3 Zusammengefasste Bewertung im Bereich B: Technologischer und wirtschaftlicher 
Wandel 

Abbildung 4-6: 
Zusammengefasster Indikator für den Bereich B: Technologischer und wirtschaftlicher Wandel 
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In der Gesamtbewertung der Anstrengungen und Erfolge (Input- und Output-

Indikatoren) im Bereich (B) des technologischen und wirtschaftlichen Wandels führt 

nun Niedersachsen (Abbildung 4-6). Es folgen Hamburg und Mecklenburg-

Vorpommern. 

Schlusslichter in diesem Bereich (B) sind das Saarland und Rheinland-Pfalz. 



DIW Berlin: Politikberatung kompakt 145 
4 Ranking der Bundesländer anhand zusammengefasster Indikatoren 

 108 

4.3 Gesamtranking der Bundesländer 

Abbildung 4-7: 
Zusammengefasster Gesamtindikator 
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Der Gesamtindikator fasst die Ergebnisse aller Indikatoren zusammen (Abbildung 

4-7). Die höchsten Punktzahlen erzielen Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg.  

Schleswig-Holstein zeichnet sich vor allem durch hohe Erfolge bei der Nutzung Erneu-

erbarer Energien aus (Platz zwei in Gruppe 2A), während Baden-Württemberg in die-

sem Bereich die höchsten Anstrengungen unternimmt (Platz eins in Gruppe 1A). Im 

Gesamtranking folgen Bayern und Thüringen. Während Bayern die größten Erfolge bei 

der Nutzung Erneuerbarer Energien (Gruppe 2A) aufweist, belegt Thüringen bei An-

strengungen und Erfolgen bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (Gruppen 1A und 

2A) jeweils Platz drei und bei den Anstrengungen zum technologischen Wandel 

(Gruppe 1B) Platz zwei.  

Mecklenburg-Vorpommern ist vom zweiten auf den fünften Platz zurückgefallen. Im 

(oberen) Mittelfeld liegen außerdem Brandenburg, Niedersachsen Sachsen-Anhalt, 

und Rheinland-Pfalz.  
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Hamburg, Bremen und Hessen konnten sich im Vergleich der Bundesländer verbes-

sern und landen im unteren Mittelfeld. Hessen und Bremen konnten dabei Sachsen 

und Nordrhein-Westfalen überholen. Auch Berlin hat Punkte hinzugewonnen, bleibt 

aber auf dem vorletzten Platz. Die niedrigste Gesamtpunktzahl erreicht wiederum das 

Saarland.  

 

Abbildung 4-8: 
Gesamtranking der Bundesländer 2019 im Vergleich zu 2017 
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Abbildung 4-8 zeigt das Ergebnis des Gesamtrankings 2019 anhand der jeweiligen 

Rangzahlen im Vergleich zu den Ergebnissen des Bundesländervergleichs 2017 (DIW, 

ZSW, AEE 2017). In der Führungsgruppe hat sich Schleswig-Holstein am stärksten 

verbessert und ist von Platz fünf auf Platz eins aufgestiegen. Baden-Württemberg liegt 

mit einer ähnlich hohen Punktzahl knapp hinter Schleswig-Holstein auf dem zweiten 

Platz. Bayern und Thüringen erreichen wie zuvor die Plätze drei und vier, nun aller-

dings mit sehr geringem Punkteabstand.  
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Während Bremen und Hessen um zwei Plätze aufsteigen konnten, sind Mecklenburg-

Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen jeweils um drei Plätze zurückgefal-

len. 

 

Abbildung 4-9: 
Gesamtranking der Bundesländer 2008 bis 2019  
Punkte (Skala 0 bis 1, angepasst an Mittelwert 2019) 
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Die Entwicklung der Ergebnisse der Bundesländervergleiche 2008 bis 2019 wird in 

Abbildung 4-9 anhand der jeweils erreichten Gesamtpunkte auf einer Skala von 0 bis 1 

dargestellt. Zur Vergleichbarkeit sind dabei die Werte für frühere Jahre an den Mittel-

wert von 2019 angepasst worden. Für jedes Jahr ergibt sich somit eine durchschnittli-

che Gesamtpunktzahl von 0,425. Mit diesem Vergleich werden die Änderungen der 
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relativen Bewertung der Bundesländer genauer abgebildet als bei einem bloßen Ver-

gleich der Rangzahlen. Dabei sind folgende Entwicklungen hervorzuheben: 

• Schleswig-Holstein hat ausgehend von einem hohen Anfangswert bis 2014 ten-

denziell Punkte verloren, in den Jahren 2017 und 2019 aber wieder deutlich zu-

gelegt. 

• Baden-Württemberg gehört von Beginn an zur Spitzengruppe. Die Punktzahl 

dieses Landes hat sich nach einem leichten Rückgang in den Jahren 2010 und 

2012 bis 2017 deutlich gesteigert, sie hat sich 2019 allerdings wieder leicht ver-

mindert.  

• Ausgehend von einer hohen Punktzahl konnte Bayern einen vorherigen Rück-

gang im Jahr 2012 mehr als ausgleichen und erreichte 2014 mit nahezu derselben 

Punktzahl den ersten Platz. Danach hat sich die Punktzahl hingegen wieder 

verringert.  

• Thüringen konnte 2010 gegenüber 2008 eine beachtliche Steigerung der Punkt-

zahl vorweisen. Nach einem Rückgang 2012 konnte die Punktzahl 2014 wieder 

leicht erhöht und danach in etwa unverändert gehalten werden. 

• Mecklenburg-Vorpommern konnte die Punktzahl von 2008 bis 2017 kontinuier-

lich erhöhen und ist damit vom Mittelfeld in die Führungsgruppe vorgedrun-

gen. Aktuell ist die Punktzahl allerdings deutlich gesunken. 

• Die Gesamtpunkte von Brandenburg sind von 2008 bis 2010 auf ein Rekordhoch 

gestiegen, danach aber immer mehr gesunken. Das Land lag im Bundesländer-

vergleich anfänglich dreimal auf Platz eins, erreicht nun aber (wie 2017) nur 

noch Platz sechs. 

• Die Punktzahl von Niedersachsen hat sich seit 2008 nur wenig verändert. 

• Sachsen-Anhalt hat (abgesehen von einer leichten Zunahme 2017) kontinuier-

lich Punkte verloren. 

• Rheinland-Pfalz hat abgesehen von einem Zwischenhoch 2010 jeweils leicht un-

ter dem Durchschnitt liegende Punktzahlen erreicht. 2019 ist die Punktzahl dort 

leicht gestiegen. 
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• Hamburg hat 2010 und 2012 Punkte verloren, der Stadtstaat konnte dies aber 

durch Punktgewinne 2014 und 2017 wieder ausgleichen und 2019 weiter zulegen.  

• Die Punktzahl von Bremen weist relativ große Schwankungen auf, mit der 

höchsten Punktzahl 2010; 2019 ist die Punktzahl dort wieder leicht gestiegen. 

• Hessen zeigt insgesamt eine in etwa stabile niedrige Punktzahl, die aber 2019 

deutlich erhöht werden konnte.  

• Die Punktzahl von Nordrhein-Westfalen zeigt bis 2017 deutliche Schwankungen 

und hat sich 2019 nur wenig verändert.  

• Die Punktzahl von Sachsen liegt seit 2010 unter dem Durchschnitt und hat sich 

2019 weiter vermindert. 

• Berlin hat von 2010 bis 2014 von allen Bundesländern die geringste Punktzahl 

erreicht; danach hat sich die Punktzahl allerdings erheblich erhöht.  

• Das Saarland hat sich ausgehend von einem niedrigen Niveau bis 2012 verbes-

sern können, anschließend aber wieder Punkte verloren und liegt trotz einer 

leichten Verbesserung 2019 erneut auf dem letzten Platz. 
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Analyse des Bundesländervergleichs nach Indikatorengruppen und Bereichen 

Abbildung 4-10: 
Gesamtranking der Bundesländer nach Indikatorengruppen 
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Abbildung 4-10 zeigt, wie sich die Gesamtbewertung der Bundesländer jeweils aus den 

Bewertungen in den vier Indikatorengruppen zusammensetzt, wobei sich die Gesamt-
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bewertung hier als Summe der gewichteten Gruppenindikatoren ergibt. Dabei zeigen 

sich deutlich voneinander abweichende Profile der Bundesländer.  

 

Abbildung 4-11: 
Gesamtranking der Bundesländer in den Bereichen Nutzung Erneuerbarer Energien (A) und technologi-
scher und wirtschaftlicher Wandel (B) 
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In Abbildung 4-11 werden die Bewertungen der Bundesländer in den Bereichen Nut-

zung Erneuerbarer Energien (A) und technologischer und wirtschaftlicher Wandel (B) 

gegenübergestellt. Die Gesamtbewertung ergibt sich aus der Summe der gewichteten 

Bereichsindikatoren (A+B; zur Orientierung sind in der Abbildung Hilfslinien für 

Punktsummen von 0,3, 0,4 und 0,5 eingezeichnet). 

Aus der Abbildung lassen sich folgende Ergebnisse ablesen: 

• Schleswig-Holstein gehört in beiden Bereichen A (Platz zwei) und B (Platz vier) 

zu den führenden Ländern und erreicht die höchste Gesamtpunktzahl. 
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• Baden-Württemberg hat die höchste Punktzahl im Bereich A und belegt im Be-

reich B Platz zehn. Insgesamt ist die Punktzahl fast so hoch wie von Schleswig-

Holstein. 

• Bayern und Thüringen liegen mit einem ähnlichen Profil ebenfalls in der Füh-

rungsgruppe. 

• Umgekehrt gehört Mecklenburg-Vorpommern im Bereich B zu den führenden 

Ländern, während es im Bereich A im Mittelfeld liegt.  

• Auch Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und Rheinland-Pfalz errei-

chen eine Gesamtpunktzahl zwischen 0,4 und 0,5, wobei Rheinland-Pfalz im 

Bereich A stärker und Bereich B schwächer ist.  

• Im unteren Mittelfeld befinden sich Hamburg und Bremen, die vor allem im Be-

reich B punkten und im Bereich A relativ schwach sind, sowie Hessen mit ei-

nem umgekehrten Profil. 

• Danach folgen Nordrhein-Westfalen, Sachsen und Berlin, die in beiden Berei-

chen relativ geringe Punktzahlen erreichen und daher in der Gesamtbewertung 

zu den Schlusslichtern gehören. 

• Am schlechtesten schneidet das Saarland ab, das in beiden Bereichen mit Ab-

stand die wenigsten Punkte erreicht.  
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Analyse des Bundesländervergleichs nach Ländergruppen 

Abbildung 4-12: 
Gesamtranking nach Indikatorengruppen und Regionen 
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Die Ergebnisse werden in Abbildung 4-12 zu Ländergruppen zusammengefasst. Dabei 

werden westdeutsche Flächenländer, ostdeutsche Flächenländer und Stadtstaaten 

unterschieden.  

In der Gesamtbewertung erreichen die ostdeutschen Länder (Brandenburg, Mecklen-

burg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Thüringen) im Durchschnitt (mit 0,446) 

mehr Punkte als die vergleichbaren westdeutschen Länder (0,434). Die Anstrengungen 

zur Nutzung Erneuerbarer Energien (Gruppe 1A) sind im Westen zwar etwas höher als 

im Osten. Ostdeutschland ist aber stärker bei den Outputindikatoren, sowohl zur Nut-

zung Erneuerbarer Energien als auch zum wirtschaftlichen Strukturwandel.  

Die Gruppe der Stadtstaaten (Berlin, Bremen, Hamburg) erreicht insgesamt eine ge-

ringere durchschnittliche Punktzahl (0,362) als die Flächenstaaten. Im Bereich des 

technischen und wirtschaftlichen Wandels erreichen sie zwar relativ hohe Punktzah-

len und bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien liegen sie nur 

wenig unter dem Durchschnitt. Die (am stärksten gewichteten) Erfolge bei der Nut-
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zung Erneuerbarer Energien sind aber (vor allem in Berlin und Hamburg) wesentlich 

geringer als in den meisten anderen Bundesländern. Die Stadtstaaten sind aufgrund 

ihrer Einwohnerdichte und Siedlungsstruktur im Bundesländervergleich zum Teil be-

nachteiligt. Dies betrifft insbesondere die allgemeinen Output-Indikatoren zur Nut-

zung Erneuerbarer Energien wie die EE-Anteile am Primärenergieverbrauch, am End-

energieverbrauch, an der Stromerzeugung und am Stromverbrauch, da bei diesen In-

dikatoren - anders als bei den spartenspezifischen Indikatoren – nicht berücksichtigt 

wird, dass die technischen Nutzungspotenziale in den Stadtstaaten eher gering sind. 

Hinzukommt, dass etwa Investitionen in Solaranlagen und Wärmepumpen in den 

Stadtstaaten durch relativ hohe Anteile von Mietwohnungen bzw. Mehrfamilienhäu-

sern erschwert werden können. Bei den meisten Indikatoren sind die Stadtstaaten im 

Ländervergleich hingegen nicht von vornherein benachteiligt, sodass ihr relativ 

schlechtes Abschneiden im Gesamtranking nicht allein mit strukturellen Nachteilen 

erklärt werden kann.  
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5 Best Practice und Einzelanalysen der Bundesländer  

In diesem Kapitel werden zunächst allgemeine Aspekte einer vorbildlichen Praxis (Best 

Practice) zum Ausbau Erneuerbarer Energien aufgezeigt und anhand der ermittelten 

Indikatoren für den Ländervergleich konkretisiert. Anschließend werden die einzelnen 

Bundesländer analysiert und bewertet. Dabei ist zunächst die geographische, demo-

graphische und ökonomische Ausgangslage in den Bundesländern zu beachten (vgl. 

die Kennziffern in Tabelle 8 im Anhang). Im Hinblick auf die Erreichung von Best 

Practice geben die Abbildungen in Anhang 8.3 anhand der normierten Einzelindikato-

ren für jedes Bundesland einen Überblick darüber, wie es im Ranking abgeschnitten 

hat und welche Stärken bzw. Schwächen dabei deutlich werden. Darüber hinaus zeigt 

der Vergleich mit den Ergebnissen der Vorgängerstudie, inwiefern sich die Rangfolge 

der Länder in den einzelnen Indikatorengruppen verschoben hat. Hiervon ausgehend 

sollen unter Berücksichtigung der durchgeführten Befragungen spezifische Empfeh-

lungen für die Bundesländer abgeleitet werden. 

5.1 Best Practice  

Unter Best Practice versteht man beste Verfahren oder Erfolgsmethoden, die auf der 

Grundlage eines Vergleichs von realisierten Erfolgsfaktoren (Benchmarking) ermittelt 

werden und eine Orientierung an dem jeweils Besten einer Vergleichsgruppe ermögli-

chen sollen.  

Der Bundesländervergleich dient letztlich dem Zweck, die Politik der Bundesländer im 

Bereich Erneuerbarer Energien vergleichend zu bewerten und Verbesserungen anzure-

gen. Als allgemeine Leitlinie für erfolgreiche Politik werden dabei die folgenden Eck-

punkte zugrunde gelegt: 

• Das Energieprogramm soll auf den Zielen Versorgungssicherheit, Wirtschaft-

lichkeit und Umweltverträglichkeit der künftigen Energieversorgung beruhen 

und insbesondere die nationalen Klimaschutzziele beachten. Dabei müssen 

Energieeffizienz und Erneuerbare Energien eine wesentliche Rolle spielen.  
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• Ziele zum Ausbau Erneuerbarer Energien sollen nationalen bzw. europäischen 

Vorgaben mindestens entsprechen; sie sollen unter Berücksichtigung der jewei-

ligen Potenziale anspruchsvoll und breit angelegt sein.  

• Die Bundesländer sollen ihre Möglichkeiten nutzen, den Ausbau Erneuerbarer 

Energien – unterstützend und ergänzend zur Bundespolitik – zu fördern. Neben 

gezielten Förderprogrammen und ordnungsrechtlichen Vorgaben geht es hier 

vor allem um Verbesserungen der Informationsgrundlagen sowie auch um ihre 

Vorbildfunktion. Darüber hinaus haben sie über den Bundesrat einen nicht un-

erheblichen Einfluss auf nationale Strategien und bundespolitische Maßnah-

men. 

• Wichtig ist insbesondere, dass in den Bundesländern planungs- und genehmi-

gungsrechtliche Bedingungen gewährleistet werden, die den Bundesgesetzen 

und -programmen nicht entgegenstehen und den Ausbau Erneuerbarer Ener-

gien nicht unnötig behindern.  

• Die Nutzung Erneuerbarer Energien wird in den einzelnen Bundesländern mit 

unterschiedlichem Tempo und mit unterschiedlichen – zum Teil regional be-

dingten – technologischen Schwerpunkten ausgebaut. Zur Erreichung an-

spruchsvoller europäischer und nationaler Zielvorgaben müssen alle Bundes-

länder ihre Anteile Erneuerbarer Energien wesentlich erhöhen. Dabei sind 

grundsätzlich alle Einsatzbereiche (Strom, Wärme, Verkehr) und Sparten 

(Windenergie, Wasserkraft, Bioenergie, Solarenergie, Erd- und Umweltwärme) 

zu berücksichtigen.  

• Der Ausbau der Erneuerbaren Energien geht einher mit technologischem Fort-

schritt und wirtschaftlichem Strukturwandel. Solche Umstrukturierungsprozes-

se sind zum Teil an die Nutzung Erneuerbarer Energien im jeweiligen Bundes-

land gekoppelt, zum Teil sind sie aber auch weitgehend unabhängig hiervon 

und werden von zunehmenden Exportpotenzialen getragen. Die Bundesländer 

sollen deshalb sowohl für die Nutzung Erneuerbarer Energien als auch für For-

schung, Entwicklung und Produktion von Anlagen günstige Bedingungen schaf-

fen. 
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• Unternehmensgründungen und die Schaffung neuer Arbeitsplätze können von 

den Landesregierungen durch die Gestaltung günstiger Rahmenbedingungen 

und gezielte Ansiedlungsstrategien sowie durch die Unterstützung von Netz-

werken und Clustern verstärkt werden. Dies trägt auch zur gesellschaftlichen 

Akzeptanz eines wachsenden Anteils Erneuerbarer Energien an der Energiever-

sorgung bei. 

• Die langfristigen Perspektiven Erneuerbarer Energien können weiterhin durch 

die Förderung von Forschung und Entwicklung auch durch Bundesländer ver-

bessert werden. Darüber hinaus sollten die Bundesländer insbesondere im Be-

reich der Bildung eine wesentliche Rolle spielen, damit die Umstrukturierung 

der Energieversorgung nicht durch fehlende Fachkräfte ausgebremst wird.  

• Außerdem können die Bundesländer die immer wichtiger werdende Systemin-

tegration fluktuierender Erneuerbarer Energien sowie die Sektorenkopplung 

unterstützen, indem sie u.a. den Ausbau von Infrastrukturen wie Netzen, Spei-

chern und Elektroladestationen vorantreiben. 

Das Indikatorensystem für den Bundesländervergleich misst solche Aspekte anhand 

von zahlreichen Einzelkriterien und ermöglicht jeweils ein Ranking der Bundesländer 

sowohl für einzelne als auch für zusammengefasste Indikatoren. Damit wird zugleich 

ein Benchmarking-Ansatz verfolgt, der Hinweise auf Best Practice geben kann, so dass 

die Bundesländer in Deutschland voneinander lernen können. 

Benchmarking wird von Unternehmen auf unterschiedlichen Ebenen als Manage-

mentmethode verwendet, um letztlich betriebswirtschaftliche Entscheidungen mit 

Blick auf die Erhaltung bzw. Steigerung ihrer Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern. Im 

öffentlichen Bereich kann ein Benchmarking dazu dienen, eine Wettbewerbssituation 

zu simulieren, um damit Verbesserungspotenziale zu identifizieren. Es liegt deshalb 

nahe, ein solches Konzept ebenso auf Erfolgsfaktoren der Politik von Bundesländern in 

einem föderalen Staat anzuwenden.  

Beim Einsatz von Benchmarking für die Politikberatung sind einige generelle Ein-

schränkungen zu beachten. Insbesondere können Erfolgsfaktoren nicht ohne weiteres 

von einem Land auf ein anderes übertragen werden, wenn sich die Ausgangssituatio-
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nen und Handlungsmöglichkeiten zwischen Ländern stark unterscheiden. Darüber 

hinaus ist zu beachten, dass die einzelnen Indikatoren als Benchmarking-Kriterien 

nicht unmittelbar Best Practice im Sinne der besten bisher realisierten Politik als Er-

folgsrezept darstellen, sondern Kennziffern, die bisherige Anstrengungen und Erfolge 

beschreiben. Insofern können mit Hilfe der Indikatoren zwar mögliche Handlungsfel-

der aufgezeigt, aber nicht unmittelbar konkrete Handlungsanweisungen abgeleitet 

werden.  

Im Hinblick auf Best Practice reicht es außerdem nicht aus, die in der Gesamtbewer-

tung ermittelten besten Länder als Referenz zu betrachten. Wie die Ergebnisse zeigen, 

sind auch die Länder, die im Gesamtranking führen, nicht in allen Bereichen gleicher-

maßen vorbildlich. Dagegen können auch einige Länder, die insgesamt niedrige Be-

wertungen erlangen, durchaus in einzelnen Bereichen positive Ansätze aufweisen. Es 

kann deshalb ein differenzierter Prozess des Voneinander-Lernens sinnvoller sein als 

der Versuch, den insgesamt „Besten“ zu kopieren.  

Darüber hinaus ist der Ausbau Erneuerbarer Energien als dynamischer Prozess zu be-

trachten, so dass eine Orientierung an bisherigen Anstrengungen und erzielten Erfol-

gen allein nicht ausreicht. Alle Bundesländer stehen weiterhin vor großen Herausfor-

derungen, damit die mittel- und langfristig erforderlichen Beiträge Erneuerbarer Ener-

gien zu einer nachhaltigen Energieversorgung realisiert werden können.  

Ein Benchmarking im Hinblick auf Best Practice kann auf unterschiedlichen Analyse-

ebenen ansetzen. In der zusammenfassenden Analyse in Kapitel 4 beruht das Ge-

samtranking auf zusammengefassten Gruppenindikatoren. Aus den Ergebnissen der 

vier Gruppen kann abgelesen werden, welche Position die einzelnen Länder jeweils in 

der Rangfolge einnehmen. Darüber hinaus zeigen die zusammengefassten Indikatoren 

jeweils auch den relativen Abstand eines Landes zu dem jeweiligen Gruppenbesten.  

Im aktuellen Bundesvergleich führen Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg in 

der Gesamtbewertung und sind insofern insgesamt betrachtet nach den hier verwen-

deten Kriterien Vorbilder, an dem sich andere Länder zunächst grob orientieren kön-

nen. Die Analyse nach einzelnen Indikatorgruppen ergibt ein differenzierteres Bild. So 

liegt Schleswig-Holstein bei den Erfolgen zum Ausbau Erneuerbarer Energien (Gruppe 
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2A) nach Bayern auf Platz zwei und bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer 

Energien (1A) auf Platz vier. Im Bereich des technologischen Wandels kommt das Land 

mit seinen Anstrengungen (1B) auf Platz acht und mit seinen Erfolgen (2B) auf Platz 

fünf. Hingegen liegt Baden-Württemberg bei den Anstrengungen zum Ausbau Erneu-

erbarer Energien (1A) mit Abstand an der Spitze, bei den entsprechenden Erfolgen (2A) 

jedoch auf Platz fünf. Im Bereich des technologischen Wandels erreicht Baden-

Württemberg bei den Anstrengungen (1B) Platz sechs und bei den Erfolgen (2B) nur 

Platz zehn.  

Für tiefergehende Betrachtungen im Hinblick auf Best Practice müssen die Einzelindi-

katoren betrachtet werden. In Tabelle 6 sind die jeweiligen Höchstwerte der Einzelin-

dikatoren aufgeführt, die als Benchmarks Anhaltspunkte für Best Practice geben kön-

nen. Hierzu ist in der letzten Spalte auch angegeben, in welchem Land (bzw. in wel-

chen Ländern) der Höchstwert erreicht worden ist. Die übrigen Länder können ihren 

Abstand vom Benchmark jeweils unmittelbar an der Punktdifferenz zum führenden 

Land ablesen. 

Bei den in Gruppe 1A dominierenden Indikatoren mit Punktzahlen (0-5) auf Basis qua-

litativer Bewertungen liegt Baden-Württemberg bei den meisten Indikatoren an der 

Spitze, bei der energiepolitischen Programmatik und den Zielen für Erneuerbare Ener-

gien gemeinsam mit Schleswig-Holstein. In dieser Indikatorengruppe wird die maxi-

male Punktzahl allerdings in den meisten Fällen - wie insbesondere beim Indikator 

Hemmnisvermeidung - von keinem Land erreicht. Dies signalisiert, dass auch bei dem 

jeweils besten Land noch Verbesserungsbedarf bestehen kann. Aus der Sicht der Ver-

bände gilt das vor allem auch für die Landespolitik im Bereich Windenergie. Für den 

Ausbau Erneuerbarer Energien sind künftig neben der Errichtung von EE-Anlagen 

zunehmend auch Fragen der Systemintegration und der Sektorenkopplung wichtig, 

insbesondere das Zusammenspiel von Erzeugungskapazitäten, Netzen, Lastmanage-

ment und Speichern. Auch die Anstrengungen in diesem Bereich könnten in allen 

Ländern noch deutlich intensiviert werden.  
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Tabelle 6: Höchstwerte der Einzelindikatoren als Benchmarks für Best Practice 
Indikator Nr. Einheit Maximum Land
Energiepolitische Programmatik 1A-1 0-5 5,0 BW, SH
Ziele für Erneuerbare Energien 1A-2 0-5 5,0 BW, SH
Landesenergieagenturen 1A-3 0-5 4,1 NW, RP
Energieberichte und -statistiken 1A-4 0-5 5,0 Baden-Württemberg
Informationen über Nutzungsmöglichkeiten EE 1A-5 0-5 4,2 Baden-Württemberg
Programme zur Förderung EE 1A-6 0-5 4,6 Baden-Württemberg
Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, EE-Anlagen) 1A-7 0-5 5,0 Baden-Württemberg
Akzeptanz des Aubaus Eneuerbarer Energien 1A-8 % 92,0 Bremen
Anstrengungen zur Systemintegration 1A-9 0-5 3,4 Baden-Württemberg
Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) 1A-10 0-5 4,3 Baden-Württemberg
Hemmnisvermeidung 1A-11 0-5 3,1 Rheinland-Pfalz
Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE 1A-12 0-5 3,3 Baden-Württemberg
Bewertung der Landespolitik zur Windenergie 1A-13 0-5 2,5 Hessen
Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie 1A-14 0-5 3,5 Berlin
Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie 1A-15 0-5 4,3 Bayern
Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme 1A-16 0-5 3,3 Nordrhein-Westfalen
Primärenergieverbrauch (PEV) EE 2016 / PEV gesamt 2016 2A-1 % 37,0 Mecklenburg-Vorp.
Zunahme PEV EE / PEV gesamt 2013-2016 2A-2 %-Punkte 8,2 Schleswig-Holstein
Endenergieverbrauch (EEV) EE 2016 / EEV gesamt ohne Strom und Fernwär  2A-3 % 16,0 Thüringen
Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 2A-4 %-Punkte 1,2 Thüringen
Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017 2A-5 % 71,9 Mecklenburg-Vorp.
Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 2A-6 %-Punkte 25,9 Schleswig-Holstein
Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017 2A-7 % 173,4 Mecklenburg-Vorp.
Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 2A-8 %-Punkte 78,5 Schleswig-Holstein
Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 2A-9 % 28,5 Bremen
Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 2A-10 %-Punkte 8,3 Mecklenburg-Vorp.
Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial 2A-11 % 105,0 Bremen
Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 2A-12 %-Punkte 19,5 Hamburg
Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial 2A-13 % 147,7 Thüringen
Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018 2A-14 %-Punkte 6,0 Sachsen-Anhalt
Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial 2A-15 % 41,1 Bayern
Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018 2A-16 %-Punkte 6,1 Sachsen-Anhalt
Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche 2A-17 MWh / km² 3137,1 Bremen
Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018 2A-18 kW / km² 40,3 Bremen
Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 2A-19 ct / kWh 3,0 Berlin
Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche 2A-20 kWh / m² 4,0 Bayern
Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 2A-21 kW / 1000 m² 0,4 Thüringen
Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-20   2A-22 kW / km² 19,8 Bayern
Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen 2A-23 % 5,5 Bayern
Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 2A-24 %-Punkte 0,2 Bayern
Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche 2A-25 1 / Mio. m² 17,8 Brandenburg
Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 2A-26 t / TJ 40,3 Schleswig-Holstein
Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 2A-27 t / TJ -3,8 Bremen
Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017) 1B-1 Euro/Mio.Euro 38,8 Niedersachsen
Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 20 1B-2 Euro/Mio.Euro 58,5 Sachsen
Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 1B-3 % 2,2 Thüringen
Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt 1B-4 % 15,1 Hamburg
Politisches Engagement für EE-Branche 1B-5 0-5 3,1 B, MV, NI
Ansiedlungsstrategie für EE-Branche 1B-6 0-5 3,8 Hamburg
Förderung der Elektromobilität 1B-7 0-5 3,2 Baden-Württemberg
Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 2B-1 % 1,9 Mecklenburg-Vorp.
Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 2B-2 % 2,7 Sachsen-Anhalt
Umsatz EE 2017 / BIP 2017 2B-3 % 7,5 Mecklenburg-Vorp.
Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 2B-4 %-Punkte 4,1 Mecklenburg-Vorp.
Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 2B-5 t / Mio. Euro 8,0 Sachsen-Anhalt
Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 2B-6 % 73,3 Bremen
Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) 2B-7 % 0,5 Hamburg
Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 2B-8 1 / Mio. Kfz 1121,3 Hamburg
Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 2B-9 1 / Mio. Kfz 7,6 Hamburg
Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 2B-10 1 / Mio. Kfz 18,7 Mecklenburg-Vorp.
Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 2B-11 1 / 100.000 EW 7,5 Hamburg  
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Die Benchmarks der Gruppe 2A zeigen, wie intensiv Erneuerbare Energien in einigen 

Bundesländern bereits genutzt werden. So lag der EE-Anteil am Primärenergiever-

brauch in Mecklenburg-Vorpommern bereits im Jahr 2014 bei 37,0 %.34 Der Anteil an 

der Bruttostromerzeugung betrug dort 71,9 % und der Anteil am Bruttostromver-

brauch sogar 173,4 % (jeweils 2017). Die Anteile Erneuerbarer Energien an der Stromer-

zeugung, am Stromverbrauch und am Primärenergieverbrauch haben am stärksten in 

Schleswig-Holstein zugenommen. Der Anteil Erneuerbarer Energien an der Fernwär-

meerzeugung war mit 28,5 % (2016) in Bremen am höchsten. Das Potenzial der Wind-

energie (auf Grundlage der verwendeten Studie BWE 2011) ist in Bremen bereits ausge-

nutzt. Bayern weist Spitzenwerte bei der Potenzialausnutzung der Photovoltaik von 

41,1 % (2017) und der Solarwärme von 5,5 % (2018) auf.  

In der Gruppe 1B ist hervorzuheben, dass Niedersachsen Forschung und Entwicklung 

im Bereich Erneuerbarer Energien mit Ausgaben von 38,8 Euro je Mio. des Bruttoin-

landsprodukts fördert und Sachsen speziell F&E im Bereich der Systemintegration mit 

58,5 Euro je Mio. des Bruttoinlandsprodukts (jeweils Mittelwert 2016, 2017) unterstützt. 

In Thüringen sind 2,2 % der Studiengänge auf Erneuerbare Energien spezialisiert 

(2019). Das politische Engagement für die EE-Branche ist in Berlin, Mecklenburg-

Vorpommern sowie Niedersachsen und die Ansiedlungsstrategie in Hamburg am bes-

ten. Bei der Förderung der Elektromobilität führt Baden-Württemberg. 

Aus der Gruppe 2B geht u.a. hervor, dass in Sachsen-Anhalt 2,7 % der Beschäftigten im 

Bereich Erneuerbarer Energien tätig waren (2016). Dort sind auch die Herstellungska-

pazitäten für Biodiesel am höchsten. Den höchsten Anteil der PV-Speicher an zuge-

bauten PV-Anlagen weist Bremen (mit 73,3 %, 2018) auf. Bei dem Anteil von Elektro-

Pkw und der Anzahl von Ladepunkten bezogen auf die Gesamtzahl von Pkw liegt 

Hamburg vorn. Die Hansestadt kann außerdem für den Zeitraum 2015 bis 2018 mit 7,5 

die meisten Patentanmeldungen im Bereich Erneuerbarer Energien bezogen auf 

100.000 Einwohner vorweisen.  

                                                                        

34 Aktuellere Angaben liegen hierzu für Mecklenburg-Vorpommern nicht vor. 
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Solche Spitzenwerte sind nicht in allen Fällen unmittelbar auf die übrigen Länder im 

Sinne eines Best Practice übertragbar, sie geben aber immerhin Hinweise darauf, was 

gegenwärtig bereits unter bestimmten Bedingungen erreichbar ist.  

Auf der anderen Seite können auch die jeweils niedrigsten Indikatorwerte von Interes-

se sein, wenn nach Negativbeispielen bzw. Worst Practice gefragt wird (Tabelle 7). 

Solche Werte sollten jeweils besonders dringlichen Handlungsbedarf signalisieren. 
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Tabelle 7: Tiefstwerte der Einzelindikatoren als Benchmarks für Worst Practice 
Indikator Nr. Einheit Minimum Land
Energiepolitische Programmatik 1A-1 0-5 2,2 Saarland
Ziele für Erneuerbare Energien 1A-2 0-5 1,4 Hamburg
Landesenergieagenturen 1A-3 0-5 0,7 Berlin
Energieberichte und -statistiken 1A-4 0-5 2,5 MV, SL, TH
Informationen über Nutzungsmöglichkeiten EE 1A-5 0-5 1,1 Mecklenburg-Vorp.
Programme zur Förderung EE 1A-6 0-5 1,3 Sachsen
Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, EE-Anlagen) 1A-7 0-5 0,8 Brandenburg
Akzeptanz des Aubaus Eneuerbarer Energien 1A-8 % 70,1 Thüringen
Anstrengungen zur Systemintegration 1A-9 0-5 1,9 Sachsen
Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) 1A-10 0-5 0,5 Sachsen
Hemmnisvermeidung 1A-11 0-5 1,0 Sachsen
Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE 1A-12 0-5 1,0 Sachsen
Bewertung der Landespolitik zur Windenergie 1A-13 0-5 0,0 Sachsen
Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie 1A-14 0-5 1,5 Sachsen
Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie 1A-15 0-5 1,3 Bremen
Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme 1A-16 0-5 0,5 Hessen
Primärenergieverbrauch (PEV) EE 2016 / PEV gesamt 2016 2A-1 % 4,0 Berlin
Zunahme PEV EE / PEV gesamt 2013-2016 2A-2 %-Punkte -0,3 Hamburg
Endenergieverbrauch (EEV) EE 2016 / EEV gesamt ohne Strom und Fernwär  2A-3 % 1,1 Bremen
Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 2A-4 %-Punkte -2,2 Brandenburg
Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017 2A-5 % 4,8 Hamburg
Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 2A-6 %-Punkte -7,2 Hamburg
Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017 2A-7 % 2,6 Berlin
Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 2A-8 %-Punkte 0,1 Hamburg
Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 2A-9 % 4,4 Saarland
Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 2A-10 %-Punkte -0,2 Niedersachsen
Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial 2A-11 % 4,4 Baden-Württemberg
Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 2A-12 %-Punkte 1,1 Sachsen
Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial 2A-13 % 0,0 Berlin
Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018 2A-14 %-Punkte -47,6 Schleswig-Holstein
Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial 2A-15 % 1,3 Hamburg
Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018 2A-16 %-Punkte 0,3 Bremen
Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche 2A-17 MWh / km² 76,5 Rheinland-Pfalz
Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018 2A-18 kW / km² -0,4 Hamburg
Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 2A-19 ct / kWh 0,0 HB, HH
Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche 2A-20 kWh / m² 0,1 Berlin
Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 2A-21 kW / 1000 m² 0,0 Berlin
Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-20   2A-22 kW / km² 1,3 Berlin
Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen 2A-23 % 0,3 Berlin
Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 2A-24 %-Punkte 0,0 Berlin
Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche 2A-25 1 / Mio. m² 1,5 Berlin
Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 2A-26 t / TJ 91,8 Saarland
Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 2A-27 t / TJ 12,9 Hamburg
Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017) 1B-1 Euro/Mio.Euro 0,0 Mecklenburg-Vorp.
Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 20 1B-2 Euro/Mio.Euro 0,0 B, MV
Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 1B-3 % 0,5 Nordrhein-Westfalen
Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt 1B-4 % 4,0 Baden-Württemberg
Politisches Engagement für EE-Branche 1B-5 0-5 1,1 SL, SN
Ansiedlungsstrategie für EE-Branche 1B-6 0-5 1,4 Sachsen-Anhalt
Förderung der Elektromobilität 1B-7 0-5 0,5 Brandenburg
Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 2B-1 % 0,6 Berlin
Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 2B-2 % 0,3 Berlin
Umsatz EE 2017 / BIP 2017 2B-3 % 0,1 Nordrhein-Westfalen
Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 2B-4 %-Punkte -1,1 Sachsen-Anhalt
Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 2B-5 t / Mio. Euro 0,0 B, HB, SL
Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 2B-6 % 22,5 Saarland
Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) 2B-7 % 0,1 Mecklenburg-Vorp.
Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 2B-8 1 / Mio. Kfz 100,6 Saarland
Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 2B-9 1 / Mio. Kfz 0,4 Rheinland-Pfalz
Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 2B-10 1 / Mio. Kfz 0,0 Bremen
Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 2B-11 1 / 100.000 EW 0,4 Saarland  
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5.2 Baden-Württemberg 

Baden-Württemberg ist sowohl hinsichtlich der Fläche (nach Bayern und Niedersach-

sen) als auch hinsichtlich der Einwohnerzahl (nach Nordrhein-Westfalen und Bayern) 

das drittgrößte Bundesland. Für die Energieversorgung in Baden-Württemberg spielt 

die Atomkraft mit einem Anteil von 16,3 % am Primärenergieverbrauch (2016) und 

30,4 % an der Bruttostromerzeugung (2017) noch eine erhebliche Rolle. Die Erneuerba-

ren Energien hinken mit 12,6 % bzw. 27,1 % noch etwas hinterher. Den größten Anteil 

an der Stromerzeugung unter den klimaschonenden und strahlungsfreien Alternativen 

stellt die Biomasse mit 8,0 %, gefolgt von der Photovoltaik mit 8,2 % und der Wasser-

kraft mit 7,3 %. Der Anteil der Windenergie an der gesamten Stromerzeugung ist mit 

3,3 % noch sehr gering. In den Jahren 2015, 2016 und 2017 wurden zwar viele neue 

Windenergieprojekte umgesetzt, im Jahr 2018 brachen die Zahlen aber wie im Rest der 

Republik deutlich ein. Das „Integrierte Energie- und Klimaschutzkonzept Baden-

Württemberg (IEKK)“ stellt den zentralen Handlungsrahmen mit Strategien und Maß-

nahmen zum Erreichen der energie- und klimaschutzpolitischen Ziele des Landes dar 

und wurde im Juli 2014 von der Landesregierung beschlossen. Demnach sollen die 

Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg bis 2020 um 25 % und bis 2050 um 

90 % gegenüber 1990 reduziert werden. Laut Monitoring-Bericht von 2018 sind die 

Emissionen bis 2017 jedoch nur um 12 % zurückgegangen. Im Verkehr ist der Klima-

gasausstoß sogar um 13 % gestiegen. Der Bericht zeigt also, dass deutlich mehr An-

strengungen nötig sind, um die Klimaschutzziele zu erreichen. Die größte Herausfor-

derung sei der Verkehr. Großes Einsparpotenzial bestünde außerdem in der Reduzie-

rung der Steinkohleverstromung und im Gebäudebereich.  

Baden-Württemberg erreicht in diesem Bundesländervergleich Erneuerbare Energien 

neben Schleswig-Holstein einen Spitzenplatz und kann sich damit im Vergleich zu 

2017 auf den obersten Plätzen behaupten.  

Die starke Position im Gesamtranking beruht vor allem auf dem sehr guten Abschnei-

den in der Indikatorgruppe 1A (Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien). 

Schon 2017 konnte Baden-Württemberg hier die meisten Punkte erzielen. Besondere 

Stärken des Landes liegen in der energiepolitischen Programmatik, der Zielsetzung für 
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den Ausbau der Erneuerbaren Energien, den Informationsangeboten über die Nut-

zungsmöglichkeiten, den Anstrengungen zur Systemintegration und dem Monitoring. 

Punkten kann Baden-Württemberg auch mit seinen Förderprogrammen sowie der 

eigenen Vorbildrolle. Bei der Bewertung der Landesenergiepolitik durch die Verbände 

liegt das Land in den Bereichen Solar- und Bioenergie auf Platz zwei. Im Bereich 

Windenergie teilt sich das Land gemeinsam mit Hamburg und Sachsen-Anhalt den 

fünften Rang. Insgesamt steht Baden-Württemberg bei der Bewertung der Landespoli-

tik für Erneuerbare Energien durch die Verbände an erster Stelle.  

Mit seinen Erfolgen bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (Indikator 2A) konnte sich 

Baden-Württemberg gegenüber 2017 von Platz sechs auf Platz fünf verbessern. Beim 

Anteil Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch liegt das Land sowohl beim 

aktuellen Stand als auch bei der Entwicklung im Mittelfeld, es erreicht bei den beiden 

Indikatoren Rang neun und zehn. Beim Erneuerbaren-Anteil am Endenergieverbrauch 

(ohne Strom und Fernwärme) sieht es etwas besser aus. Beim Status quo erreicht das 

Land Platz fünf, bei der Entwicklung Platz drei. Die energiebedingten CO2-Emissionen 

bezogen auf den Primärenergieverbrauch haben von 2013 bis 2016 um 1,4 t/TJ abge-

nommen, was der viertbeste Wert ist. Die Emissionen sind damit am fünftniedrigsten 

(2016). Im Bereich der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien steht das Land nur 

unterdurchschnittlich da: Ein Anteil am Bruttostromverbrauch von 27,1 % im Jahr 2017 

reicht nur für Rang zehn. Auch bei der Zunahme der erneuerbaren Stromerzeugung 

reicht es nur für Platz zwölf. Ein Grund dafür ist u.a. der schwache Ausbau der Wind-

energie. Bei der Stromerzeugung aus Windenergie gemessen am Potenzial belegt das 

Land den letzten Platz. Bei der Photovoltaik erreicht das Land dagegen eine gute Plat-

zierung (Rang drei hinsichtlich der Stromerzeugung im Verhältnis zum Potenzial). Bei 

der Bioenergie belegt Baden-Württemberg einen Platz im Mittelfeld (Stromerzeugung 

und Zunahme der installierten Leistung). Bei der klimafreundlichen Wärme ist das 

Land mit an der Spitze, v.a. aufgrund der Nutzung von Holz- und Solarenergie. Sowohl 

bei der Wärmeerzeugung aus Holzpellets, als auch aus der Solarthermie liegt das Land 

auf dem zweiten Rang. Auch bei der Zunahme der Wärmeleistung von Pelletsheizun-

gen und der Solarkollektorfläche belegt Baden-Württemberg Platz zwei.  
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Bei den industrie- und technologiepolitischen Anstrengungen (1B) für Erneuerbare 

Energien ist Baden-Württemberg gegenüber dem Jahr 2017 leicht abgerutscht, von 

Platz vier auf Platz sechs. Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung für Erneuer-

bare Energien und die Ansiedlungsstrategie für Unternehmen aus der Erneuerbare-

Energien-Branche sind nur Mittelmaß. Die Ausgaben für Forschung und Entwicklung 

zur Systemintegration und die Förderung der Elektromobilität sind dagegen vorbild-

lich, Baden-Württemberg steht dort an zweiter bzw. erster Stelle. 

Mit seinen industrie- und technologiepolitischen Erfolgen (2B) landet Baden-

Württemberg auf Rang 10 und muss damit einen Platz gegenüber 2017 einbüßen. Bei 

den Indikatoren Unternehmen aus der Erneuerbare-Energien-Branche, Beschäftige in 

der Branche und Umsätze mit Erneuerbaren Energien belegt Baden-Württemberg 

Plätze im Mittelfeld. Die Anzahl der Patente zu Erneuerbaren Energien bezogen auf 

die Einwohnerzahl ist immerhin am vierthöchsten. Auch beim Thema Elektromobilität 

ist Baden-Württemberg vergleichsweise gut aufgestellt. Der Anteil von Elektro-Pkw ist 

zusammen mit Bayern der zweithöchste. Bei der Verfügbarkeit von Ladepunkten für 

Elektroautos wurde das Land von drei anderen Bundesländern überholt und liegt nun 

an siebter Stelle. 

Die politischen Anstrengungen Baden-Württembergs zur Energiewende sind insge-

samt vorbildlich, insbesondere der Input zur Nutzung Erneuerbarer Energien ist deut-

lich stärker als in allen anderen Ländern. Dadurch kann Baden-Württemberg eine 

Spitzenposition im aktuellen Gesamtranking halten, nur muss es sich die Spitze des 

Feldes nun mit Schleswig-Holstein teilen. Die hervorragenden politischen Bemühun-

gen konnte das Land leider noch nicht in gleichem Maße in entsprechende Ergebnisse 

ummünzen. Es hakt vor allem noch beim Ausbau der Windenergie – was angesichts 

der Abhängigkeit von bundespolitischen Entscheidungen keine leicht zu meisternde 

Herausforderung darstellt. Die Erfolge beim wirtschaftlichen und technologischen 

Wandel sind unterdurchschnittlich. Baden-Württemberg sollte deshalb seine Ansied-

lungsstrategie für die EE-Branche konsequent fortführen und die Anstrengungen in 

Forschung und Entwicklung verstärken. 
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5.3 Bayern 

Der Freistaat Bayern ist flächenmäßig das größte Bundesland. Nach Einwohnerzahl 

und Bruttoinlandsprodukt ist er jeweils nach Nordrhein-Westfalen das zweitgrößte 

Land. Bayern ist eines der wenigen Länder, in denen die Atomkraft noch eine hohe 

Bedeutung hat. Diese ist zwar abnehmend, deckte aber im Jahr 2016 immer noch 17,7 % 

des Primärenergieverbrauchs und im Jahr 2017 36,8 % der Bruttostromerzeugung. Er-

neuerbare Energien spielen in Bayern traditionell eine große Rolle. Der Anteil an der 

gesamten Stromerzeugung lag mit 44,1 % über dem Bundesdurchschnitt. Nach dem 

Bayerischen Energieprogramm sollen die Erneuerbaren Energien bis 2025 einen Anteil 

von 70 % an der Stromerzeugung erreichen. Was auf den ersten Blick nach einem 

Kraftakt klingt, würde jedoch rechnerisch (bei ansonsten unveränderter Stromerzeu-

gung) allein schon durch den Atomausstieg erreicht, d.h. selbst ohne größere Anstren-

gungen beim Ausbau der Erneuerbaren Energien.  

Durch die ausgeprägte Nutzung Erneuerbarer Energien hat Bayern in früheren Ver-

gleichen meist einen vorderen Platz im Gesamtranking belegt, 2014 sogar den ersten 

Platz. 2017 reichte es immer noch für Platz drei, den das Land im aktuellen Vergleich 

halten konnte.  

Bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) erreicht Bayern Rang 

sieben und verschlechtert sich damit leicht gegenüber 2017 (Platz sechs). Punkten 

kann Bayern etwa mit seiner hohen Qualität der Berichterstattung sowie den Informa-

tionsangeboten zu Erneuerbaren Energien. Bei diesen Indikatoren erreicht das Land 

jeweils Rang zwei. Die Akzeptanz Erneuerbarer Energien ist am dritthöchsten. Bei der 

energiepolitischen Programmatik und bei der Zielsetzung belegt das Land den siebten 

bzw. den fünften Platz. Die Förderprogramme werden leicht unterdurchschnittlich 

bewertet (Rang zwölf). Die Bewertung der Landesenergiepolitik durch die Verbände ist 

gemischt: Während Bayern im Bereich Bioenergie die besten und in den Bereichen 

Solarenergie sowie Erd- und Umweltwärme immerhin noch durchschnittliche Bewer-

tungen erhält, wird die Windenergiepolitik (insbesondere wegen der 10H-Regelung) 

sehr kritisch gesehen. Nur Sachsen liegt noch dahinter. Insgesamt belegt Bayern bei 
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der Bewertung seiner Landespolitik zur Nutzung Erneuerbarer Energien den 14. Rang. 

Bei der Hemmnisvermeidung liegt Bayern auf Platz 15.  

Die Stärke Bayerns im Ländervergleich speist sich vor allem aus der Nutzung Erneuer-

barer Energien (2A). Hier führt Bayern wie in den Vorjahren. Der Abstand zum Zweit-

platzierten Schleswig-Holstein ist allerdings deutlich geschrumpft. Der Anteil Erneu-

erbarer Energien am Primärenergieverbrauch ist mit 17,9 % (2016) überdurchschnitt-

lich (Platz sechs), bei der Zunahme des Anteils landet Bayern auf Platz vier. Beim ent-

sprechenden Anteil am Endenergieverbrauch (ohne Strom und Fernwärme) ist Bayern 

gut aufgestellt und belegt Rang drei beim Status quo und Rang zwei bei der Entwick-

lung. Mit seinem Anteil Erneuerbarer Energien an der Stromerzeugung erreicht Bayern 

Platz sieben, bei dessen Zunahme Platz fünf. Die Potenziale der Windenergie werden 

noch unzureichend genutzt (Platz 14). Solange die strikten Abstandsregelungen beste-

hen bleiben, dürfte sich das auch in Zukunft kaum ändern. Bei der Photovoltaik nutzt 

Bayern seine Potenziale dagegen mit deutlichem Abstand am besten aus. Obwohl das 

Land bei der Solarstromerzeugung bereits weit an der Spitze steht, wurde zwischen 

2015 und 2018 (gemessen am Potenzial) die dritthöchste Leistung zugebaut. Bei der 

Verstromung von Biomasse (gemessen am Potenzial) bewegt sich Bayern nur im Mit-

telfeld (Platz neun). Der Zubau zwischen 2015 und 2018 war hingegen der viertgrößte. 

Mehr als die Hälfte des Stromerzeugungspotenzials aus Wasserkraft in Deutschland 

entfällt allein auf den Freistaat – und diese Chancen nützt das Land auch gut aus. 

82,4 % des vorhandenen Potenzials werden schon genutzt, was Rang drei bedeutet. Im 

Wärmebereich ist Bayern sehr gut aufgestellt, das Land führt deutlich beim Einsatz 

von Holz zur Wärmeerzeugung (Pellets, Hackschnitzel usw.) wie auch bei der Nut-

zung von Solarthermie. Beim Zubau von Wärmepumpen erreicht Bayern Platz sieben. 

Der bayerische energiebedingte CO2-Ausstoß bezogen auf den Primärenergiever-

brauch war in der Vergangenheit deutschlandweit der geringste. Im aktuellen Länder-

vergleich wurde Bayern aber von Schleswig-Holstein überholt. Ein Grund dafür ist, 

dass sich die CO2-Emissionen gemessen am Energieverbrauch im Freistaat von 2013 bis 

2016 um 1 t/TJ erhöht haben. 

Bei den Anstrengungen zum technologischen Wandel (1B) ist Bayern um einen Platz 

auf Rang vier zurückgefallen. Beim politischen Engagement sowie bei der Ansiedlungs-
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strategie für die EE-Branche ist das Land von den Plätzen vier und fünf auf Rang neun 

und zwölf abgerutscht. Spezialisierte Studiengänge für Erneuerbare Energien gibt es 

am drittwenigsten. Bei der Zahl der Klimaschutzschulen belegt Bayern gemeinsam mit 

Niedersachsen und dem Saarland den siebten Platz. Gut steht das Land vor allem bei 

der Forschungsförderung für Erneuerbare Energien und zur Systemintegration (jeweils 

Rang drei) da.  

Nachdem Bayern seine industrie- und technologiepolitischen Erfolge (2B) im Länder-

vergleich von 2008 bis 2014 kontinuierlich bis auf Platz sechs verbessern konnte, 

rutscht das Land nun nach 2017 ein weiteres Mal um einen Platz nach unten auf Rang 

acht. Beim Anteil der EE-Unternehmen, bei den Beschäftigten in der EE-Branche und 

beim Anstieg der Umsätze mit Erneuerbaren Energien reicht es nur für einen Mittel-

feldplatz. Auch bei Wasserstoff- und Biogastankstellen sowie beim Ausbau von PV-

Speichern belegt Bayern mittlere Plätze. Produktionskapazitäten für Biokraftstoffe sind 

kaum vorhanden. Beim Anteil von Elektroautos (Platz zwei) und bei den Patentanmel-

dungen (Platz drei) ist der Freistaat aber vorne dabei. Bei den Ladepunkten für Elekt-

rofahrzeuge belegt Bayern den einen fünften Platz. 

Nach dem Atomunglück in Fukushima hat Bayern mit dem 2011 verabschiedeten Baye-

rischen Energiekonzept die Weichen entschieden in Richtung Energiewende gestellt. 

In den vergangenen Jahren wurde der Ausbau der Erneuerbaren Energien jedoch deut-

lich gebremst, was sich insbesondere am Beispiel der 10H-Regelung zur Windenergie 

zeigt. Das Energieprogramm von 2015 zeugt ebenfalls von einem nachlassenden Ener-

giewende-Engagement und sieht nurmehr reduzierte bzw. gestreckte Ausbauziele vor. 

Insgesamt liegt Bayern erneut auf dem dritten Rang, knapp vor Thüringen. Künftig 

sollten insbesondere Hemmnisse für Erneuerbare Energien abgebaut werden. Gerade 

die Windenergie hat im größten Flächenland noch erhebliche Ausbaupotenziale und 

könnte dazu beitragen, durch den Atomausstieg wegfallende Strommengen zu erset-

zen. Auch hinsichtlich der Erfolge beim wirtschaftlichen und technologischen Wandel 

besteht noch Optimierungsbedarf. Neben der Stärkung der Erneuerbaren-Branche im 

Land könnte u.a. die Lade- und Wasserstoffinfrastruktur verbessert werden. 
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5.4 Berlin 

Die deutsche Hauptstadt Berlin ist der größte der drei Stadtstaaten. Die Einwohner-

dichte ist die höchste in Deutschland. Die Einwohnerzahl liegt im Mittelfeld, noch vor 

Flächenstaaten wie Schleswig-Holstein, Brandenburg oder Sachsen-Anhalt. Das Pro-

Kopf-Einkommen liegt im unteren Mittelfeld. Energiewirtschaftlich haben Mineralöl-

produkte und Erdgas den größten Anteil am Primärenergieverbrauch (2016: 35,7 % 

bzw. 32,7 %). Der Anteil Erneuerbarer Energien ist mit 4,0 % der geringste unter den 

Ländern. Bei der Stromerzeugung standen 2017 Erdgas mit 44,7 % und Steinkohle mit 

43,1 % im Vordergrund. Die Erneuerbaren Energien steuerten zur Stromerzeugung 

dagegen nur 4,9 % bei. Bis zum Jahr 2030 soll gemäß der im Oktober 2017 vom Parla-

ment verabschiedeten Überarbeitung des Berliner Energiewendegesetzes jedoch keine 

Kohle mehr in Berlin verfeuert und stattdessen zunehmend auf Erneuerbare Energien 

gesetzt werden. Insgesamt will die Stadt gemäß den Gesetzeszielen bis 2050 Kli-

maneutralität erreichen. 

Im Gesamtranking belegt Berlin wie im Jahr 2017 den vorletzten Platz, obwohl sich die 

Gesamtpunktzahl nochmals deutlich erhöht hat.  

Künftige Verbesserungen sind aber in Sicht. Denn bei den Indikatoren zu den politi-

schen Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) rollt die Bundeshaupt-

stadt das Feld von hinten auf: Berlin ist hier vom letzten Platz im Jahr 2014 und Platz 

elf im Jahr 2017 auf den fünften Rang geklettert. Die Bewertung der Landespolitik für 

Erneuerbaren Energien durch die Verbände ist nach Baden-Württemberg (zusammen 

mit Schleswig-Holstein und Thüringen) die zweitbeste. Besonders mit der Politik zum 

Ausbau der Solarenergie erhält Berlin gute Noten und landet hier sogar auf Platz eins. 

In den Bereichen Windenergie, Bioenergie sowie Erd- und Umweltwärme besteht aber 

noch deutliches Verbesserungspotenzial. Bei der energiepolitischen Programmatik und 

bei den Zielen für Erneuerbare Energien gehört das Land mit Rang vier zur Spitzen-

gruppe. Auch mit den Wärmemaßnahmen erreicht das Land den vierten Platz. Einen 

guten dritten Platz belegt Berlin (neben Nordrhein-Westfalen) bei den Anstrengungen 

zur Systemintegration. Bei der Bereitstellung von Informationen über Nutzungsmög-

lichkeiten Erneuerbarer Energien sowie von Energieberichten- und Statistiken hat sich 
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Berlin etwas verbessert. Nachdem es in den vergangenen Ländervergleichen jeweils auf 

dem letzten Platz gelandet war, klettert Berlin dieses Mal immerhin auf die Plätze 13 

und zehn. Für die Landesenergieagentur erhält Berlin allerdings immer noch die 

schlechteste aller Bewertungen. Bei der Hemmnisvermeidung erreicht Berlin nach dem 

letzten Platz im Jahr 2017 nun den zwölften Platz.  

Die politischen Anstrengungen haben sich bisher noch nicht gleichermaßen in einem 

stärkeren Ausbau der Erneuerbaren Energien niedergeschlagen. Die Erfolge bei der 

Nutzung der Erneuerbaren Energien (2A) sind wie in den früheren Vergleichen gering. 

Berlin ist hier zum sechsten Mal in Folge das Schlusslicht. Die Ausbaudynamik der EE-

Anteile ist zwar in allen Bereichen etwas höher als in manchen anderen Ländern, den-

noch belegt Berlin weiter einen der hinteren Ränge. Abgesehen von Wasserkraft gibt 

es in Berlin noch große ungenutzte Potenziale zur regenerativen Strom- und Wärme-

erzeugung. Bei der Nutzung von Windenergie und Photovoltaik gemessen am vorhan-

denen Potenzial landet Berlin jeweils auf dem vorletzten Rang. Nur bei der Stromer-

zeugung aus Biomasse bezogen auf die Wald- und Landwirtschaftsfläche erreicht es 

den zweiten Platz. Die Stromerzeugung aus Biogas ist in Berlin schon relativ stark an 

den zukünftigen Bedürfnissen des Strommarkts ausgerichtet. So waren die Flexibili-

tätszahlungen an die Berliner Biogasanlagenbetreiber gemessen an der gesamten Bio-

gas-Stromerzeugung mit weitem Abstand am höchsten. Im Bereich der Wärme aus 

Erneuerbaren Energien (Holzheizungen, Solarkollektoren, Wärmepumpen) werden die 

technischen Möglichkeiten bisher am wenigsten genutzt (jeweils Rang 16). Der ener-

giebedingte CO2-Ausstoß ist leicht überdurchschnittlich (Platz elf), konnte aber leicht 

gesenkt werden.  

Bei den Anstrengungen zum technologischen Wandel (1B) befindet sich Berlin auf 

Platz neun und verbessert sich damit ein weiteres Mal leicht gegenüber der Vorgänger-

studie (Platz elf). Hervorzuheben sind vor allem das politische Engagement für die 

Erneuerbare-Energien-Branche und die Ansiedlungsstrategie für Unternehmen. Hier 

belegt Berlin die Plätze eins und zwei. Auch beim Anteil der Klimaschutzschulen er-

reicht die Hauptstadt den zweiten Rang. Forschungsförderung zur Systemintegration 

gibt es dagegen in Berlin nicht, weswegen sich die Bundeshauptstadt den letzten Platz 

mit Mecklenburg-Vorpommern teilt. Bei Forschung und Entwicklung für Erneuerbare 
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Energien liegt Berlin dagegen im Mittelfeld, genauso wie in den Kategorien Studien-

gänge und Förderung der Elektromobilität.  

Hinsichtlich der industriepolitischen Erfolge (2B) erreicht Berlin Platz 13, was gegen-

über der Vorgängerstudie ein Abrutschen um zwei Plätze bedeutet. Der Stadtstaat hat 

die geringsten Anteile von Unternehmen und Beschäftigten, die im Bereich der Erneu-

erbaren Energien tätig sind. Bei den Umsätzen mit Erneuerbaren Energien landet das 

Land auf Platz 14. Seinen Ruf als kreatives Zentrum der Republik wird Berlin bei den 

Erfindungen im Bereich Erneuerbare Energien noch nicht ganz gerecht. Bei der Zahl 

der Patentanmeldungen reicht es nur für den siebten Platz. Positiv hervorzuheben sind 

hingegen die Mobilitätsindikatoren. Bei der Ladeinfrastruktur und dem Anteil der 

Elektro-Pkw erreicht Berlin die Plätze zwei und vier. Wasserstofftankstellen gibt es pro 

Pkw die drittmeisten.  

Trotz der relativ gut bewerteten Landesenergiepolitik hat Berlin noch keine Verbesse-

rung im Gesamtklassement gegenüber den Ergebnissen von 2017 erreicht. Die politi-

schen Weichenstellungen für die Solarenergie und zur Ansiedlung von Unternehmen 

sowie das Engagement für die Erneuerbare-Energien-Branche sind vorbildlich. Bei der 

bisherigen Nutzung Erneuerbarer Energien liegt die Hauptstadt aber weiterhin auf 

dem letzten Platz. Auch wenn die technischen Potenziale in einer Großstadt zum Teil 

begrenzt sind, sollten die vorhandenen Möglichkeiten dennoch deutlich stärker er-

schlossen werden. Insbesondere in der Wärmeversorgung sollte der Umstieg auf kli-

mafreundliche Energieträger schneller vorangehen. Ein stärkeres Engagement zur 

Nutzung von Erd- und Umweltwärme sowie von Bioenergie könnte dabei helfen. 

5.5 Brandenburg 

Brandenburg ist flächenmäßig das fünftgrößte Bundesland. Die Einwohnerdichte ist 

die zweitniedrigste; nur Mecklenburg-Vorpommern ist noch dünner besiedelt. Etwa 

die Hälfte der Landesfläche wird landwirtschaftlich genutzt. Das Pro-Kopf-Einkommen 

liegt unter dem Bundesdurchschnitt, aber etwas höher als in den übrigen ostdeutschen 

Bundesländern. Die Erneuerbaren Energien kamen 2016 auf einen Anteil von 18,4 % 

am Primärenergieverbrauch, was der vierthöchste Wert ist. Gleichzeitig betrug der 

Anteil der Braunkohle noch 48,3 %. Brandenburg ist das Land mit dem höchsten Net-
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to-Stromexport. Der Anteil Erneuerbarer Energien an der gesamten Bruttostromerzeu-

gung war im Jahr 2017 mit 32,4 % unterdurchschnittlich, während immer noch viel 

Braunkohle verstromt wurde. Nach der Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg 

aus dem Jahr 2012 sollen Erneuerbare Energien in Brandenburg ihren Anteil am Pri-

märenergieverbrauch bis 2030 auf 32 % erhöhen.  

Nachdem Brandenburg im ersten Bundesländervergleich 2008 den ersten Platz errin-

gen und danach zweimal bestätigen konnte, rutschte das Land aus der Spitzengruppe 

heraus und belegt im aktuellen Vergleich wie 2017 den sechsten Platz.  

Bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) ist Brandenburg ge-

genüber dem Bundesländervergleich zurückgefallen, von Platz vier auf neun. Bei der 

energiepolitischen Programmatik, bei den Energieberichten und -statistiken sowie bei 

der Hemmnisvermeidung belegt das Land einen Platz im oberen Mittelfeld. Mit den 

Zielen für Erneuerbare Energien erreicht Brandenburg Rang sieben. Dagegen bestehen 

bei den Informationen über die Nutzungsmöglichkeiten, bei der Landesenergieagentur 

sowie bei der Vorbildfunktion noch deutliche Verbesserungsmöglichkeiten (Rang 14, 15 

und 16). Die Programme zur Förderung der Erneuerbaren Energien, die Akzeptanz und 

die Maßnahmen im Wärmebereich sind auch nur unterdurchschnittlich. Bei der Be-

wertung der Landesenergiepolitik verbessert sich Brandenburg um einen Platz von 

Rang 14 auf 13. Die Politik zur Förderung der Wind-, Solar- und Bioenergie wird als 

mittelmäßig bewertet. Bei der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme belegt Bran-

denburg dagegen nach Nordrhein-Westfalen den zweiten Platz. Die Anstrengungen 

zur Systemintegration sind im unteren Mittelfeld der Rangliste zu finden. 

Mit seinen Erfolgen beim Ausbau Erneuerbarer Energien (2A) steht Brandenburg im 

Bundesländervergleich wie in den Jahren 2014 und 2017 auf Platz sieben. Brandenburg 

befindet sich mit seinen Anteilen der Erneuerbaren Energien am Primärenergiever-

brauch im oberen Mittelfeld, am Endenergieverbrauch (trotz einer Verminderung des 

Anteils) sogar auf Platz zwei und am Stromverbrauch auf Platz drei. Beim Anteil Er-

neuerbarer Energien an der Stromerzeugung wie an der Fernwärmeerzeugung liegt das 

Land im Mittelfeld, es hat aber insbesondere bei der Fernwärme eine der schwächsten 

Entwicklungen genommen. Das Potenzial der Windenergie im Land wird zu 44,6 % 

ausgeschöpft, was ebenso wie beim Windenergie-Zubau Platz fünf bedeutet. Bei der 
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Ausnutzung des Potenzials der Photovoltaik wie auch bei der Nutzung der Bioenergie 

zur Stromerzeugung liegt Brandenburg im Mittelfeld. Im Bereich Wasserkraft ist 

Brandenburg bei der Potenzialausnutzung Drittletzter. Bei den Wärmetechnologien ist 

Brandenburg meist im unteren Mittelfeld zu finden. Jedoch erreicht das Land bei der 

Zunahme von Wärmepumpen bezogen auf die Wohnfläche den ersten Platz. Der am 

Primärenergieverbrauch gemessene energiebedingte CO2-Ausstoß ist sehr hoch und 

wird nur noch vom Saarland übertroffen. Von 2013 auf 2016 ist dieser etwas gesunken.  

Mit seinen technologiepolitischen Anstrengungen (1B) belegt Brandenburg wie 2017 

Rang sieben. Bei den Forschungsausgaben und bei der Zahl der Studiengänge reicht es 

für Platz fünf. Das politische Engagement für die Erneuerbare-Energien-Branche und 

die Ansiedlungsstrategie für Unternehmen sind unteres Mittelmaß. Bei der Förderung 

der Elektromobilität ist Brandenburg Schlusslicht. 

Brandenburg kommt mit seinen industriepolitischen Erfolgen (2B) wie 2017 auf Platz 

sechs. Dabei zeigen die Einzelindikatoren große Unterschiede. Die Zahl der Unter-

nehmen und der Beschäftigten im Bereich Erneuerbare Energien ist vergleichsweise 

groß (jeweils Platz drei). Auch die Biodieselproduktion ist mit Rang zwei stark aufge-

stellt. In den anderen Mobilitätsindikatoren ist Brandenburg dagegen eher am unteren 

Ende der Rangliste. So gibt es die viertwenigsten Wasserstofftankstellen pro Pkw, die 

zweitwenigsten Ladepunkte pro Pkw und beim Anteil der Elektro-Pkw an der Gesamt-

flotte steht Brandenburg auf Rang elf. Die Zahl der Patentanmeldungen pro Einwohner 

liegt ebenfalls unter dem Durchschnitt.  

Brandenburg hat sich in früheren Jahren um den Ausbau Erneuerbarer Energien ver-

dient gemacht. Die Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien haben aber 

deutlich nachgelassen. In allen vier Indikatorengruppen befindet sich Brandenburg nur 

noch im Mittelfeld. Brandenburg sollte sich künftig wieder mehr für die Nutzung Er-

neuerbarer Energien einsetzen und zugleich sein Engagement für den technologischen 

und wirtschaftlichen Wandel verstärken. 
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5.6 Bremen 

Die Freie Hansestadt Bremen (Bremen und Bremerhaven) ist gemessen an der Fläche 

und der Einwohnerzahl das kleinste Bundesland – mit deutlichem Abstand auch ge-

genüber den anderen Stadtstaaten Berlin und Hamburg. Die Energieversorgung Bre-

mens basiert in großen Teilen auf Kohle. Der Anteil der Steinkohle am Primärenergie-

verbrauch beträgt noch mehr als die Hälfte (2016: 53,3 %). Der Anteil Erneuerbarer 

Energien am Primärenergieverbrauch ist mit 6,1 % (2016) zwar unterdurchschnittlich, 

aber immerhin größer als in den anderen Stadtstaaten sowie in den Kohleländern 

Nordrhein-Westfalen und dem Saarland. Mit dem 2015 verabschiedeten Bremischen 

Energie- und Klimaschutzgesetz setzte sich der Senat das Ziel, bis zum Jahr 2020 die 

energiebedingten CO2-Emissionen (ohne Stahlindustrie) bis 2020 um mindestens 40 % 

gegenüber 1990 zu senken. Wie im Bund, so wird dieses Ziel auch in Bremen aller Vo-

raussicht nach verfehlt werden. Bis 2050 sollen die Emissionen um 80 bis 95 % sinken. 

Für 2030 und 2040 sollen noch Zwischenziele festgelegt werden.  

Bremen liegt im Bundesländervergleich insgesamt auf dem elften Rang, was eine Ver-

besserung um zwei Plätze bedeutet. Bremen liegt damit direkt hinter Hamburg und 

vier Plätze vor Berlin.  

Die Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) sind in Bremen gering 

(wie 2017 Platz 14). Bei der energiepolitischen Programmatik landet Bremen auf dem 

drittletzten Platz, bei den Programmen zur Förderung der Erneuerbaren Energien 

sogar auf dem vorletzten. Auch die Vorbildfunktion, die Ziele, die Landesenergieagen-

tur, die Energieberichte und -statistiken sowie die Informationen sind unterdurch-

schnittlich. Die Bewertung der Landespolitik beschert Bremen einen Platz im Mittel-

feld – mit Ausnahme der Bioenergie, wo das Land die schlechtesten Bewertungen be-

kommen hat. Bei der Bewertung der Maßnahmen im Wärmebereich und bei der 

Hemmnisvermeidung liegt das Land dagegen weiter oben auf Rang fünf bzw. vier. Die 

Akzeptanz des Ausbaus der Erneuerbaren Energien ist deutschlandweit sogar spitze. 

In der Indikatorgruppe 2A (Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien) verliert 

Bremen einen Platz und rutscht von Platz zehn auf elf. Der Anteil Erneuerbarer Ener-

gien am Primärenergieverbrauch hat sich kaum erhöht und liegt weiterhin auf Platz 
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zwölf. Der Anteil Erneuerbarer Energien am Endenergieverbrauch (ohne Strom und 

Fernwärme) ist in Bremen zwar weiterhin am geringsten. Der Anteil Erneuerbarer 

Energien an der Fernwärmeerzeugung ist aber von 2013 bis 2016 um 4,5 %-Punkte auf 

28,5 % gestiegen und hat damit einen Rekordwert erreicht. Beim Erneuerbaren-Anteil 

an der Stromerzeugung rutschte die Hansestadt hingegen um zwei Ränge auf Platz 14. 

Weiterhin stark ist Bremen dagegen bei der Zunahme der Windenergieleistung (Rang 

zwei), so dass der Stadtstaat mit nun 105 % das rechnerisch zu Grunde gelegte Potenzi-

al sogar mehr als ausschöpft und so klar seine Führungsposition verteidigt. Auch bei 

der Wasserkraftausbeute ist das Land dank des Weserkraftwerkes vorne dabei (Rang 

zwei). Bei der Nutzung und beim Ausbau von Biomasse zur Stromerzeugung relativ 

zur Wald- und Landwirtschaftsfläche liegt das Land weit an der Spitze. Die Solarstro-

merzeugung ist gemessen am Potenzial noch sehr gering. Hier reicht es nur für Platz 

14. Dahinter befinden sich nur noch die beiden anderen Stadtstaaten Berlin und Ham-

burg. Gleiches gilt für die Wärmeerzeugung aus Holzpellets. Bei Solarwärme und dem 

Ausbau von Wärmepumpen landet Bremen auf dem vorletzten Platz vor Berlin. Der 

energiebedingte CO2-Ausstoß bezogen auf den Primärenergieverbrauch ist in Bremen 

trotz des stärksten Rückgangs unter allen Bundesländern in den letzten Jahren immer 

noch sehr hoch (Rang 14). 

Bei den industrie- und technologiepolitischen Anstrengungen (1B) für Erneuerbare 

Energien ist Bremen nach einem Abstieg von Rang zwei (2014) auf Rang fünf (2017) 

wieder auf Platz drei geklettert – nahezu gleichauf mit dem zweitplatzierten Thürin-

gen. Die Forschungsförderung für Erneuerbare Energien bezogen auf das Bruttoin-

landsprodukt ist die zweithöchste, fast gleichauf mit dem umliegenden Land Nieder-

sachsen. Beim Anteil von Klimaschutzschulen liegt Bremen auf Rang drei. Bei allen 

anderen 1B-Indikatoren erreicht das Land mittlere Platzierungen. 

Mit seinen Erfolgen beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) liegt 

Bremen auf Platz sieben (2017: Platz acht). Sehr gut schneidet die Hansestadt bei der 

Zunahme von PV-Speichern ab und belegt sogar die Spitzenposition. Bei der Verkehrs-

infrastruktur ergibt sich ebenfalls ein positives Bild: Das Land hat die drittmeisten 

Elektroladepunkte und die zweitmeisten Wasserstofftankstellen bezogen auf die zuge-

lassenen Pkw. Biogas-Tankstellen gibt es dagegen keine (letzter Platz). Beim Anteil der 
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Elektro-Pkw an der Fahrzeugflotte erreicht Bremen Rang sieben. In Bremen sind wei-

terhin relativ wenige Unternehmen der EE-Branche angesiedelt (Rang elf). Beim Anteil 

der EE-Beschäftigten (Rang sechs) und beim EE-Umsatz (Rang sieben) liegt das Land 

aber im oberen Mittelfeld. Die EE-Patentanmeldungen sind im Ländervergleich stark 

rückläufig, nach Platz fünf 2014 und Platz zwölf 2017 ist Bremen auf dem vorletzten 

Platz angekommen.  

Bremen hat sich mit seinem Energie- und Klimaschutzgesetz ambitionierte Ziele gege-

ben, wird aber die erste Zielmarke für das Jahr 2020 höchstwahrscheinlich verfehlen. 

Der aktuelle Bundesländervergleich zeigt, dass Bremen vor allem auf die wirtschaftli-

chen Chancen der Energiewende setzt. Die Anstrengungen zum technologischen 

Wandel sind dort mit am stärksten. Bei den Bestrebungen zum Ausbau der Erneuerba-

ren Energien dreht sich das Bild allerdings: Hier sind nur das Saarland und Sachsen 

weniger engagiert. Gerade die energiepolitische Programmatik, die Fördermaßnahmen 

für Erneuerbare Energien und die Rahmenbedingungen für die Bioenergie könnten 

weiter gestärkt werden. Bei den Ausbauzahlen zeigt sich, dass vor allem die Potenziale 

der Solarenergie noch wesentlich weiter erschlossen werden könnten. 

5.7 Hamburg 

Die Freie und Hansestadt Hamburg ist sowohl hinsichtlich der Fläche als auch der 

Bevölkerung der zweitgrößte Stadtstaat Deutschlands und gehört zu den Ländern mit 

dem höchsten Pro-Kopf-Einkommen. Hamburg ist ein großer Stromimporteur: 21,5 % 

des Bruttostromverbrauchs (2017) werden durch außerhalb der Stadtgrenzen erzeug-

ten Strom gedeckt. Bei den in der Stadt genutzten Energieträgern spielen Mineralöle 

mit 36,1 % und Erdgas mit 24,1 % die größte Rolle. Bei der Stromerzeugung dominiert 

die Steinkohle insbesondere seit der Inbetriebnahme des Kraftwerks Moorburg im Jahr 

2015 mit einem Anteil von 84,8 % (2017). Der Anteil Erneuerbarer Energien am Primär-

energieverbrauch beträgt nur 4,1 % (2016). Der Beitrag der Erneuerbaren zur Stromer-

zeugung ist in den letzten Jahren zwar gewachsen, da die konventionelle Stromerzeu-

gung jedoch noch stärker gewachsen ist, ist der Erneuerbaren-Anteil auf 4,8 % (2017) 

zurückgegangen. Energie- und klimapolitische Leitlinien gibt der Hamburger Klima-

plan vom Dezember 2015 vor, demnach sollen die Treibhausgasemissionen bis 2020 um 
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2 Millionen Tonnen, bis 2030 um die Hälfte und bis 2050 mindestens um 80 %, jeweils 

gegenüber 1990, gesenkt werden. Generelle Ziele für einen Ausbau Erneuerbarer Ener-

gien werden nicht konkretisiert, lediglich hinsichtlich der Windenergie gibt der Koali-

tionsvertrag von 2015 des amtierenden Senats einen Ausbau bis 2020 auf 120 MW vor 

(2018: 122 MW). 

Im Bundesländervergleich erreicht Hamburg insgesamt Rang zehn und kann sich so 

gegenüber 2017 um einen Platz verbessern. Hamburg ist damit erneut punktbester 

Stadtstaat im Gesamtranking.  

Bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) liegt Hamburg auf 

Platz elf. Mit der energiepolitischen Programmatik belegt Hamburg nun Rang zehn. 

Allerdings fehlen immer noch umfassende Ziele für Erneuerbare Energien, weshalb das 

Land bei diesem Indikator wie 2017 auf dem letzten Rang landet. Bei den Landesener-

gieagenturen und der Energieberichterstattung bekleidet Hamburg einen Platz im 

unteren Mittelfeld. Die eigene Vorbildfunktion wird mit Rang acht bewertet, die 

Hemmnisvermeidung mit Rang sieben. Bei der Bewertung der Landespolitik für Er-

neuerbare Energien klettert Hamburg vom 15. auf den fünften Rang.  

Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) sind in Hamburg bislang nicht 

sonderlich ausgeprägt, der Stadtstaat belegt in dieser Indikatorengruppe nach wie vor 

den vorletzten Platz. Beim EE-Anteil am Primärenergieverbrauch liegt Hamburg eben-

falls auf Rang 15. Die Entwicklung ist sogar die schlechteste unter den Bundesländern. 

Auch beim Endenergieverbrauch (ohne Strom und Fernwärme) gehört Hamburg zu 

den Schlusslichtern (Platz 14). Der Erneuerbaren-Anteil an der Stromerzeugung ist von 

2014 bis 2017 um 7,2 %-Punkte gesunken, weswegen Hamburg hier abgeschlagen auf 

dem letzten Platz liegt. Stand 2017 liegt Hamburg mit 4,8 % EE-Anteil auf dem letzten 

Platz. Punkten kann Hamburg vor allem beim Ausbau der Windenergie. Von 2015 bis 

2018 kam bezogen auf das Potenzial die bundesweit größte Windkraftleistung hinzu. 

Bei der Biomasse-Stromerzeugung erreicht die Hansestadt Rang drei. Das Potenzial 

der Solarenergie wird jedoch kaum genutzt. Bei der Photovoltaik ist das Land letzter. 

Bei den Wärmetechnologien liegt Hamburg - Ausnahme ist die Zunahme der Leistung 

von Hackschnitzelheizungen bezogen auf die Waldfläche (Rang zwei) – mit den ande-

ren Stadtstaaten auf den letzten drei Plätzen. Die energiebedingten CO2-Emissionen 
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liegen in Hamburg bezogen auf den Primärenergieverbrauch im unteren Mittelfeld 

(Rang zehn). Von 2013 bis 2016 stieg der Ausstoß am stärksten, wobei sich hier die 

Inbetriebnahme des Kohlekraftwerks Moorburg bemerkbar macht. 

Bei den Anstrengungen zum technologischen Wandel (1B) verbessert sich Hamburg 

leicht um zwei Plätze auf Rang zehn. Grund dafür ist vor allem die vorbildliche Ansied-

lungsstrategie für die EE-Branche. Hier liegt Hamburg deutlich vor Berlin auf Platz 

eins. Auch der Anteil der Klimaschutzschulen ist am höchsten. Bei der Förderung der 

Elektromobilität landet die Hansestadt auf Platz drei. Verbesserungsbedarf gibt es vor 

allem bei den Forschungsausgaben für Erneuerbare Energien (Platz 15) und für die 

Systemintegration (Platz 14). Das politische Engagement für die EE-Branche ist in 

Hamburg nur noch durchschnittlich (Platz zehn).  

Die Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) sind in Hamburg 

wie schon im Jahr 2017 am höchsten. Hamburg hat bei weitem die meisten Patentan-

meldungen bezogen auf die Einwohnerzahl. Punkten kann Hamburg auch beim The-

ma Elektromobilität, sowohl beim Ausbau der Ladeinfrastruktur als auch beim Anteil 

von Elektro-Pkw. Hier erreicht Hamburg jeweils den ersten Platz. Beim Zubau von PV-

Batteriespeichern liegt Hamburg auf Rang zwei. Der Anteil der EE-Unternehmen ist 

dagegen gering (Platz 13) und der Anteil der EE-Beschäftigten mittelmäßig (Platz 

acht). Der EE-Umsatz bezogen auf das BIP ist unter den Ländern der fünfthöchste, er 

war aber zwischen 2014 und 2017 leicht rückläufig. 

Der sich durch die Energiewende vollziehende wirtschaftlich-technologische Wandel 

ist in Hamburg schon weit fortgeschritten. Diese gute Entwicklung gilt es weiter zu 

festigen, etwa durch weitere Unternehmensansiedlungen aus der Erneuerbaren-

Branche und eine weiterhin ambitionierte Stärkung der Elektromobilität. Zugleich 

sollten Forschung und Entwicklung stärker gefördert werden. Die Nutzung Erneuerba-

rer Energien ist im Stadtbild zwar sichtbar – wie die Windenergieanlagen im Hambur-

ger Hafen, auf dem Energieberg Georgswerder oder auf dem „Energiebunker“ – sie ist 

hinsichtlich der vorhandenen Potenziale insgesamt betrachtet allerdings noch viel zu 

gering. Insbesondere die Solarenergie bietet sowohl bei der Stromerzeugung als auch 

im Wärmebereich noch viel Potenzial. 
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5.8 Hessen 

Hessen ist ein mittelgroßes Bundesland, sowohl nach der Fläche als auch nach der 

Bevölkerung. Das Pro-Kopf-Einkommen liegt etwas über dem Bundesdurchschnitt. 

Durch die zentrale geographische Lage in Deutschland und Europa sowie durch den 

Frankfurter Flughafen hat der Verkehr eine große Bedeutung für den Primärenergie-

verbrauch in Hessen. Dieser wird zu über der Hälfte von Mineralöl gedeckt (2017), 

gefolgt von Erdgas mit rund 23 %. Erneuerbare Energien gewinnen mit Anteilen von 

9,8 % am Primärenergieverbrauch und rund 43,3 % an der Stromerzeugung (je 2017) an 

Bedeutung im hessischen Energiemix. Der EE-Anteil am Stromverbrauch beträgt 

knapp 19,9 % (2017). Hessen ist mit Abstand der größte Stromimporteur unter den 

Bundesländern. Nach dem Integrierten Klimaschutzplan sollen die Treibhausgasemis-

sionen bis 2020 um 30 % gegenüber 1990 und bis 2025 um 40 % sinken. Bis 2050 will 

Hessen klimaneutral werden. Die Anteile der Erneuerbaren Energien am Stromver-

brauch und am Endenergieverbrauch für Wärme sollen bis dahin möglichst bei 100 % 

liegen.  

Im Bundesländervergleich belegt Hessen Platz zwölf und hat sich damit um zwei Plät-

ze verbessert. 

Die beste Platzierung unter den Indikatorengruppen erreicht Hessen mit einem sechs-

ten Platz bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) – hier 

schneidet das Land um drei Plätze besser ab als 2017. Bei der energiepolitischen Pro-

grammatik liegt das Land auf dem geteilten Rang vier und bei den Zielen für Erneuer-

bare Energien auf Platz acht (jeweils eine Verbesserung um vier bzw. zwei Plätze). 

Auch bei den Förderprogrammen, bei der Akzeptanz, den Maßnahmen im Wärmebe-

reich, der Hemmnissvermeidung und den Anstrengungen zur Systemintegration lan-

det das Land im Mittelfeld. Deutlich besser schneidet das Land bei den Energieberich-

ten und -statistiken ab, wo es einen geteilten zweiten Platz erreicht. Die Landesener-

gieagentur wird am viertbesten bewertet, die Informationen zur EE-Nutzung am 

sechstbesten. Auch mit der Vorbildfunktion (Rang fünf) punktet Hessen. Die Bewer-

tung der hessischen Energiepolitik durch die Fachverbände fällt insgesamt mittelmä-

ßig aus (geteilter Rang acht), was immerhin eine Verbesserung gegenüber 2014 und 
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2017 bedeutet. Bei den einzelnen Sparten wird die Windenergie-Politik sogar (im 

Durchschnitt) als am besten bewertet, die Politik für die Solarenergie am viertbesten 

und die Bioenergie-Politik am fünftbesten. Nur die Rahmenbedingungen zur Erd- und 

Umweltwärme werden weiterhin – wie schon 2017 – besonders kritisch eingeschätzt 

(Rang 16). 

In der Indikatorgruppe zu den Erfolgen bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) 

liegt Hessen auf Platz 13 und kann sich hier gegenüber der Vorgängerstudie nicht ver-

bessern. Entsprechend sind die Anteile Erneuerbarer Energien sowohl am Primär- 

(Rang zehn) und Endenergieverbrauch (Rang elf) als auch am Stromverbrauch (Rang 

elf) sowie an der Fernwärmeerzeugung (Rang neun) eher im unteren Mittelfeld zu 

finden. Beim EE-Anteil an der Stromerzeugung schafft es Hessen auf Rang acht, die 

Zunahme des Anteils ist allerdings unterdurchschnittlich (Rang elf). Bei der Ausnut-

zung der Potenziale der Windenergie verbessert sich Hessen um einen Platz auf Rang 

zwölf. Mit der Biomasse-Stromerzeugung reicht es für das Land gemessen am Potenzi-

al nur für Platz 14. Bei der Nutzung der Photovoltaik liegt das Land auf Rang neun, bei 

der Wasserkraft auf Rang zehn. Etwas besser sieht es bei den Wärmetechnologien aus: 

Sowohl bei den Pelletsheizungen als auch bei der Solarthermie erreicht Hessen Plätze 

im oberen Drittel. Die Zunahme der Wärmepumpen bezogen auf die Wohnfläche liegt 

jedoch deutlich unter dem Durchschnitt. Bei den energiebedingten CO2-Emissionen 

befindet sich Hessen auf Rang neun. Das Land ist eines von sechs Ländern, in denen 

die Emissionen von 2013 bis 2016 anstiegen.  

Die Anstrengungen zum technologischen Wandel (1B) sind in Hessen etwas stärker 

geworden. Von Platz 15 (2017) verbessert sich Hessen auf Platz zehn. Die Bewertung 

des politischen Engagements und die Ansiedlungsstrategie für die EE-Branche fällt für 

Hessen in diesem Bundesländervergleich deutlich besser aus (Plätze sechs und drei 

statt 15 und 16). Bei den Forschungsausgaben für Erneuerbare Energien liegt Hessen 

dagegen nur auf Rang 13, für die Systemintegration immerhin auf Rang sieben. Der 

Anteil von Klimaschutzschulen ist der drittgeringste. Bei den EE-Studiengängen belegt 

Hessen Platz zwölf.  

Im Bereich der Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) ver-

bessert sich Hessen um einen Platz auf Rang 14. Weiterhin sind in Hessen relativ weni-
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ge Unternehmen in der EE-Branche tätig (Rang zwölf). Auch die Anteile von EE-

Beschäftigten (Rang 13), an Umsätzen der EE-Branche (Rang elf) und die Zahl der Pa-

tentanmeldungen (Rang 14) sind vergleichsweise gering. Hingegen gibt es in Hessen 

die viertmeisten Wasserstofftankstellen pro Pkw und den fünftgrößten Anteil von 

Elektro-Fahrzeugen. Bei PV-Batteriespeichern und Ladepunkten liegt Hessen im Mit-

telfeld. 

Die verbesserte Gesamtplatzierung Hessens im unteren Mittelfeld liegt vor allem an 

den Input-Indikatoren (1A und 1B). Während die verstärkten politischen Bemühungen 

in beiden Bereichen (A und B) deutlich erkennbar sind, sind die Erfolge sowohl beim 

Ausbau als auch beim technologischen Wandel noch vergleichsweise gering. Zielge-

richtete Programme sowie höhere Ausgaben für Forschung und Entwicklung könnten 

Verbesserungen schaffen. Außerdem sollte sich das Land stärker für die Erd- und Um-

weltwärme einsetzen. 

5.9 Mecklenburg-Vorpommern 

Mecklenburg-Vorpommern ist gemessen an der Fläche ein mittelgroßes Land, hat aber 

nach Bremen und dem Saarland die geringste Einwohnerzahl. Folglich ist es das Bun-

desland mit der geringsten Einwohnerdichte. Durch die dünne Besiedelung und die 

weiträumigen Landwirtschaftsflächen besteht viel Platz für den Ausbau Erneuerbarer 

Energien. Im Jahr 2014 (aktuellere Angaben liegen nicht vor) betrug der Anteil am 

Primärenergieverbrauch bereits 37 %, was im Ländervergleich der bei weitem höchsten 

war. Die Erneuerbaren Energien waren damit der wichtigste Primärenergieträger im 

Nordosten. Durch den Ausbau von Wind-, Bio- und Solarenergie hat sich Mecklen-

burg-Vorpommern zu einem bedeutenden Stromexporteur entwickelt. Gemäß des im 

Jahr 2015 verabschiedeten Landesenergiekonzepts soll vor allem die Windenergie wei-

ter stark wachsen (bis 2025 auf 12 TWh onshore und 8,25 TWh offshore). Die 

Treib¬hausgasemissionen sollen bis 2020 um mindestens 40 Prozent gegenüber 1990 

vermindert werden. 

Im Bundesländervergleich Erneuerbare Energien ist Mecklenburg-Vorpommern zu-

rückgefallen und belegt nach Rang zwei 2017 nun den fünften Platz.  
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Die Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) sind in Mecklenburg-

Vorpommern mit Platz zehn deutlich schwächer geworden (Platz vier im Jahr 2017). 

Die energiepolitische Programmatik ist nur noch Mittelmaß. Die Ziele reichen immer-

hin noch für Rang fünf. Die Bewertungen zur Landesenergieagentur (geteilter Rang 

neun), zu den Energieberichten (geteilter Rang 14) sowie zu den Informationen zur EE-

Nutzung (Rang 16) sind gegenüber 2017 auch schlechter ausgefallen. Auch bei den EE-

Förderprogrammen (Rang 14), bei der eigenen Vorbildfunktion (Rang zwölf) sowie bei 

Vorgaben im Wärmebereich (geteilter Rang 13) gibt es deutliches Verbesserungspoten-

zial. Bei der Hemmnisvermeidung erreicht Mecklenburg-Vorpommern dagegen einen 

guten dritten Rang. Die Bewertung der Landesenergiepolitik ist insgesamt durch-

schnittlich. Hier teilt sich das Land mit vier anderen Ländern den achten Rang. Die 

Politik zur Solar- und Bioenergie wird relativ schlecht bewertet. Die für das Land an 

der Ostseeküste besonders wichtige Windenergiepolitik ist aber die zweitbeste. 

Hinsichtlich der Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) liegt Mecklen-

burg-Vorpommern auf Platz acht und verschlechtert sich damit gegenüber der Studie 

von 2017 um drei Ränge. Mecklenburg-Vorpommern hält nach wie vor seine Füh-

rungsposition bei den EE-Anteilen am Primärenergieverbrauch (2014: 37,0 %) und an 

der Stromerzeugung (2017: 71,9 %). Der Anteil am Bruttostromverbrauch liegt bereits 

bei über 173 % (Platz eins). Bei der Zunahme des Stromerzeugungsanteils erreicht das 

Land Rang vier. Beim EE-Anteil am Endenergieverbrauch liegt das Land auf Rang 

sechs, bei der Fernwärme auf Rang vier. Die Potenzialausnutzung der Windkraft im 

Jahr 2017 war in Mecklenburg-Vorpommern die sechststärkste. Der Zubau war aller-

dings relativ gering (Rang 13). Die Potenziale der Wasserkraft (Rang zwölf) und der 

Photovoltaik (Rang 13) werden im Nordosten hingegen nur unterdurchschnittlich aus-

genutzt. Auch bei der flächenbezogenen Biomassestromerzeugung erreicht das Land 

nur Rang zwölf. Bei den Wärmeindikatoren ist Mecklenburg-Vorpommern auf den 

hinteren Rängen zu finden. Einzige Ausnahme bildet der Zubau an Wärmepumpen 

(Platz fünf). Die auf den Primärenergieverbrauch bezogenen energiebedingten CO2-

Emissionen liegen im Mittelfeld (Rang acht). 

Das stärkste Abrutschen Mecklenburg-Vorpommerns innerhalb der Indikatorengrup-

pen ist bei den Anstrengungen zum technologischen und wirtschaftlichen Wandel (1B) 
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zu beobachten. Hier konnte sich das Land in den vergangenen Studien kontinuierlich 

bis auf Platz eins verbessern. Im aktuellen Bundesländervergleich ist Mecklenburg-

Vorpommern auf Platz 14 abgefallen. Die Forschungsausgaben des Landes sowohl für 

die Erneuerbaren Energien als auch für deren Systemintegration wurden auf null zu-

rückgefahren, was einen letzten Platz bedeutet. Auch bei der Förderung der Elektro-

mobilität und bei den Klimaschutzschulen belegt das Land nur einen Platz im hinteren 

Mittelfeld. Es gibt aber auch weiterhin Lichtblicke: Die Ansiedlungsstrategie für EE-

Unternehmen ist die viertbesten, das politische Engagement für die Branche sogar das 

beste (mit zwei anderen Ländern).  

Auf die Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) wirken sich 

die abgeschwächten Anstrengungen aber noch nicht aus. Hier erreicht Mecklenburg-

Vorpommern wie 2017 Rang zwei. Das Land weist den höchsten Anteil von EE-

Unternehmen und den zweithöchsten Anteil von EE-Beschäftigten auf. Die Umsätze 

mit Erneuerbaren Energien sind gemessen am Bruttoinlandsprodukt weit an der Spitze 

vor Niedersachsen. Die Anzahl von relevanten Patentmeldungen ist im Mittelfeld zu 

finden (Rang neun). Auch bei der Biodieselproduktion ist Mecklenburg-Vorpommern 

stark aufgestellt und erreicht damit den dritten Rang. Die Anzahl von Biogastankstel-

len pro Pkw ist die höchste. Auf den hinteren Plätzen befindet sich das Land allerdings 

bei der Elektromobilität, wobei das dünnbesiedelte Land erschwerte Bedingungen für 

elektrische Antriebe zu bewältigen hat. 

Mecklenburg-Vorpommern konnte sein Gesamtergebnis in den vorangegangenen Stu-

dien immer weiter bis auf Platz zwei 2017 verbessern. Im aktuellen Gesamtranking 

musste das Land dagegen drei Plätze einbüßen. Gerade die Anstrengungen für den 

technologischen Wandel – und dabei die Forschungsausgaben – sollten wieder hoch-

gefahren werden. Die Anteile Erneuerbarer Energien sind zwar insgesamt schon hoch, 

beim Blick auf die einzelnen Potenziale der Technologien sind jedoch noch erhebliche 

Ausbaumöglichkeiten vorhanden. Das Land sollte seine Anstrengungen zur Nutzung 

Erneuerbarer Energien wieder deutlich verstärken, insbesondere auch in den Berei-

chen Solar- und Bioenergie. Außerdem sollten dringend die energiestatistischen 

Grundlagen verbessert werden, vor allem in Form aktueller Energiebilanzen. 
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5.10 Niedersachsen 

Niedersachsen ist das flächenmäßig zweitgrößte Bundesland, die Einwohnerzahl ist 

die viertgrößte. Die Bevölkerungsdichte wie auch das Pro-Kopf-Einkommen liegen 

unter dem Durchschnitt. Der Primärenergieverbrauch (PEV) von Niedersachsen ist am 

stärksten von Erdgas geprägt (Anteil von 31,3 % im Jahr 2016). Zudem ist es eines der 

wenigen Länder, in denen noch Atomkraftwerke betrieben werden (Anteil am PEV von 

16,6 % im Jahr 2016). Der Anteil Erneuerbarer Energien betrug 17,4 % am Primärener-

gieverbrauch (2016) und 45,3 % an der Stromerzeugung (2017) – beide Werte lagen 

über dem bundesdeutschen Schnitt. Die Landesregierung plant gemäß dem Entwurf 

des Klimaschutzgesetzes bis 2030 55 % der Treibhausgasemissionen einzusparen. Bis 

2050 soll die Energieversorgung vollständig auf Erneuerbare Energien umgestellt wer-

den. Der Gesetzentwurf wurde allerdings noch nicht beschlossen.  

Im Gesamtranking des Bundesländervergleichs liegt Niedersachsen auf Platz sieben 

und konnte sich damit um eine Platzierung verbessern.  

Mit seinen Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) belegt Nieder-

sachsen Platz zwölf und rutscht damit gegenüber 2017 um drei Ränge nach unten. Bei 

der energiepolitischen Programmatik liegt Niedersachsen auf dem vorletzten Rang, bei 

den Zielen für Erneuerbare Energien auf Rang zehn. Mit der Umsetzung des geplanten 

Klimaschutzgesetzes könnte Niedersachsen hier gegensteuern. Die Bewertung der 

Landesenergieagentur und die Förderprogramme fallen mit den Plätzen fünf und vier 

besser aus, wenngleich auch bei diesen Indikatoren eine geringfügige Verschlechte-

rung gegenüber 2017 festgestellt wurde.  Bei der Hemmnisvermeidung und der eigenen 

Vorbildrolle erreicht das Land Rang acht. Bei den Energieberichten und -statistiken 

erreicht das Land einen Platz im oberen Mittelfeld, bei den speziellen Maßnahmen im 

Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) sowie bei den Informationsangeboten liegt 

Niedersachsen im unteren Mittelfeld. Die Energiepolitik der Landesregierung wird 

insgesamt als durchschnittlich bewertet (Platz sieben). Bei der Bewertung der Politik 

zur Förderung der Windenergie liegt das Land auf dem (geteilten) zweiten Platz. Bei 

der Politik zu Erd- und Umweltwärme wird der geteilte sechste Rang erreicht. Die 
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Einschätzung der Politik für die Bioenergie und für die Solarenergie (jeweils vorletzter 

Platz) fällt dagegen deutlich kritischer aus. 

Bei den Erfolgen der Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) erreicht Niedersachsen 

Platz zehn, was eine Verbesserung um einen Platz gegenüber 2017 bedeutet. Die Antei-

le Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch, und am Endenergieverbrauch 

(ohne Strom und Fernwärme) liegen weiterhin im Mittelfeld. Der Anteil an der Strom-

erzeugung bleibt mit 45,3 % (2017) über dem Durchschnitt (Rang sechs). Der EE-Anteil 

am Stromverbrauch ist mit knapp 70 % (2017) sogar der viertgrößte. Beim EE-Anteil an 

der Fernwärme liegt Niedersachsen auf Rang zwölf. Im Zeitraum 2013 bis 2016 gab es 

hier den größten Rückgang um 0,17 %-Punkte. Niedersachsen erzeugt im Vergleich zu 

den anderen Bundesländern den meisten Strom aus Windkraft in absoluten Zahlen. 

Bezogen auf das Erzeugungspotenzial und bei der Ausbaudynamik belegt das Land 

jeweils mit Rang vier ebenfalls eine vordere Platzierung. Sowohl bei der Stromerzeu-

gung aus Wasserkraft (Platz 13) als auch aus Photovoltaik (Platz zwölf) bleibt noch ein 

großer Teil des vorhandenen Potenzials ungenutzt. Bei der Biomasse fällt das Ergebnis 

mit Platz sechs hingegen besser aus. Im Bereich der Indikatoren zur Erneuerbaren 

Wärme liegt Niedersachsen weiterhin durchweg im Mittelfeld. Bei den auf den Primär-

energieverbrauch bezogenen energiebedingten CO2-Emissionen erreicht Niedersach-

sen Platz sieben und verzeichnete zwischen 2013 und 2016 eine leichte Steigerung der 

Emissionen um 0,9 % (Platz 13). 

Die Anstrengungen zum technologischen und wirtschaftlichen Wandel (1B) sind in 

Niedersachsen vergleichsweise hoch. Das Land erreicht wie schon 2014 den Spitzen-

platz in dieser Indikatorgruppe, nachdem es 2017 hinter Mecklenburg-Vorpommern 

auf dem zweiten Rang gelegen hatte. Niedersachsen kann wieder mit den höchsten 

Forschungsausgaben im Bereich der Erneuerbaren Energien bezogen auf das BIP auf-

warten. Bei der Forschungsunterstützung zur Systemintegration ist das Land dagegen 

von Rang drei im Jahr 2014 und Rang sechs im Jahr 2017 nun auf den neunten Platz 

abgerutscht. Die Ansiedlungsstrategie für die EE-Branche wird für durchschnittlich 

befunden (Rang sieben). Das politische Engagement für die EE-Branche ist dagegen 

zusammen mit Berlin und Mecklenburg-Vorpommern führend. Im Bereich Bildung 

steht Niedersachsen hinsichtlich auf Erneuerbare Energien spezialisierter Studiengän-
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ge vergleichsweise gut da (Rang vier). Mit dem Anteil von Klimaschutzschulen erreicht 

das Land Rang sieben. Die Förderung der Elektromobilität könnte dagegen noch deut-

lich intensiviert werden (Platz elf). 

Im Bereich der Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) kann 

sich Niedersachsen auf Rang vier behaupten. Der Anteil von EE-Unternehmen ist der 

vierthöchste im Ländervergleich. Auch mit den Beschäftigten in der EE-Branche (Rang 

fünf) sowie den EE-Umsätzen (Rang zwei) erzielt das Land im Nordwesten gute Plat-

zierungen. Nach Hamburg hat Niedersachsen auch die zweitgrößte Zahl an Patentan-

meldungen im Verhältnis zur Einwohnerzahl. Beim Thema Elektromobilität liegt Nie-

dersachsen sowohl bei den Fahrzeugen als auch bei der Ladeinfrastruktur im Mittel-

feld.  

Sowohl die Anstrengungen als auch die Erfolge von Niedersachsen bei der Nutzung 

Erneuerbarer Energien liegen unter dem Durchschnitt. Obwohl das Land z.B. die 

Windenergie bereits relativ gut ausnutzt, bleiben viele andere Potenziale noch unge-

nutzt – insbesondere im Solarenergiebereich. Es bleibt nun abzuwarten, auf welche 

Ziele sich die Landesregierung beim geplanten Klimaschutzgesetz einigen kann und 

wie die konkrete Umsetzung ausgestaltet wird. Beim wirtschaftlich-technologischen 

Wandel gehört Niedersachsen wie in den Vorgängerstudien zu den führenden Län-

dern. Dieses Engagement sollte weitergeführt und dabei an gewissen Stellen, etwa bei 

der Elektromobilität und der Systemintegration, gestärkt werden. 

5.11 Nordrhein-Westfalen  

Nordrhein-Westfalen ist flächenmäßig das viertgrößte Bundesland und weist die größ-

te Bevölkerungszahl auf. Die Einwohnerdichte ist die höchste unter den Flächenlän-

dern. Das Pro-Kopf-Einkommen ist in etwa so hoch wie im Bundesdurchschnitt. Nord-

rhein-Westfalen ist durch die Industrialisierung von Kohle und Stahl geprägt. Die Re-

gion befindet sich aber bereits seit Ende der 1950er im Strukturwandel. Ende 2018 

schloss schließlich die letzte Steinkohlezeche. Nach wie vor sind einige energieintensi-

ve Industrien ansässig, wodurch der Energieverbrauch relativ hoch ist. Wesentliche 

Energieträger für die Energieversorgung sind Mineralöl mit einem Anteil am Primär-

energieverbrauch von 40,8 %, Erdgas mit 19,3 %, Braunkohle mit 18,9 % und Steinkoh-
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le mit 17,4 % (jeweils 2016). Erneuerbare Energien trugen nur 4,8 % zum Primärener-

gieverbrauch (2016) sowie 12,6 % zur Bruttostromerzeugung (2017) bei – deutlich weni-

ger als im bundesdeutschen Schnitt. Die Landesregierung will die installierte Leistung 

der Wind- und Solarenergie bis 2030 in etwa verdoppeln (auf 10,5 GW Wind und 11,5 

GW Photovoltaik). Bis 2050 soll die Energieversorgung „vorrangig“ über Erneuerbare 

Energien, Kraft-Wärme-Kopplung und grünen Wasserstoff gesichert werden.  

Im Bundesländervergleich erreicht Nordrhein-Westfalen den 13. Rang und fällt damit – 

nach dem Sprung von Platz 14 auf zehn in der Vorgängerstudie – wieder um drei Plätze 

zurück.  

Bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) liegt das Land mit 

Platz acht erneut im Mittelfeld. Bei der energiepolitischen Programmatik verliert das 

Land gegenüber der Vorgängerstudie einen Platz (Rang zwölf). Mit den Zielen für Er-

neuerbare Energien teilt sich das Land mit Hessen den achten Platz. Besonders gut ist 

dagegen die Landesenergieagentur aufgestellt. Diese teilt sich mit Rheinland-Pfalz den 

Platz an der Spitze. Die Förderbreite und Antragsberechtigten der Förderprogramme 

sind am zweitbesten bewertet, nach Baden-Württemberg. Bei der Vorbildfunktion des 

Landes wird der dritte Platz erreicht. Bei den Anstrengungen zur Systemtransformati-

on verbessert sich Nordrhein-Westfalen von Rang elf auf vier. Das Berichtswesen zum 

Ausbaustand Erneuerbarer Energien und die Wärmemaßnahmen werden im Mittelfeld 

einsortiert. Hemmnisse beim Ausbau Erneuerbarer Energien könnten noch deutlich 

stärker abgebaut werden (Platz 14). Die Energiepolitik wird unter der neuen Landesre-

gierung in dieser Studie deutlich kritischer bewertet als zuvor (Platz 14 statt Platz 

drei). Das Urteil im Bereich Windenergie fällt mit einem geteilten 13. Platz nur gering-

fügig besser aus. Im Bereich Solarenergie erreichte das Land 2017 noch einen Spitzen-

platz. Jetzt teilt es sich mit vier anderen Ländern nur noch den siebten Platz. Bei der 

Politik zur Bioenergie belegt Nordrhein-Westfalen ebenfalls einen Mittelfeldrang. 

Deutlich besser wird die Politik zur Erd- und Umweltwärme bewertet. Hier steht das 

Land an der Spitze.  

Die Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) sind in Nordrhein-Westfalen 

weiterhin noch relativ gering. Das Land verharrt auf Rang zwölf. Die Anteile Erneuer-

barer Energien am Primär- und Endenergieverbrauch (ohne Strom und Fernwärme), 
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an der Stromerzeugung, am Stromverbrauch und an der Fernwärme sind jeweils im 

unteren Drittel angesiedelt. Bei der Potenzialausnutzung der Stromerzeugung aus 

Windenergie befindet sich das Land im Mittelfeld (Platz neun), bei der Photovoltaik 

auf Platz elf. Besser sieht es bei der Biomasse und der Wasserkraft aus (Plätze vier und 

fünf). Bei den Indikatoren zu Erneuerbarer Wärme liegt das Land jeweils im Mittelfeld. 

Die beste Platzierung erreicht es beim Zubau von Wärmepumpen mit Rang sechs. 

Durch die CO2-intensive Kohleverstromung liegt das Land bei den energiebedingten 

Treibhausgasemissionen auf Rang zwölf. Die Emissionen sind zwischen 2013 und 2016 

leicht gestiegen, was dem Land bei diesem Indikator Rang elf einbringt. 

Mit seinen Anstrengungen zum technologischen und wirtschaftlichen Wandel (1B) 

belegt Nordrhein-Westfalen Rang zwölf und verbessert sich damit um eine Position. 

Hinsichtlich der Forschungsausgaben für Erneuerbare Energien und Systemtransfor-

mation belegt Nordrhein-Westfalen jeweils Rang zehn. Die Bewertung des politischen 

Engagements zugunsten der EE-Branche fällt mit Platz acht besser aus als 2017 (Platz 

zwölf). Bei der Beurteilung der Ansiedlungsstrategie verschlechtert sich das Land da-

gegen um einen Platz auf Rang neun. In Nordrhein-Westfalen gibt es nach wie vor 

verhältnismäßig wenige Studiengänge für Erneuerbare Energien (Platz 16). Mit seinem 

relativ hohen Anteil an Klimaschutzschulen erreicht Nordrhein-Westfalen hingegen 

Rang vier. 

Die Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) sind in Nord-

rhein-Westfalen nach wie vor vergleichsweise gering. Das Land erreicht hier nur den 

vorletzten Rang, verbesserte sich gegenüber 2017 jedoch um einen Platz. Die Anteile 

von Unternehmen und Beschäftigten in der Erneuerbare-Energien-Branche fallen mit 

immer noch relativ gering aus (jeweils Rang 14). Bei den Umsätzen des EE-Sektors 

belegt Nordrhein-Westfalen sogar den letzten Platz. Bei den Mobilitätsindikatoren 

belegt das Land jeweils Plätze im Mittelfeld. Gut schneidet es dagegen beim Ausbau 

von PV-Speichern ab (Platz drei).  

Nordrhein-Westfalen ist nach dem deutlichen Sprung im Gesamtranking in der Vor-

gängerstudie wieder um drei Plätze zurückgefallen. In keiner der vier Indikatoren-

gruppen reichte es für einen Platz im oberen Drittel. Das Land wird nach wie vor von 

den konventionellen Energieträgern dominiert – dies gilt insbesondere für den wirt-
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schaftlich-technologischen Bereich. Gerade in Nordrhein-Westfalen bräuchte die 

Branche eine verstärkte politische Unterstützung sowie gezielte Ansiedelungsstrate-

gien, um Innovationen bei alten und neuen Unternehmen zu befördern und so positive 

ökonomische Effekte in dem stark vom Strukturwandel betroffenen Land auszulösen. 

5.12 Rheinland-Pfalz  

Rheinland-Pfalz gehört flächenmäßig zu den kleineren Bundesländern. Bei der Ein-

wohnerzahl und der Einwohnerdichte ist das Land etwa in der Mitte der Bundesländer 

angesiedelt. Das Pro-Kopf-Einkommen liegt etwas über dem Bundesdurchschnitt. Die 

rheinland-pfälzische Energieversorgung wird stark durch Erdgas bestimmt. Dieser 

Energieträger hatte 2016 einen Anteil von 38,5 % am Primärenergieverbrauch. Der 

Anteil Erneuerbarer Energien am Primärenergieverbrauch (12,7 % 2016) liegt etwa im 

bundesdeutschen Schnitt. Der Erneuerbaren-Anteil an der Stromerzeugung ist mit 

47,8 % (2017) deutlich überdurchschnittlich – allerdings zählt Rheinland-Pfalz zu den 

Stromimportländern. Gemäß dem Landesklimaschutzgesetz will Rheinland-Pfalz seine 

Treibhausgasemissionen bis 2020 gegenüber 1990 um 40 % reduzieren, bis 2050 wird 

Klimaneutralität angestrebt. Die Treibhausgasemissionen sollen um mindestens 90 % 

gegenüber 1990 reduziert werden. Die Landesregierung strebt zudem bis 2030 eine 

vollständig auf Erneuerbaren Energien beruhende Stromversorgung an. 

Im aktuellen Bundesländervergleich Erneuerbare Energien erreicht Rheinland-Pfalz 

wie 2017 Platz neun.  

Entgegen der Platzierung im Mittelfeld des Gesamtklassements sind die Anstrengun-

gen der Landesregierung zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) relativ stark ausge-

prägt. Rheinland-Pfalz verbessert sich deutlich um sechs Plätze von Rang acht auf 

Rang zwei hinter Baden-Württemberg. Die energiepolitische Programmatik wird als 

die drittbeste bewertet, mit geringfügigem Abstand hinter den gleichauf liegenden 

Ländern Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein. Im Gegensatz dazu belegt das 

Land, insbesondere bedingt durch fehlende Spartenziele bei der Zielsetzung für Erneu-

erbare Energien (wie im Jahr 2017) nur Rang zwölf. Spitzenreiter ist Rheinland-Pfalz 

hingegen bei der Bewertung der Landesenergieagenturen, punktgleich mit Nordrhein-

Westfalen. Auch bei den Informationsangeboten des Landes zur EE-Nutzung (Rang 
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drei), bei der Energieberichterstattung und -statistik (Rang fünf), bei der Vorbildfunk-

tion (geteilter Rang drei), bei den Wärmemaßnahmen (Rang drei) sowie bei den För-

derprogrammen (geteilter Rang vier) belegt das Land vordere Plätze. Ein deutlicher 

Sprung ist Rheinland-Pfalz in der Kategorie Hemmnisvermeidung gelungen, von Rang 

acht auf Platz eins. Die Bewertung der Landespolitik fällt mit Platz sechs eher durch-

schnittlich aus. Bei der Bewertung der Landespolitik zu den einzelnen Technologien 

liegt Rheinland-Pfalz hingegen oftmals auf den oberen Plätzen: Bei der Windenergie 

Platz zwei (geteilt mit Mecklenburg-Vorpommern und Niedersachsen), Solarenergie 

Platz vier (geteilt mit Hessen) und Bioenergie Platz drei. Nur bei der Erd- und Um-

weltwärme fällt die Bewertung mit Platz elf (geteilt mit Bremen und dem Saarland) 

eher schlecht aus. Die Anstrengungen zur Systemintegration sind mit Platz sechs im 

oberen Mittelfeld angesiedelt.  

Bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) liegt Rheinland-Pfalz auf Rang neun und 

fällt somit um einen Platz zurück. Der Anteil Erneuerbarer Energien am Primärener-

gieverbrauch liegt ziemlich genau im Bundesdurchschnitt (Rang acht). Vergleichbares 

gilt für die Anteile am Endenergieverbrauch (ohne Strom und Fernwärme) (Rang 

acht). Beim EE-Anteil an der Stromerzeugung (Rang fünf) liegt das Land über dem 

Bundesdurchschnitt. Beim Erneuerbaren-Anteil an der Fernwärmeversorgung erreicht 

Rheinland-Pfalz Rang zwei, auch die Entwicklung in diesem Bereich ist positiv (Rang 

fünf). Hinsichtlich der Nutzung der Potenziale der Windenergie belegt Rheinland-

Pfalz zwar nur Platz acht, dies stellt jedoch die beste Platzierung eines der südlichen 

Bundesländer dar. Der Windenergie-Ausbau kam zwischen 2015 und 2018 allerdings 

relativ langsam voran, wodurch Rheinland-Pfalz in bei diesem dynamischen Indikator 

nur Platz zehn erreicht. Das vorhandene Potenzial zur Nutzung von Wasserkraft wird 

bereits vergleichsweise stark ausgenutzt (Platz vier), bei der Photovoltaik ist dagegen 

noch deutlich Luft nach oben (Rang acht). Unverändert verharrt das Land bei der 

Stromerzeugung aus Biomasse auf dem letzten Platz. Der Zubau in diesem Bereich war 

auch nur unterdurchschnittlich (Platz zwölf). Zur systemdienlichen Bereitstellung von 

Strom aus Biogas trägt Rheinland-Pfalz relativ erfolgreich bei (Platz fünf), das Land 

liegt jedoch deutlich hinter den führenden Ländern Berlin und dem Saarland. Beim 

Ausbau der Erneuerbaren Wärme erreicht Rheinland-Pfalz ebenfalls größtenteils Plät-
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ze in der oberen Hälfte. Nur bei der Zunahme von Hackschnitzel- und handbefeuerten 

Anlagen liegt das Land auf dem vorletzten Platz. Die energiebedingten Emissionen 

bezogen auf den Primärenergieverbrauch sind in Rheinland-Pfalz vergleichsweise ge-

ring (Rang drei). Sie haben sich von 2013 bis 2016 leicht verringert (Rang acht).  

In der Indikatorgruppe 1B, welche die Anstrengungen zum technologischen und wirt-

schaftlichen Wandel beleuchtet, verschlechtert sich das Land um zwei Plätze und er-

reicht somit nur noch den letzten Rang. Hinsichtlich des politischen Engagements und 

der Ansiedlungsstrategie für die EE-Branche verschlechtert sich das Land und befindet 

sich mit jeweils Platz 13 im unteren Bereich. Auch bei den Forschungsausgaben für 

Erneuerbare Energien und für Systemintegration bezogen auf das BIP können Ver-

schlechterungen festgestellt werden. Hier liegt das Land nur noch auf dem 14. bzw. 12. 

Rang. Auch im Bereich Bildung erzielt Rheinland-Pfalz unterdurchschnittliche Platzie-

rungen, der Anteil an Klimaschutzschulen ist nur der zehnthöchste, bei den EE-

Studiengängen landet das Land auf Platz 15. Am besten schneidet das Land in dieser 

Gruppe bei der Förderung der Elektromobilität ab. Hier belegt es einen geteilten ach-

ten Rang.  

Die Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) liegen in Rhein-

land-Pfalz im Mittelfeld, mit Platz elf verbessert sich das Land jedoch um drei Ränge 

gegenüber 2017. Die EE-Anteile bei Unternehmen (Rang zehn), Beschäftigten (Rang 

zwölf) und Umsätzen (Rang 13) liegen wie schon in der letzten Studie im unteren Mit-

telfeld. Bei den Patentanmeldungen im Bereich Erneuerbare Energien kann sich Rhein-

land-Pfalz hingegen deutlich um neun Ränge verbessern (Platz fünf). Auch beim Aus-

bau von PV-Speichern bewegt sich das Land mit Platz sechs im oberen Mittelfeld. 

Rheinland-Pfalz weist eine eher durchschnittliche Infrastruktur im Bereich Erneuerba-

re Mobilität auf, die Indikatoren befinden sich hier größtenteils im Mittelfeld. Bei der 

Zahl der Ladepunkte und bei der Zahl der Elektro-Fahrzeuge pro Pkw liegt das Land 

auf den Plätzen neun und zehn. Bei der Biodieselproduktion erreicht Rheinland-Pfalz 

immerhin Rang sechs, bei der Zahl der Biogastankstellen sogar Platz vier.  

Rheinland-Pfalz steht bei der Nutzung der Erneuerbaren Energien nicht schlecht da. 

Gerade für ein südlicher gelegenes Bundesland ist der Fortschritt bei der Windenergie 

bereits relativ gut, auch die Ausnutzung von Solarstrom und insbesondere von Strom 
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aus Biomasse könnten aber noch deutlich verbessert werden. Relativ gut steht Rhein-

land-Pfalz bei der Erneuerbaren Wärme da. Hier werden alle Technologien – Biomas-

se, Solarthermie und Wärmepumpen – überdurchschnittlich stark ausgebaut. Deutli-

cher Nachholbedarf besteht bei den Anstrengungen zum technologisch-

wirtschaftlichen Wandel. Rheinland-Pfalz sollte mehr in Forschung investieren, das 

Bildungsangebot ausweiten und die Ansiedlung von Unternehmen aus der EE-Branche 

vorantreiben, um so deutlicher von den ökonomischen Effekten dieser Transformation 

profitieren zu können. 

5.13 Saarland 

Das Saarland ist hinsichtlich der Fläche und der Einwohnerzahl das kleinste Flächen-

land Deutschlands. Das Pro-Kopf-Einkommen liegt etwas unter dem deutschen 

Durchschnitt. Die Wirtschaft wie auch die Energieversorgung des Landes sind bis heu-

te stark durch die Kohle- und Stahlindustrie geprägt. Im Jahr 2012 endete zwar der 

Steinkohlebergbau im Saarland, dennoch ist dieser Energieträger immer noch domi-

nierend. Mehr als 60 % des Primärenergieverbrauchs werden im Saarland durch Stein-

kohle gedeckt (2016). Erneuerbare Energien werden dagegen vergleichsweise wenig 

genutzt, die Anteile am Primärenergieverbrauch und an der Bruttostromerzeugung 

sind mit 4,6 % (2016) bzw. 19,2 % (2017) deutlich geringer als im Bundesdurchschnitt. 

Das Saarland strebt an, bis zum Jahr 2020 einen Erneuerbaren-Anteil von 20 % am 

Stromverbrauch zu erreichen (2017: 14,4 %). 

Das Saarland belegt im Gesamtranking des Bundesländervergleichs Erneuerbare Ener-

gien wie 2017 den letzten Platz.  

Hinsichtlich der Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) kann sich 

das Saarland im Ranking geringfügig verbessern und liegt nun auf Rang 15. Durch die 

nur wenig ausformulierte energiepolitische Programmatik bleibt dem Saarland bei 

diesem Indikator nur der letzte Platz. Auch bei den Energieberichten und -statistiken 

erhält das Land zusammen mit Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen die 

schlechteste Bewertung. Die Maßnahmen im Wärmebereich können noch erheblich 

gesteigert (vorletzter Platz). Bei den Zielen für Erneuerbare Energien erreicht das Land 

mit Rang 14, bei der Hemmnisvermeidung mit Rang 13 und der Landesenergieagentur 
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mit Rang 12 untere Platzierungen. Die Bewertung der Landesenergiepolitik liegt insge-

samt im mittleren Bereich (Rang acht). In den Bereichen Bioenergie und Solarenergie 

wird die saarländische Politik mit Rang sieben noch am besten gesehen. Bei der Wind-

energie teilt sich das Saarland mit drei anderen Ländern Rang acht. Die Politik für die 

Erd- und Umweltwärme wird kritischer gesehen (Platz elf). Hinsichtlich der eigenen 

Vorbildfunktion erreicht das Land einen geteilten achten Platz. Mit den Anstrengun-

gen zur Systemintegration landet das Saarland auf der gleichen Platzierung. Bei den 

Informationsangeboten zur EE-Nutzung erreicht das Land Platz neun, mit seinen Pro-

grammen zur EE-Förderung ist es dagegen sogar im oberen Drittel vertreten (geteilter 

Rang vier).  

Die Erfolge beim Ausbau der Erneuerbaren Energien (2A) sind noch relativ gering. Wie 

2017 belegt das Saarland in dieser Kategorie Rang 14. Bei den Anteilen der Erneuerba-

ren Energien am Primärenergieverbrauch (Rang 14), am Endenergieverbrauch (ohne 

Strom und Fernwärme, Rang 13), an der Stromerzeugung (Rang elf), am Stromver-

brauch (Rang 13) sowie an der Fernwärmeversorgung (Rang 16) befindet sich das Saar-

land stets auf einer unteren Platzierung. Bei den dynamischen Indikatoren schneidet 

das Land jeweils etwas besser ab. Der Anteil der Stromerzeugung aus Erneuerbaren 

Energien an der gesamten Bruttostromerzeugung ist zwischen 2014 und 2017 um mehr 

als neun Prozentpunkte gestiegen, was Platz drei bedeutet. Die Steigerung der Wind-

kraftleistung bezogen auf das Leistungspotenzial Potenzialausnutzung der Windener-

gie hat sich gegenüber der Vorgängerstudie noch etwas verstärkt (Rang sieben nach 

Rang acht in 2017). Im Bereich Solarstrom belegt das Saarland beim dynamischen Indi-

kator ebenfalls Platz sieben. Hinsichtlich der Biomasse-Stromerzeugung erreicht das 

Saarland sowohl beim statischen als auch beim dynamischen Indikator allerdings nur 

den vorletzten Rang. Gut aufgestellt ist das Land dagegen, was die Flexibilisierung der 

Biogasanlagen betrifft. Hier belegt es Platz zwei. Im Bereich Erneuerbare Wärme er-

zielt das Saarland Platzierungen im (oberen) Mittelfeld. Nur der Zubau von Wärme-

pumpen ist vergleichsweise gering (Rang zwölf). Der energiebedingte CO2-Ausstoß 

bezogen auf den Primärenergieverbrauch ist im Saarland der höchste. Im Zeitraum 

2013-2016 sind die Emissionen sogar deutlich gestiegen. Nur Hamburg verzeichnete 

einen noch höheren Zuwachs. 
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In der Indikatorgruppe 1B, die die Anstrengungen zum technologischen Wandel zu-

sammenfasst, erreicht das Saarland den vorletzten Rang. Entsprechend liegt das Land 

bei den einzelnen Indikatoren der Gruppe meist auf hinteren Rängen. Im Bereich Bil-

dung erreicht das Saarland immerhin Rang sieben beim Anteil der EE-Studiengänge 

und Rang acht bei den Klimaschutzschulen. Mit den relativ hohen Forschungsausga-

ben für die Systemintegration gemessen an der Wirtschaftsleistung reicht es sogar für 

Rang fünf. 

Hinsichtlich der Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) 

rutscht das Saarland von Rang 13 (2017) auf die letzte Position ab. Die Zahl der Patent-

anmeldungen und die Zunahme von kleinen Solar-Batteriespeichern waren die ge-

ringsten unter allen Bundesländern. Die Anteile von EE-Unternehmen und -

Beschäftigten sind die zweitgeringsten. Die Umsätze mit Erneuerbaren-Technologien 

sind dagegen relativ hoch (Platz vier). Biokraftstoffe werden im Land nicht hergestellt. 

Auch Ladepunkte für Elektro-Fahrzeuge gibt es relativ wenige (Platz 16), Biogastank-

stellen dagegen relativ viele (Platz zwei).  

Das Saarland hat sowohl wirtschaftlich als auch in der Energieversorgung über 200 

Jahre lang auf die Kohle gesetzt. Das Land lag in früheren Studien zum Bundesländer-

vergleich stets auf den hinteren Rängen. Erneut belegt es den letzten Platz. Verbesse-

rungsmöglichkeiten gibt es in allen Bereichen: So könnte eine konsistente Energie-

wende-Programmatik sowie ambitionierte mittel- und langfristige Ziele der Energie-

wende neuen Schwung geben. Die Anstrengungen für die EE-Branche sollten verstärkt 

und so der ohnehin sich im Gange befindliche Strukturwandel im wirtschaftlich-

technologischen Bereich konstruktiv gestaltet werden. Damit könnten auch die hier 

bereits punktuell bestehenden Erfolge erweitert werden. 

5.14 Sachsen 

Sachsen ist das viertkleinste Flächenland. Die Einwohnerzahl ist allerdings die sechs-

höchste. Bei der Bevölkerungsdichte liegt das Land im Mittelfeld der Flächenländer. 

Das Pro-Kopf-Einkommen ist höher als in den meisten anderen ostdeutschen Bundes-

ländern, es liegt aber unter dem Bundesdurchschnitt. Die Energieversorgung wird 

stark von der Braunkohle bestimmt. Diese deckt mit einem Anteil von 44,7 % (2016) 
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den Löwenanteil des gesamten Primärenergieverbrauchs. Die Nutzung Erneuerbarer 

Energien ist unterdurchschnittlich, der Anteil am Primärenergieverbrauch beträgt 

9,1 % (2016) und der Anteil an der Stromerzeugung 13,5 % (2017). Sachsen will gemäß 

des Koalitionsvertrags der schwarz-roten Regierung den Anteil Erneuerbarer Energien 

am Stromverbrauch entsprechend dem Ziel der Bundesregierung auf 40-45 % im Jahr 

2025 ausbauen (2017: 21,5 %). Die neuen Ziele der angestrebten Koalition aus CDU, 

SPD und Grüne müssen mit dem neuen Koalitionsvertrag noch beschlossen werden.  

Im Bundesländervergleich reiht sich Sachsen im Gesamtranking auf Platz 14 ein und 

verliert damit drei Plätze gegenüber 2017.  

Unter den einzelnen Indikatorengruppen erreicht Sachsen mit seinen Anstrengungen 

zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) mit Platz 16 seine schlechteste Platzierung. 

Die energiepolitische Programmatik und die Ziele werden mit Platz 13 bewertet. Bei 

den Programmen zur Förderung Erneuerbarer Energien, den Wärmemaßnahmen, der 

Hemmnisvermeidung und der Bewertung der Landespolitik zur Nutzung Erneuerbarer 

Energien landet das Land teilweise deutlich auf dem letzten Platz. Besonders die Poli-

tik zur Windenergie wird sehr kritisch gesehen. Hier landet Sachsen noch hinter Bay-

ern auf Platz 16. Auch bei der Politik für die Solarenergie und den Anstrengungen zur 

Systemintegration liegt das Land auf dem letzten Rang. Bei den Informationen zur EE-

Nutzung und der Vorbildfunktion belegt Sachsen den vorletzten Rang. Eine mittlere 

Bewertung erreicht Sachsen dagegen bei den Energieberichten und der -statistik sowie 

bei der Politik für die Erd- und Umweltwärme. 

Im Bereich der Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) belegt Sachsen 

Platz sechs und kann sich damit um drei Positionen verbessern. Die Anteile Erneuer-

barer Energien am Primärenergieverbrauch (Rang elf) und Endenergieverbrauch (ohne 

Strom und Fernwärme) (Rang sieben) sowie an der Stromerzeugung (Rang zwölf) lie-

gen weiterhin im Mittelfeld. Bei der Fernwärme wird nur der zweitschlechteste Wert 

erreicht. Das Potenzial zur Stromerzeugung aus Wind- und Bioenergie wird nach wie 

vor nur unterdurchschnittlich genutzt (jeweils Platz 13). Die schlechte Bewertung der 

Landespolitik zur Windenergie spiegelt sich auch beim Zubau der Windenergie in den 

letzten Jahren wider. Hier liegt Sachsen auf dem letzten Rang. Im Gegensatz dazu wird 

das Potenzial der Photovoltaik besser ausgenutzt. Sachsen erreicht diesbezüglich den 
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sechsten Rang. Beim Zubau der Photovoltaik kann Sachsen gegenüber der Vorgänger-

studie noch etwas zulegen, so dass nun Platz vier erzielt wird. Bei der Wärmeerzeu-

gung aus Holzpellets liegt Sachsen auf Rang sieben. Beim Zubau konnte Sachsen seine 

guten Ergebnisse aus der Vorgängerstudie mit Platz vier halten, gleiches gilt für den 

Zubau von Hackschnitzel- und handbefeuerten Anlagen (Rang drei) und Solarthermie 

(Rang vier). Beim Zubau von Wärmepumpen musste Sachsen seinen Spitzenplatz an 

Brandenburg abgeben, erreicht aber immer noch den zweiten Platz. Der energiebe-

dingte CO2-Ausstoß ist relativ hoch (Platz 13). Zwischen 2013 und 2016 konnte dieser 

jedoch leicht reduziert werden (Platz drei).  

Mit seinen Anstrengungen zum technologischen und wirtschaftlichen Wandel (1B) 

erreicht Sachsen die beste Bewertung unter den Indikatorgruppen. Platz fünf bedeutet 

eine Verbesserung um einen Platz gegenüber der Vorgängerstudie. Weiterhin hoch 

sind die Forschungsausgaben für Erneuerbare Energien (Rang vier). Die Ausgaben zur 

Erforschung der Systemintegration sind (gemessen am BIP) die höchsten aller Länder. 

Das politische Engagement und die Ansiedlungsstrategie für die EE-Branche werden 

weiterhin als verbesserungsbedürftig eingestuft (Platz 15 und Platz 14). Gleiches gilt für 

die Förderung der Elektromobilität (Platz 15). Das Angebot an spezialisierten EE-

Studiengängen ist das zweithöchste, der Anteil von Klimaschutzschulen dagegen der 

zweitniedrigste.  

Die Erfolge beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) haben sich in 

Sachsen im Vergleich zu anderen Ländern nicht verbessert. Wie 2017 erreicht das Land 

hier Rang zwölf. Der Anteil von EE-Unternehmen (Rang acht), -Beschäftigten (Rang 

neun) sowie die in diesem Bereich generierten Umsätze (Rang acht) liegen im Länder-

vergleich weiterhin jeweils im Mittelfeld. Hinsichtlich Patentanmeldungen im Erneu-

erbaren-Bereich verschlechtert sich Sachsen von Rang neun auf Rang zehn. Wasser-

stofftankstellen gibt es noch relativ wenige (Platz 14). Beim Thema Elektromobilität 

sieht es hinsichtlich des Ladeinfrastrukturangebotes (Rang zwölf) und des Anteils von 

Elektro-Pkw (Rang 13) nicht wesentlich besser aus. Beim Zubau von Solarstromspei-

chern belegt Sachsen Platz 13. 

Das weitere Abrutschen Sachsens in der Platzierung im aktuellen Bundesländerver-

gleich kann vor allem auf den Rückgang der Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer 
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Energien zurückgeführt werden. Ein ambitioniertes energiepolitisches Programm mit 

entsprechenden Ausbauzielen für Erneuerbare Energien und flankierende Maßnahmen 

könnten hier für eine Verbesserung sorgen. Der Abbau von bestehenden Hemmnissen 

im Bereich Erneuerbarer Energien könnte unterstützend wirken. Insbesondere das 

Potenzial der Windenergie muss verstärkt genutzt werden, aber auch bei der Nutzung 

von Biomasse ist noch deutlich Luft nach oben. Während die Forschungsausgaben für 

Systemintegration deutschlandweit die höchsten sind, sollten auch die politischen 

Anstrengungen zur Systemtransformation verstärkt werden. Auch bei den Anstren-

gungen zum wirtschaftlich-technologischen Wandel besteht noch Optimierungspo-

tenzial, insbesondere mit Blick auf die Unterstützung der EE-Branche. Damit könnten 

auch die Erfolge beim wirtschaftlich-technischen Wandel wieder vergrößert werden. 

5.15 Sachsen-Anhalt 

Sachsen-Anhalt ist hinsichtlich der Fläche das drittgrößte der ostdeutschen Bundes-

länder. Es weist nach Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg die geringste Ein-

wohnerdichte unter allen Bundesländern auf. Das Pro-Kopf-Einkommen ist das zweit-

niedrigste in Deutschland. Die Energieversorgung war bis kurz nach der deutschen 

Einheit stark von der Braunkohle geprägt. Diese hat heute einen Anteil von 14,5 % am 

Primärenergieverbrauch (2016). Inzwischen ist Erdgas der Energieträger mit dem größ-

ten Anteil am Primärenergieverbrauch (2016: 33,8 %). Auch Erneuerbare Energien ha-

ben einen wichtigen Platz im Energiemix Sachsen-Anhalts, diese stellen 18,7 % des 

Primärenergieverbrauchs (2016) und mit 53,0 % bereits mehr als die Hälfte der Strom-

erzeugung (2017).  

Im Bundesländervergleich Erneuerbare Energien liegt Sachsen-Anhalt in der Gesamt-

bewertung auf Platz acht und verliert somit gegenüber der Vorgängerstudie eine Posi-

tion. 

Bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) erreicht Sachsen-

Anhalt Platz 13 und verschlechtert sich damit um einen Platz. Bei der energiepoliti-

schen Programmatik belegt das Land Platz elf. Auch bei der Bewertung der Ziele für 

Erneuerbare Energien erreicht das Land nur eine schlechte Bewertung (Rang 15). Die 

Landesenergieagentur und die Vorbildfunktion werden jeweils auf Rang 14 einsortiert, 
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die Energieberichte und -statistiken und die bereitgestellten Informationen jeweils auf 

Rang zwölf. Bei den Wärmemaßnahmen landet das Land ebenfalls auf dem zwölften 

Platz. Besser sieht es bei den Förderprogrammen aus. Hier erreicht Sachsen-Anhalt 

den geteilten vierten Platz. Die Hemmnisvermeidung und die Anstrengungen zur Sys-

temintegration sind in Sachsen-Anhalt durchschnittlich. Die Bewertung der Landes-

energiepolitik durch die Fachverbände bringt gemischte Ergebnisse hervor: Während 

das Land hierbei insgesamt mit einem geteilten achten Rang und bei der Solarenergie 

einen geteilten zwölften Rang eine mittel- bis unterdurchschnittliche Wertung be-

kommt, wird die Politik im Bereich Bioenergie relativ gut gesehen (geteilter Rang 

fünf). Bei der Bewertung der Windenergie erreicht Sachsen-Anhalt den geteilten fünf-

ten Rang.  

Im Bereich der Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) belegt Sachsen-

Anhalt erneut Platz vier. Bei den Anteilen der Erneuerbaren Energien am Primär- und 

Endenergieverbrauch (ohne Strom und Fernwärme) sowie an der Stromerzeugung (je 

Rang vier) erreicht das Land nach wie vor gute Werte. Bei der Entwicklung der Anteile 

am Primär- und Endenergieverbrauch ist das Land aber in der unteren Hälfte zu fin-

den, bei der Entwicklung der EE-Anteile an der Stromerzeugung und an der Fernwär-

me im Mittelfeld. Sachsen-Anhalt weist bei der Windenergie von allen Flächenländern 

nach Schleswig-Holstein die höchste Potenzialausnutzung auf. Beim Zubau von Wind-

kraft-Leistung belegt das Land hingegen Rang acht. Der Zubau der Photovoltaik war 

von 2015 bis 2018 bezogen auf das Potenzial bundesweit mit Abstand der größte. Bei 

der Potenzialausnutzung des Solarstroms kommt das Land nach Bayern auf Platz zwei 

und verdrängt Baden-Württemberg damit auf den dritten Rang. Bei der Nutzung der 

Biomasse zur Stromerzeugung liegt das Land beim Status quo (Rang sieben) im Mittel-

feld. Die Flexibilitätszahlungen für Biogasanlagen werden noch relativ wenig in An-

spruch genommen (Platz 13). Die Ausnutzung der Wasserkraft liegt etwas unter dem 

Durchschnitt. Zwischen 2015 und 2018 wurde die Wasserkraft (gemessen am Potenzial) 

am stärksten ausgebaut. Während das Land bei der regenerativen Stromerzeugung 

insgesamt gesehen auf vorderen Platzierungen liegt, werden bei den Indikatoren zur 

Erneuerbaren Wärme hingegen eher Plätze im Mittelfeld erreicht. Die energiebeding-
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ten CO2-Emissionen sind mit Rang sechs relativ niedrig und konnten von 2013 bis 2016 

weiter reduziert werden (Rang zwei).  

In der Kategorie Anstrengungen zum technologischen Wandel (1B) liegt Sachsen-

Anhalt auf Platz 13 und schneidet damit drei Plätze schlechter ab als in der Vorgänger-

studie. Beim politischen Engagement für die EE-Branche kommt Sachsen-Anhalt nur 

auf Rang 14, bei der Ansiedlungsstrategie sogar nur auf den letzten Rang. Die For-

schungsausgaben für Erneuerbare Energien und für deren Systemintegration liegen 

gemessen am BIP unter dem Bundesdurchschnitt (jeweils Rang elf). Im Bildungsbe-

reich ist Sachsen-Anhalt mit Platz drei bezüglich des Angebots an EE-Studiengängen 

relativ gut, beim Anteil von Klimaschutzschulen erreicht das Land nur eine Platzierung 

im unteren Mittelfeld. 

Sachsen-Anhalt kann in der Indikatorengruppe zu den industrie- und technologiepoli-

tischen Erfolgen (2B) Platz drei verteidigen. Weiterhin ist dies die beste Platzierung 

des Landes in einer Indikatorengruppe. In Sachsen-Anhalt gibt es nach wie vor den 

größten Anteil von EE-Beschäftigten. Mehr als jeder 40. Beschäftigte arbeitet im Land 

direkt oder indirekt im Bereich der Erneuerbaren Energien. Beim Anteil der EE-

Unternehmen an der Gesamtzahl und bei den auf das BIP bezogenen EE-Umsätzen 

liegt Sachsen-Anhalt auf dem sechsten Platz. Die Umsätze waren allerdings von 2014 

auf 2017 unter allen Ländern am stärksten eingebrochen. Bei der Biodieselherstellung 

belegt Sachsen-Anhalt nach wie vor Rang eins. Auch das Angebot an Biogastankstellen 

ist überdurchschnittlich (Rang drei). Bei den Wasserstofftankstellen (Platz zehn) und 

Ladepunkten für E-Autos (Platz 13) schneidet das Land jedoch schlechter ab. Der An-

teil von Elektro-Pkw ist sogar der zweitgeringste im Ländervergleich. Auch beim Zu-

bau von Photovoltaik-Speichern liegt das Land auf Rang 15. Bei den Patentanmeldun-

gen wird eine Platzierung im Mittelfeld erreicht.  

Sachsen-Anhalt kann sowohl bei der Nutzung Erneuerbarer Energien als auch beim 

wirtschaftlich-technologischen Wandel gute Erfolge vorweisen, der Input ist in beiden 

Bereichen allerdings noch ausbaufähig (jeweils Platz 13). Hinsichtlich der Nutzung 

Erneuerbarer Energien könnte eine zielgerichtetere Programmatik den Ausbau Erneu-

erbarer Energien beschleunigen. Gerade die Solarenergie könnte stärkere Unterstüt-

zung gebrauchen. Im Bereich wirtschaftlich-technologischer Wandel sorgt die EE-
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Branche zwar bereits für ökonomische Erfolge, es wird aber eine engagiertere Unter-

stützung der Landesregierung für den Sektor und eine ehrgeizigere Ansiedlungsstrate-

gie gewünscht. 

5.16 Schleswig-Holstein 

Schleswig-Holstein ist nach dem Saarland das kleinste Flächenland Deutschlands. Die 

Einwohnerdichte des landwirtschaftlich geprägten Landes ist etwa auf dem Niveau von 

Bayern. Das Pro-Kopf-Einkommen liegt etwas über dem Bundesdurchschnitt. Schles-

wig-Holstein ist ein Stromexportland und sichert u.a. auch die Versorgung von Ham-

burg mit Elektrizität. Während früher vor allem die Atomkraft für einen Stromüber-

schuss gesorgt hat, sind inzwischen Erneuerbare Energien mit einem Anteil von 69,3 % 

(2017) an der Erzeugung die wichtigste Stromquelle. Am gesamten Primärenergiever-

brauch haben die Erneuerbaren Energien einen Anteil von 24,4 %. Schleswig-Holstein 

hat sich zum Ziel gesetzt, seine Treibhausgasemissionen bis zum Jahr 2050 um 80-

95 % zu senken. Zwischenziel auf dem Weg dorthin ist eine Reduzierung um mindes-

tens 40 % bis 2020 gegenüber 1990.  

Schleswig-Holstein gelingt in dieser Vergleichsstudie der Sprung im Gesamtranking 

vom fünften auf Platz eins.  

Hinsichtlich der Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) erreicht das 

Land mit Rang vier die beste Platzierung unter den nördlichen Bundesländern. Die 

energiepolitische Programmatik und die Zielsetzungen sind gemeinsam mit Baden-

Württemberg die besten aller Länder. Bei den Energieberichten und -statistiken (Platz 

vier) sowie bei den Landesenergieagenturen (geteilter Platz sechs) und bei den Infor-

mationen über die Nutzungsmöglichkeiten (Platz fünf) liegt das Land jeweils auf einer 

vorderen Platzierung. Bei der Vorbildfunktion des Landes, bei den Förderprogrammen 

und bei den Wärmemaßnahmen liegt es dagegen nur im Mittelfeld. Hinsichtlich der 

Hemmnisvermeidung und den Anstrengungen zur Systemtransformation (Plätze elf 

und zehn) liegt das Land in der unteren Hälfte. Die allgemeine Bewertung der Ener-

giepolitik durch die Fachverbände ist relativ gut: Insgesamt erreicht das Land bei der 

Beurteilung den geteilten Rang zwei. Was die einzelnen Technologien betrifft ist die 

Beurteilung allerdings deutlich kritischer. Bei der für das Land so bedeutenden Wind-
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energiepolitik wird mit Rang 13 nur ein Platz am unteren Ende erreicht. In den Berei-

chen der Solar- und Bioenergie sieht es nur unwesentlich besser aus (geteilter Platz 

zwölf bzw. neun). Die beste Bewertung erhält die Politik im Bereich Erd- und Um-

weltwärme (geteilter Platz zwei). 

Bei den Erfolgen hinsichtlich der Nutzung Erneuerbarer Energien (2A) erreicht 

Schleswig-Holstein erneut den zweiten Rang und kann den Abstand auf das führende 

Bayern weiter verringern. Mit dem Anteil der Erneuerbaren Energien am Primärener-

gieverbrauch belegt das Land Platz drei hinter Thüringen. Der EE-Anteil am Stromver-

brauch ist mit 157 % im Jahr 2017 der zweitgrößte nach Mecklenburg-Vorpommern. Bei 

den entsprechenden dynamischen Indikatoren schneidet das Land noch besser ab: Die 

EE-Anteile am PEV wuchsen zwischen 2013 und 2016 mit deutlichem Abstand am 

größten. Bei der Zunahme des Anteils an der Stromerzeugung bzw. am Stromver-

brauch ist Schleswig-Holstein ebenso Spitzenreiter. Die Anteile am Endenergiever-

brauch (ohne Strom und Fernwärme) und der Fernwärmeerzeugung reichen dagegen 

mit den Plätzen zehn und elf nur fürs untere Mittelfeld. Hinsichtlich der Potenzialaus-

nutzung der einzelnen Stromerzeugungstechnologien steht das Land bei der Wind-

energie sehr gut (Anteil: Platz zwei, Entwicklung: Platz drei) und bei der Biomasse gut 

da (Anteil: Platz fünf, Entwicklung: Platz zwei). Bei der Potenzialausnutzung der So-

larenergie belegt Schleswig-Holstein Platz sieben. Bei der Wasserkraft (Platz 15) wird 

das vorhandene Potenzial noch vergleichsweise wenig ausgenutzt. Im Gegensatz zu 

den meist guten Ergebnissen bei der Stromerzeugung aus Erneuerbaren Energien be-

legt das Land bei den Indikatoren zur Erneuerbaren Wärme eher Platzierungen im 

(unteren) Mittelfeld. Lediglich beim Zubau von Wärmepumpen gelingt mit Rang drei 

eine vordere Platzierung. Die energiebedingten CO2-Emissionen sind im Länderver-

gleich gering, hier liegt das Land knapp vor Bayern an der Spitze.  

Schleswig-Holstein verbessert sich bei den Anstrengungen zum technologischen Wan-

del (1B) vom neunten auf den achten Rang. Das Land erreicht bei fast allen Indikatoren 

dieser Gruppe Plätze im Mittelfeld. Die beste Platzierung belegt es bei der Förderung 

der Elektromobilität (Platz vier). Klimaschutzschulen gibt es hingegen relativ wenige 

(Rang elf).  
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Mit seinen industrie- und technologiepolitischen Erfolgen (2B) erreicht Schleswig-

Holstein wie 2017 Platz fünf. Schleswig-Holstein hat den zweitgrößten Anteil an Un-

ternehmen der EE-Branche. Beim Beschäftigtenanteil und bei den Umsätzen der EE-

Branche erreicht das Land Rang vier bzw. Rang drei. Bei der Anzahl von EE-Patenten 

liegt es im Mittelfeld. Die Mobilitätsindikatoren fallen gemischt aus. Schleswig-

Holstein liegt beim Anteil von Elektro-Pkw auf Rang sechs. Bei der öffentlichen Lad-

einfrastruktur wird sogar Rang vier erreicht. Die Anteile von Wasserstofftankstellen 

(Platz neun) sowie von Biogastankstellen sind hingegen vergleichsweise gering (Platz 

13).  

Obwohl Schleswig-Holstein in keiner Indikatorengruppe den ersten Platz belegt, 

ergibt sich aus der Gesamtbetrachtung der vier Gruppen der Platz an der Spitze. Das 

Land ist insbesondere bei der Nutzung Erneuerbarer Energien einer der Vorreiter in 

der Bundesrepublik. Sowohl der politische Input als auch die in diesem Feld erreichten 

Erfolge sind weiter fortgeschritten als in den meisten anderen Ländern. Verbesse-

rungspotenzial bietet sich vor allem hinsichtlich der Förderprogramme und der 

Hemmnisvermeidung, aber auch in der stärkeren Wahrnehmung der eigenen Vorbild-

funktion. Auch beim wirtschaftlich-technologischen Wandel erzielt das Land bereits 

erhebliche Erfolge, die aber noch ausgebaut werden könnten. Die Forschungsausgaben 

könnten gesteigert und der Bildungsbereich zu Erneuerbaren Energien noch weiter 

gestärkt werden. 

5.17 Thüringen 

Thüringen ist flächenmäßig das kleinste unter den ostdeutschen Bundesländern. Die 

Einwohnerdichte und die Höhe des Pro-Kopf-Einkommens liegen jeweils unter dem 

Bundesdurchschnitt. Der Primärenergieverbrauch basiert zu jeweils knapp einem Drit-

tel auf Mineralöl und Erdgas. Erneuerbare Energien decken inzwischen etwa ein Vier-

tel des Primärenergieverbrauchs (2016). Strom aus Erneuerbaren Energien trägt bereits 

59 % zur gesamten Stromerzeugung (2017) sowie 38 % zum Stromverbrauch (2017) bei. 

Gemäß des Thüringer Gesetzes zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Folgen des 

Klimawandels sollen der Energiebedarf bis 2040 bilanziell vollständig aus Erneuerba-

ren Energien gedeckt werden und die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 60 bis 70 % 
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sowie bis 2050 um 80 bis 95 % gegenüber dem Bezugsjahr 1990 gesenkt werden. In der 

zweiten Hälfte des Jahrhunderts soll Treibhausgasneutralität erreicht werden.  

Im Gesamtranking des Bundesländervergleichs Erneuerbare Energien belegt Thürin-

gen wie schon in den Jahren 2014 und 2017 den vierten Platz. Die erreichte Punktzahl 

ist nahezu so hoch wie die von Bayern. 

Die Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien (1A) sind in Thüringen nach 

wie vor relativ hoch, das Land verschlechtert sich hier dennoch um einen Platz (von 

Platz zwei auf Platz drei). Bei der energiepolitischen Programmatik erreicht der Frei-

staat zwar lediglich Rang acht, die Ziele für Erneuerbare Energien werden aber mit der 

zweitbesten Punktzahl, gleich nach den beiden punktgleichen Spitzenreitern Baden-

Württemberg und Schleswig-Holstein, bewertet. Auch die Förderprogramme ergeben 

Platz drei im Ranking. Die Vorbildfunktion des Landes wird im Vergleich mit den üb-

rigen Bundesländern relativ stark wahrgenommen. Hier erreicht Thüringen wie bei 

den Wärmemaßnahmen und bei den Anstrengungen zur Systemintegration Platz zwei. 

Mit den vorhandenen Informationsangeboten und der Landesenergieagentur erreicht 

das Land eher mittlere Bewertungen. Schlecht schneidet die Berichterstattung zu Er-

neuerbaren Energien ab (geteilter letzter Platz). Bei der Hemmnisvermeidung erreicht 

Thüringen nach Rang eins im Jahr 2017 nur noch Rang fünf. Die allgemeine Bewertung 

der Landesenergiepolitik fällt vergleichsweise gut aus (geteilter zweiter Platz). Dies gilt 

ebenso für die Bewertung der Politik zur Solarenergie (geteilter Rang zwei) sowie zur 

Bioenergie (Platz vier). Die Politik zur Windenergie (geteilter Platz acht) und zur Erd- 

und Umweltwärme (Rang 14) wird hingegen kritischer bewertet.  

In der Indikatorgruppe 2A, Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien, weist Thü-

ringen wie 2017 die dritthöchste Punktzahl auf. Beim Erneuerbaren-Anteil am Primär-

energieverbrauch weist Thüringen die zweithöchsten Werte auf, bei der Stromerzeu-

gung die dritthöchsten und beim Endenergieverbrauch (ohne Strom und Fernwärme) 

sogar die höchsten. Bei der Fernwärme steht Thüringen auf Rang fünf. Bei der Potenzi-

alausnutzung der Windenergie und der Biomasse erreicht das Land nur einen Platz im 

unteren Mittelfeld. Der Zubau von Wind- und Biomasseleistung liegt ebenfalls unter 

dem Durchschnitt. Bei der Photovoltaik sieht es deutlich besser aus (Platz vier beim 

Status quo und Platz zwei beim Zubau). Die Ausschöpfung des Wasserkraftpotenzials 
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ist erneut die höchste unter den Bundesländern. Bei der Nutzung von Erneuerbarer 

Wärme liegt Thüringen bislang größtenteils im Mittelfeld, erreicht beim Zubau von 

Pelletsheizungen und Solarthermieanlagen jedoch Platz eins bzw. Platz drei. Die ener-

giebedingten Emissionen sind in Thüringen nach wie vor relativ gering (Platz vier). 

Nachdem Thüringen bei den Anstrengungen zum technologischen Wandel (1B) in den 

letzten Bundesländervergleichen von Platz zwei (2012) auf Platz acht (2014 und 2017) 

gefallen ist, erreicht das Land nun wieder Rang zwei. Das politische Engagement für 

die EE-Branche wird mit Platz vier relativ gut bewertet. Auch die Ansiedlungsstrategie 

wird gegenüber 2017 besser bewertet (Platz sechs statt zwölf). Bei den Forschungsaus-

gaben für Erneuerbare Energien und Systemintegration erreicht das Land Rang acht 

bzw. vier, und verbessert sich damit gegenüber der Vorgängerstudie jeweils um einige 

Plätze. Beim Anteil der Studiengänge im Bereich Erneuerbarer Energien kann der Frei-

staat seinen Spitzenrang verteidigen. Auch der Anteil von Klimaschutzschulen zeugt 

von Thüringens Bemühungen im Bildungsbereich. Hier erreicht das Land Rang fünf.  

Mit seinen Erfolgen beim technologischen und wirtschaftlichen Wandel (2B) klettert 

das Land in dieser Indikatorengruppe erneut um eine Position auf Rang neun. Punkten 

kann Thüringen mit seinem Anteil von Unternehmen aus der EE-Branche (Rang fünf). 

Der Anteil der EE-Beschäftigten liegt mit Rang sieben im Mittelfeld. Die EE-Umsätze 

und die Patentanmeldungen sind dagegen vergleichsweise gering (Rang 15 bzw. 13). 

Eine eigene Biokraftstoffproduktion ist im Land in geringem Maße vorhanden (Rang 

acht). Biogastankstellen und Ladepunkte für Elektro-Fahrzeuge gibt es relativ viele 

(Platz fünf bzw. Rang sechs), Wasserstofftankstellen dagegen noch wenige (Rang 15). 

Der Anteil an Elektroautos ist sehr gering (Platz 14). Auch Solarspeicher könnten deut-

lich stärker zugebaut werden (Platz zwölf). 

Thüringen befindet sich sowohl im Gesamtranking als auch in drei der vier Indikato-

rengruppen in der Spitzengruppe. Nur im Bereich der Erfolge beim wirtschaftlich-

technologischen Wandel liegt der Freistaat im Mittelfeld. Zur noch stärkeren Nutzung 

der Potenziale Erneuerbarer Energien könnten u.a. die energiepolitische Programma-

tik sowie die Rahmenbedingungen für Windenergie und Wärmepumpen verbessert 

werden. Bei den Erfolgen hinsichtlich des technischen und wirtschaftlichen Struktur-
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wandels besteht noch am meisten Luft nach oben. Die Ansiedelungsstrategie und die 

Anstrengungen im Forschungsbereich sollten weiter verstärkt werden. 
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6 Zusammenfassung 

Erneuerbare Energien spielen im Rahmen einer nachhaltigen Energieversorgung zu-

sammen mit verstärkter Energieeffizienz und -einsparung eine wesentliche Rolle. Län-

gerfristig muss die Energieversorgung vor dem Hintergrund der energie- und klimapo-

litischen Ziele der Bundesregierung, insbesondere auch des Pariser Übereinkommens 

zum Klimaschutz, weitgehend auf Erneuerbaren Energien beruhen. Das Versorgungs-

system muss deshalb grundlegend umstrukturiert werden, insbesondere in Hinblick 

auf einen weiteren starken Ausbau Erneuerbarer Energien. Im Strombereich werden 

künftig vor allem Wind- und Solarenergie einen Großteil der Versorgung ausmachen. 

Zur Systemintegration insbesondere dieser fluktuierenden Erneuerbaren Energien 

müssen u.a. auch die Stromnetze verstärkt und ausgebaut sowie Speicher und weitere 

Flexibilitätsoptionen geschaffen werden. Außerdem müssen die bislang eher separat 

betrachteten Sektoren Strom, Wärme und Mobilität stärker miteinander verknüpft 

werden und dafür die geeigneten Rahmenbedingungen geschaffen werden.  

Auch wenn wichtige Ziele und Instrumente zunehmend auf europäischer bzw. bun-

despolitischer Ebene festgelegt werden, haben gerade auch die Bundesländer eine 

hohe Verantwortung für die verstärkte Nutzung Erneuerbarer Energien und den hier-

für erforderlichen Ausbau der Infrastrukturen. Diese müssen letztlich „vor Ort“ umge-

setzt werden. Außerdem ist die Entwicklung Erneuerbarer Energien für die Bundes-

länder auch aus technologie-, wirtschafts- und regionalpolitischen Gründen interes-

sant. Vor diesem Hintergrund ist danach zu fragen, wie erfolgreich einzelne Bundes-

länder in diesem Prozess bisher waren und wie sie ihre Erfolgschancen künftig noch 

verbessern könnten.  

Im Jahr 2008 wurde erstmals eine Bundesländer-Vergleichsstudie mit Best-Practice-

Analyse im Bereich Erneuerbarer Energien durchgeführt. Hierzu wurden Indikatoren 

für ein Bundesländerranking entwickelt und die führenden Bundesländer im Bereich 

Erneuerbarer Energien identifiziert (DIW, ZSW, AEE 2008). Mit der damaligen Unter-

suchung wurden zwei Hauptziele verfolgt: zum einen die Verbesserung der Informati-

onslage im Bereich Erneuerbarer Energien in Deutschland in der regionalen Struktur 
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nach Bundesländern und zum anderen der Vergleich der Anstrengungen und Erfolge 

in diesem Bereich zwischen den Bundesländern. In den anschließenden Bundesländer-

Vergleichsstudien wurden die vergleichenden Analysen der Bundesländer im Bereich 

Erneuerbarer Energien weiterentwickelt, vertieft und aktualisiert (DIW, ZSW, AEE 

2010, 2012, 2014, 2017).  

Die vorliegende Bundesländer-Vergleichsstudie 2019 baut auf den Vorgängerstudien 

auf. Wie in den früheren Studien werden neben energie- und umweltpolitischen As-

pekten der Nutzung Erneuerbarer Energien in den Bundesländern auch technologie- 

und industriepolitische Aspekte der Branche einbezogen. Dabei werden jeweils sowohl 

politische Ziele und Anstrengungen als auch bisher beobachtbare Erfolge im Indikato-

rensystem erfasst. Das Ziel der aktuellen Studie besteht vor allem darin, die verglei-

chenden Analysen der Bundesländer im Bereich Erneuerbarer Energien zu aktualisie-

ren, wobei eine weitgehende Vergleichbarkeit mit den Ergebnissen der früheren Bun-

desländer-Vergleichsstudien angestrebt wird.  

In der aktuellen Studie konnten anders als in der Vorgängerstudie Indikatoren zur 

Herstellung von Bioethanol und Bioethanol-Tankstellen nicht aufgenommen werden, 

da hierzu keine aktuellen Daten vorlagen. Somit sind im Vergleich zu 2017 insgesamt 

zwei Indikatoren weggefallen. Neu hinzugekommen sind vier Indikatoren zur Akzep-

tanz Erneuerbarer Energien, zu Flexibilitätszahlungen für Biogasanlagen, zur Förde-

rung der Elektromobilität und zu Wasserstoff-Tankstellen. Außerdem ist der frühere 

Indikator „Ordnungsrechtliche Vorgaben im Wärmebereich“ durch einen erweiterten 

Indikator „Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht)“ ersetzt 

worden. 

Wie in den bisherigen Studien werden thematisch vier Indikatorengruppen betrachtet: 

(1A): Input-Indikatoren zur Nutzung Erneuerbarer Energien: politische An-

strengungen der Bundesländer für einen verstärkten Ausbau Erneuerbarer Ener-

gien in ihrem Gebiet (insbesondere Ziele und Maßnahmen der Bundesländer so-

wie Hemmnisse und Bewertungen der Landespolitik), 

(2A): Output-Indikatoren zur Nutzung Erneuerbarer Energien: erreichte Erfol-

ge beim Ausbau Erneuerbarer Energien in den Bundesländern (allgemeine und 
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technik- bzw. spartenbezogene Indikatoren wie Energieanteile, Potenzialausnut-

zungen und deren Zunahme) sowie energiebedingte CO2-Emissionen und deren 

Veränderungen,  

(1B): Input-Indikatoren zum technologischen und wirtschaftlichen Wandel: 

politische Anstrengungen der Bundesländer für einen verstärkten technischen 

Fortschritt und wirtschaftlichen Strukturwandel zu Gunsten Erneuerbarer Ener-

gien (programmatische Ansätze und Maßnahmen der Bundesländer vor allem in 

der Forschungsförderung, der Bildung, der Ansiedlungspolitik und der Förderung 

der Elektromobilität),  

(2B): Output-Indikatoren zum technologischen und wirtschaftlichen Wandel: 

im Bereich Erneuerbarer Energien tätige Unternehmen, Beschäftigte, Umsatz, 

Infrastruktureinrichtungen und Patente. 

In die quantitative Analyse werden insgesamt 61 Einzelindikatoren einbezogen. Diese 

Indikatoren werden auf zwei Stufen gewichtet zusammengefasst, wobei vier Gruppen-

indikatoren, zwei Bereichsindikatoren (A und B) und ein Gesamtindikator für das 

Ranking abgeleitet werden. Die Gewichtung der vier Gruppen 1A:2A:1B:2B im Verhält-

nis 30:40:10:20 berücksichtigt auch die jeweilige Datenverfügbarkeit. Alle Einzelindika-

toren werden für zusammenfassende Analysen auf einen Wertebereich von 0 bis 1 

normiert. Zudem werden die Indikatoren Untergruppen zugeordnet, die grundsätzlich 

jeweils gleich stark gewichtet werden. Innerhalb der speziellen, spartenbezogenen 

Erfolgs-Indikatoren orientiert sich die Gewichtung der einzelnen Sparten (Untergrup-

pen Windkraft usw.) an ihren Anteilen an der Strom- und Wärmebereitstellung aus 

Erneuerbaren Energien in Szenarien der künftigen Energieversorgung in Deutschland. 

Durch dieses Vorgehen bei der Gewichtung von Indikatoren werden subjektive Ein-

flüsse auf die Gesamtergebnisse geringgehalten.  

Die Ergebnisse des Bundesländervergleichs werden in Abbildung 6-1 anhand des Ran-

kings in den vier Indikatorengruppen und der Gesamtbewertung zusammengefasst. 

Dabei zeigt sich in Bezug auf die unterschiedlichen Indikatorengruppen ein uneinheit-

liches Bild: Länder, die in einer Kategorie führend sind, liegen zum Teil in anderen 

Kategorien nur auf mittleren oder hinteren Rängen.  
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Abbildung 6-1: 
Gruppen- und Gesamtranking der Bundesländer 
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In den vier Indikatorengruppen führen jeweils unterschiedliche Länder: 

• Bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien führt Baden-

Württemberg wie in der Vorgängerstudie deutlich. Das Land zeichnet sich ins-

besondere durch seine energiepolitische Programmatik, Ziele für Erneuerbare 

Energien sowie Maßnahmen im Wärmebereich aus und ist auch bei einigen an-

deren Indikatoren in dieser Gruppe führend. Auf Platz zwei liegt nun Rhein-

land-Pfalz, das 2017 noch auf Platz acht lag, gefolgt von Thüringen und Schles-

wig-Holstein, die bereits 2017 zur Spitzengruppe gehörten.  

• Die Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien sind insgesamt betrachtet 

nach wie vor in Bayern am größten. Erfolge zeigen sich hier vor allem bei Pho-

tovoltaikanlagen, Solarkollektoren und Wärme aus Bioenergien, während das 

Potenzial der Windenergie hingegen bisher nur relativ wenig genutzt wird. Wie 

2017 folgen die Länder Schleswig-Holstein und Thüringen, die ihren Punkteab-

stand zu Bayern deutlich verringern konnten.  

• Im Bereich des technologischen und wirtschaftlichen Wandels sind die spezifi-

schen Anstrengungen in Niedersachsen am größten. Das Land zeichnet sich 

insbesondere durch die höchsten Forschungsausgaben für Erneuerbare Ener-

gien aus. Auf dem zweiten Platz liegt Thüringen, dicht gefolgt von Bremen.  

• Die größten industrie- und technologiepolitischen Erfolge können wie 2017 die 

Länder Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt verbuchen. 

Während Hamburg vor allem bei Patentanmeldungen punktet und auch bei 

Elektromobilität und Wasserstofftankstellen führt, haben Sachsen-Anhalt und 

Mecklenburg-Vorpommern die höchsten Anteile der direkt und indirekt Be-

schäftigten im EE-Bereich.  

In der Gesamtbewertung der Anstrengungen und Erfolge (Input- und Output-

Indikatoren) im Bereich (A) Nutzung Erneuerbarer Energien führt wieder Baden-

Württemberg. In der Spitzengruppe hat Schleswig-Holstein nun Thüringen und Bay-

ern überholt und damit Platz zwei erreicht. In der Gesamtbewertung der Anstrengun-

gen und Erfolge (Input- und Output-Indikatoren) im Bereich (B) des technologischen 
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und wirtschaftlichen Wandels führt Niedersachsen. Es folgen Hamburg und Mecklen-

burg-Vorpommern. 

In der Gesamtbewertung erzielen Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg die 

höchsten Punktzahlen. Schleswig-Holstein zeichnet sich vor allem durch hohe Erfolge 

bei der Nutzung Erneuerbarer Energien aus (Platz zwei in Gruppe 2A), während Ba-

den-Württemberg in diesem Bereich die höchsten Anstrengungen unternimmt (Platz 

eins in Gruppe 1A). Im Gesamtranking folgen Bayern und Thüringen. Während Bayern 

die größten Erfolge bei der Nutzung Erneuerbarer Energien (Gruppe 2A) aufweist, 

belegt Thüringen bei Anstrengungen und Erfolgen bei der Nutzung Erneuerbarer 

Energien (Gruppen 1A und 2A) jeweils Platz drei und bei den Anstrengungen zum 

technologischen Wandel (Gruppe 1B) Platz zwei.  

Mecklenburg-Vorpommern ist vom zweiten auf den fünften Platz zurückgefallen. Im 

(oberen) Mittelfeld liegen außerdem Brandenburg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, 

und Rheinland-Pfalz. Hamburg, Bremen und Hessen konnten sich im Vergleich der 

Bundesländer verbessern und landen im unteren Mittelfeld. Bremen und Hessen konn-

ten dabei Nordrhein-Westfalen und Sachsen überholen. Auch Berlin hat Punkte hin-

zugewonnen, bleibt aber auf dem vorletzten Platz. Die niedrigste Gesamtpunktzahl 

erreicht wiederum das Saarland.  

Die Gruppe der Stadtstaaten (Berlin, Bremen, Hamburg) erreicht insgesamt eine ge-

ringere durchschnittliche Punktzahl als die Flächenstaaten. Im Bereich des techni-

schen und wirtschaftlichen Wandels erreichen sie zwar relativ hohe Punktzahlen und 

bei den Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer Energien liegen sie nur wenig unter 

dem Durchschnitt; die (am stärksten gewichteten) Erfolge bei der Nutzung Erneuerba-

rer Energien sind aber (vor allem in Berlin und Hamburg) wesentlich geringer als in 

den meisten anderen Bundesländern. Die Stadtstaaten sind aufgrund ihrer Einwoh-

nerdichte und Siedlungsstruktur im Bundesländervergleich zum Teil benachteiligt. 

Dies betrifft insbesondere die allgemeinen Output-Indikatoren zur Nutzung Erneuer-

barer Energien wie die EE-Anteile am Primärenergieverbrauch, am Endenergiever-

brauch, an der Stromerzeugung und am Stromverbrauch, da bei diesen Indikatoren – 

anders als bei den spartenspezifischen Indikatoren – nicht berücksichtigt wird, dass 

die technischen Nutzungspotenziale in den Stadtstaaten eher gering sind. Hinzu-
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kommt, dass etwa Investitionen in Solaranlagen und Wärmepumpen in den Stadtstaa-

ten durch relativ hohe Anteile von Mietwohnungen bzw. Mehrfamilienhäusern er-

schwert werden können. Bei den meisten Indikatoren sind die Stadtstaaten im Länder-

vergleich hingegen nicht von vornherein benachteiligt, sodass ihr relativ schlechtes 

Abschneiden im Gesamtranking nicht allein mit strukturellen Nachteilen erklärt wer-

den kann.  

Es ist auch zu beachten, dass die Stadtstaaten bei einigen Indikatoren zur Führungs-

gruppe gehören:  

• Berlin bei der energiepolitischen Programmatik, den Zielen für Erneuerbare 

Energien und der Landespolitik für Solarenergie;  

• Bremen bei der gesellschaftlichen Akzeptanz Erneuerbarer Energien, dem An-

teil Erneuerbarer Energien an der Fernwärmeerzeugung, der Potenzialaus-

schöpfung der Windenergie und der Forschungsförderung für Erneuerbare 

Energien;  

• Hamburg bei der Ansiedlungsstrategie, den Klimaschutzschulen und den Pa-

tentanmeldungen.  

Außerdem sind die Stadtstaaten bei der Stromerzeugung aus Biomasse bezogen auf die 

Wald- und Landwirtschaftsfläche und der Infrastruktur für die Elektromobilität füh-

rend.  

Die ostdeutschen Länder (Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-

Anhalt, Thüringen) erreichen in der Gesamtbewertung im Durchschnitt mehr Punkte 

als die westdeutschen Flächenländer. Die Anstrengungen zur Nutzung Erneuerbarer 

Energien (Gruppe 1A) sind im Westen zwar etwas höher als im Osten. Ostdeutschland 

ist aber stärker bei den Outputindikatoren, sowohl zur Nutzung Erneuerbarer Ener-

gien als auch zum wirtschaftlichen Strukturwandel.  

Gegenüber dem Bundesländervergleich 2017 sind einige Verschiebungen zu verzeich-

nen: In der Führungsgruppe hat sich Schleswig-Holstein am stärksten verbessert und 

ist von Platz fünf auf Platz eins aufgestiegen. Baden-Württemberg liegt nun mit einer 

ähnlich hohen Punktzahl knapp hinter Schleswig-Holstein auf dem zweiten Platz. 

Bayern und Thüringen erreichen wie zuvor die Plätze drei und vier, nun allerdings mit 
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sehr geringem Punkteabstand. Während Bremen und Hessen um zwei Plätze aufstei-

gen konnten, sind Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Sachsen 

jeweils um drei Plätze zurückgefallen. 

Der Beitrag Erneuerbarer Energien zur Energieversorgung hat in Deutschland insgesamt 

in den letzten zehn Jahren stark zugenommen (BMWi 2019b): So hat sich der Anteil 

am Bruttostromverbrauch bis 2018 stetig auf 37,8 % erhöht. Der Anteil am Endenergie-

verbrauch für Wärme und Kälte hat sich hingegen in den letzten Jahren nur wenig 

verändert und lag 2018 mit 13,9 % noch unter dem Wert von 2012. Ähnliches gilt für 

den Anteil am Endenergieverbrauch für Verkehr, der 2018 5,6 % betrug. Insgesamt hat 

der Anteil Erneuerbarer Energien am Bruttoendenergieverbrauch 2018 16,7 % betragen. 

Dem entsprach ein Anteil am Primärenergieverbrauch von 14,0 %.  

Die Abstände zu den mittel- und längerfristigen Zielmarken sind noch erheblich. Der 

Anteil am Bruttoendenergieverbrauch soll im Rahmen der EU-Richtlinie zur Förde-

rung Erneuerbarer Energien in Deutschland bis 2020 auf mindestens 18 % steigen. 

Nach der bisherigen Zielsetzung des EEG 2017 soll sich der Anteil Erneuerbarer Ener-

gien am Bruttostromverbrauch bis 2025 auf 40 bis 45 %, bis 2035 auf 55 bis 60 % und 

bis 2050 auf mindestens 80 % erhöhen. Dem Klimaschutzprogramm 2030 der Bundes-

regierung (2019) zufolge soll der Anteil bereits bis 2030 auf 65 % steigen. Solche Aus-

bauziele können nur mit erheblichen weiteren politischen Anstrengungen auf Bundes- 

und Landesebene erreicht werden.  

Zur Erreichung der energiepolitischen Ziele müssen die Kapazitäten Erneuerbarer 

Energien kontinuierlich ausgebaut werden. Im Strombereich gilt dies umso mehr, 

wenn es zu einer zunehmenden Elektrifizierung der Wärme- und Verkehrsbereiche im 

Zuge der sogenannten Sektorenkopplung kommt. Dabei verschieben sich die regiona-

len Schwerpunkte der Stromerzeugung gegenüber dem bisherigen konventionellen 

Kraftwerkspark, was einen Aus- und Umbau der Stromnetze erforderlich macht. Auch 

der zeitliche Ausgleich zwischen Erzeugung und Verbrauch muss durch Nutzung un-

terschiedlicher Flexibilitätsoptionen verbessert werden. Neben der Systemintegration 

Erneuerbarer Energien ist es wichtig, die gesellschaftliche Akzeptanz der Energiewen-

de hinsichtlich Kostenbelastungen, Erzeugungsanlagen und Infrastrukturen zu erhal-

ten bzw. zu erhöhen.  
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Auch künftig werden die Bundesländer eine wesentliche Rolle bei der Umsetzung der 

Energiewende spielen. Der Ländervergleich zeigt von Land zu Land ganz unterschied-

liche Stärken und Verbesserungspotenziale. Die Länder können bei der Festlegung von 

Grundlinien und bei der Ausgestaltung der Politik von den Erfahrungen in anderen 

Bundesländern lernen.  

Zur guten Praxis auf Länderebene gehört hinsichtlich der Nutzung Erneuerbarer Ener-

gien nach wie vor insbesondere ein Energieprogramm, in dem die Ziele, Probleme und 

Handlungsmöglichkeiten klar beschrieben werden. Zur Umsetzung kommen neben 

Regelungen in den Bereichen der Raumplanung und des Baurechts u.a. gezielte För-

derprogramme, ordnungsrechtliche Vorgaben für Gebäude, die Bereitstellung von 

Informationen und Vorbildprojekte in Betracht. Wichtig ist vor allem, dass der weitere 

Ausbau Erneuerbarer Energien nicht unnötig durch Vorschriften oder administrative 

Verfahren behindert wird. Die regionalen Einsatzbedingungen Erneuerbarer Energien 

unterscheiden sich von Land zu Land, so dass sich die Schwerpunkte beim Ausbau 

unterscheiden können. Bei der Ausrichtung der Politik sollten aber grundsätzlich alle 

Einsatzbereiche (Strom, Wärme, Verkehr) und alle Sparten (Windenergie, Wasser-

kraft, Bioenergie, Solarenergie, Erd- und Umweltwärme) angemessen berücksichtigt 

werden.  

Die Energiewende bringt einen Strukturwandel von Produktion und Beschäftigung mit 

sich. Die Bundesländer verfolgen deshalb im Bereich Erneuerbarer Energien auch 

wichtige technologie- und wirtschaftspolitische Ziele. Hierzu können die Länder vor 

allem Forschung und Entwicklung sowie eine hochwertige Bildung mit entsprechen-

den Schwerpunkten fördern. Darüber hinaus können sie durch die Gestaltung günsti-

ger Rahmenbedingungen und den Aufbau geeigneter Netzwerke die Ansiedlung von 

Unternehmen und damit die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen im Bereich Erneuer-

barer Energien unterstützen.  
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8 Anhang 

8.1 Kennzahlen der Bundesländer 

Tabelle 8: Kennzahlen der Bundesländer 

Gebiets-
fläche

Bevölkerung Einwohner-
dichte

Brutto-
inlands-
produkt 
(BIP)

Erwerbs-
tätige (ET)

BIP je ET
Verfügbares 
Einkommen 
je Einwohner

31.12.2017 31.12.2017 31.12.2017 2017 2017 2017 2017
km² 1000 Anzahl je km² Mrd. Euro 1000 Euro Euro

Baden-Württemberg 35.748  11.023  308  495,1  6.255  79.167  24.552  
Bayern 70.542  12.997  184  605,4  7.532  80.374  24.963  
Berlin 891  3.613  4.055  139,7  1.956  71.433  20.330  
Brandenburg 29.654  2.504  84  71,2  1.115  63.844  20.225  
Bremen 419  681  1.624  33,0  431  76.663  21.384  
Hamburg 755  1.831  2.424  116,4  1.245  93.471  24.404  
Hessen 21.116  6.243  296  280,9  3.431  81.885  23.092  
Mecklenburg-Vorp. 23.294  1.611  69  43,8  753  58.074  19.190  
Niedersachsen 47.710  7.963  167  287,8  4.061  70.862  21.920  
Nordrhein-Westfalen 34.112  17.912  525  685,2  9.424  72.708  22.263  
Rheinland-Pfalz 19.858  4.074  205  143,7  2.021  71.106  22.731  
Saarland 2.571  994  387  35,5  530  67.123  20.527  
Sachsen 18.450  4.081  221  122,3  2.056  59.463  19.920  
Sachsen-Anhalt 20.454  2.223  109  61,7  1.009  61.086  19.537  
Schleswig-Holstein 15.804  2.890  183  93,5  1.401  66.767  22.864  
Thüringen 16.202  2.151  133  62,2  1.050  59.208  19.738  
Deutschland 357.582  82.792  232  3.277,3  44.269  74.032  22.623  
Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, www.statistikportal.de, www.statistik-bw.de/VGRdL.
Berechnungen des DIW Berlin.  

Tabelle 9: Kennzahlen der Bundesländer bezogen auf Deutschland insgesamt 

Gebiets-
fläche

Bevölkerung Einwohner-
dichte

Brutto-
inlands-
produkt 
(BIP)

Erwerbs-
tätige (ET)

BIP je ET
Verfügbares 
Einkommen 
je Einwohner

31.12.2017 31.12.2017 31.12.2017 2017 2017 2017 2017
% % D = 100 % % D = 100 D = 100

Baden-Württemberg 10,0  13,3  133  15,1  14,1  107  109  
Bayern 19,7  15,7  79  18,5  17,0  109  110  
Berlin 0,2  4,4  1.748  4,3  4,4  96  90  
Brandenburg 8,3  3,0  36  2,2  2,5  86  89  
Bremen 0,1  0,8  700  1,0  1,0  104  95  
Hamburg 0,2  2,2  1.045  3,6  2,8  126  108  
Hessen 5,9  7,5  128  8,6  7,7  111  102  
Mecklenburg-Vorp. 6,5  1,9  30  1,3  1,7  78  85  
Niedersachsen 13,3  9,6  72  8,8  9,2  96  97  
Nordrhein-Westfalen 9,5  21,6  226  20,9  21,3  98  98  
Rheinland-Pfalz 5,6  4,9  88  4,4  4,6  96  100  
Saarland 0,7  1,2  167  1,1  1,2  91  91  
Sachsen 5,2  4,9  95  3,7  4,6  80  88  
Sachsen-Anhalt 5,7  2,7  47  1,9  2,3  83  86  
Schleswig-Holstein 4,4  3,5  79  2,9  3,2  90  101  
Thüringen 4,5  2,6  57  1,9  2,4  80  87  
Deutschland 100,0  100,0  100  100,0  100,0  100  100  
Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, www.statistikportal.de, www.statistik-bw.de/VGRdL.
Berechnungen des DIW Berlin.  
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8.2 Methode zur Berechnung zusammengefasster Indikatoren (Normierung und 
Gewichtung) 

(1) 
igr

igr
igr z

y
x =  Einzelindikatoren für alle i, g, r 

(2) 
)()(

)(

igrrigrr

igrrigr
igr xMinxMax

xMinx
n

−

−
=  Normierte Indikatoren für alle i, g, r 

(3) 10 ≤≤ igrn   für alle i, g, r 

(4) ∑ ⋅=
i

igigrgr wnG  Gruppenindikatoren für alle g, r 

(5) ∑ =
i

igw 1  Indikatorgewichte für alle g 

(6) ∑ ⋅=
g

ggrr vGT  Gesamtindikator für alle r 

(7) ∑ =
g

gv 1  Gruppengewichte  

(8) )(* rrr TMaxT =  Gesamtranking 

mit 
Indikatorindex i 
Gruppenindex g 
Länderindex r 
Basisdaten yigr 
Bezugsgrößen zigr 
Einzelindikatoren xigr 
Normierte Indikatoren nigr 
Indikatorgewichte wig 
Gruppenindikatoren Ggr 
Gruppengewichte vg 
Gesamtindikator Tr 

Bestes Land r* 
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8.3 Normierte Einzelindikatoren für die Bundesländer 

 

In den nachfolgenden Abbildungen werden die Ergebnisse für jedes Bundesland in 

Form normierter Indikatoren dargestellt. 
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Abbildung 8-1: Normierte Einzelindikatoren für Baden-Württemberg 
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1A-16 Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme [0-5]

2B-1 Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 [%]

2B-2 Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 [%]

2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]

2B-5 Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 [t / Mio. Euro]

2B-6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 [%]

2B-7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) [%]

2B-8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-11 Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 [1 / 100.000
EW]

1B-1 Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017)
[Euro/Mio.Euro]

1B-2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016,
2017) [Euro/Mio.Euro]

1B-3 Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 [%]

1B-4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt [%]

1B-5 Politisches Engagement für EE-Branche [0-5]

1B-6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche [0-5]

1B-7 Förderung der Elektromobilität [0-5]

Normierte Indikatoren für Baden-Württemberg

 



DIW Berlin: Politikberatung kompakt 145 
8 Anhang 

 202 

Abbildung 8-2: Normierte Einzelindikatoren für Bayern 
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2A-3 Endenergieverbrauch (EEV) EE 2016 / EEV gesamt ohne Strom und
Fernwärme 2016 [%]

2A-4 Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 [%-Punkte]

2A-5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017  [%]

2A-6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-7 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017  [%]

2A-8 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-9 Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 [%]

2A-10 Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-11 Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-13 Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-14 Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-15 Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial [%]

2A-16 Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-17 Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche [MWh / km²]

2A-18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018
[kW / km²]

2A-19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 [ct / kWh]

2A-20 Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche [kWh / m²]

2A-21 Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 [kW /
1000 m²]

2A-22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-
2018 / Waldfläche [kW / km²]

2A-23 Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen
[%]

2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-25 Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche [1
/ Mio. m²]

2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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1A-4 Energieberichte und -statistiken [0-5]

1A-5 Informationen über Nutzungsmöglichkeiten EE [0-5]

1A-6 Programme zur Förderung EE [0-5]

1A-7 Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, EE-Anlagen)  [0-5]

1A-8 Akzeptanz des Aubaus Eneuerbarer Energien [%]

1A-9 Anstrengungen zur Systemintegration [0-5]

1A-10 Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) [0-5]

1A-11 Hemmnisvermeidung [0-5]

1A-12 Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE [0-5]

1A-13 Bewertung der Landespolitik zur Windenergie [0-5]

1A-14 Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie [0-5]

1A-15 Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie [0-5]

1A-16 Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme [0-5]

2B-1 Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 [%]

2B-2 Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 [%]

2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]

2B-5 Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 [t / Mio. Euro]

2B-6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 [%]

2B-7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) [%]

2B-8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-11 Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 [1 / 100.000
EW]

1B-1 Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017)
[Euro/Mio.Euro]

1B-2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016,
2017) [Euro/Mio.Euro]

1B-3 Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 [%]

1B-4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt [%]

1B-5 Politisches Engagement für EE-Branche [0-5]

1B-6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche [0-5]

1B-7 Förderung der Elektromobilität [0-5]
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Abbildung 8-3: Normierte Einzelindikatoren für Berlin 
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2A-2 Zunahme PEV EE / PEV gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-3 Endenergieverbrauch (EEV) EE 2016 / EEV gesamt ohne Strom und
Fernwärme 2016 [%]

2A-4 Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 [%-Punkte]

2A-5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017  [%]

2A-6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-7 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017  [%]

2A-8 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-9 Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 [%]

2A-10 Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-11 Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-13 Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-14 Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-15 Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial [%]

2A-16 Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-17 Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche [MWh / km²]

2A-18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018
[kW / km²]

2A-19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 [ct / kWh]

2A-20 Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche [kWh / m²]

2A-21 Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 [kW /
1000 m²]

2A-22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-
2018 / Waldfläche [kW / km²]

2A-23 Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen
[%]

2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-25 Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche [1
/ Mio. m²]

2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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1A-3 Landesenergieagenturen [0-5]

1A-4 Energieberichte und -statistiken [0-5]

1A-5 Informationen über Nutzungsmöglichkeiten EE [0-5]

1A-6 Programme zur Förderung EE [0-5]

1A-7 Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, EE-Anlagen)  [0-5]

1A-8 Akzeptanz des Aubaus Eneuerbarer Energien [%]

1A-9 Anstrengungen zur Systemintegration [0-5]

1A-10 Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) [0-5]

1A-11 Hemmnisvermeidung [0-5]

1A-12 Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE [0-5]

1A-13 Bewertung der Landespolitik zur Windenergie [0-5]

1A-14 Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie [0-5]

1A-15 Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie [0-5]

1A-16 Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme [0-5]

2B-1 Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 [%]

2B-2 Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 [%]

2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]

2B-5 Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 [t / Mio. Euro]

2B-6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 [%]

2B-7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) [%]

2B-8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-11 Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 [1 / 100.000
EW]

1B-1 Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017)
[Euro/Mio.Euro]

1B-2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016,
2017) [Euro/Mio.Euro]

1B-3 Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 [%]

1B-4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt [%]

1B-5 Politisches Engagement für EE-Branche [0-5]

1B-6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche [0-5]

1B-7 Förderung der Elektromobilität [0-5]
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Abbildung 8-4: Normierte Einzelindikatoren für Brandenburg 
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2A-3 Endenergieverbrauch (EEV) EE 2016 / EEV gesamt ohne Strom und
Fernwärme 2016 [%]

2A-4 Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 [%-Punkte]

2A-5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017  [%]

2A-6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-7 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017  [%]

2A-8 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-9 Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 [%]

2A-10 Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-11 Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-13 Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-14 Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-15 Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial [%]

2A-16 Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-17 Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche [MWh / km²]

2A-18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018
[kW / km²]

2A-19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 [ct / kWh]

2A-20 Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche [kWh / m²]

2A-21 Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 [kW /
1000 m²]

2A-22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-
2018 / Waldfläche [kW / km²]

2A-23 Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen
[%]

2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-25 Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche [1
/ Mio. m²]

2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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1A-6 Programme zur Förderung EE [0-5]

1A-7 Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, EE-Anlagen)  [0-5]

1A-8 Akzeptanz des Aubaus Eneuerbarer Energien [%]

1A-9 Anstrengungen zur Systemintegration [0-5]

1A-10 Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) [0-5]

1A-11 Hemmnisvermeidung [0-5]

1A-12 Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE [0-5]

1A-13 Bewertung der Landespolitik zur Windenergie [0-5]

1A-14 Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie [0-5]

1A-15 Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie [0-5]

1A-16 Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme [0-5]

2B-1 Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 [%]

2B-2 Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 [%]

2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]

2B-5 Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 [t / Mio. Euro]

2B-6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 [%]

2B-7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) [%]

2B-8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-11 Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 [1 / 100.000
EW]

1B-1 Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017)
[Euro/Mio.Euro]

1B-2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016,
2017) [Euro/Mio.Euro]

1B-3 Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 [%]

1B-4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt [%]

1B-5 Politisches Engagement für EE-Branche [0-5]

1B-6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche [0-5]

1B-7 Förderung der Elektromobilität [0-5]
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Abbildung 8-5: Normierte Einzelindikatoren für Bremen 
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2A-3 Endenergieverbrauch (EEV) EE 2016 / EEV gesamt ohne Strom und
Fernwärme 2016 [%]

2A-4 Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 [%-Punkte]

2A-5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017  [%]

2A-6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-7 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017  [%]

2A-8 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-9 Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 [%]

2A-10 Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-11 Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-13 Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-14 Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-15 Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial [%]

2A-16 Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-17 Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche [MWh / km²]

2A-18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018
[kW / km²]

2A-19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 [ct / kWh]

2A-20 Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche [kWh / m²]

2A-21 Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 [kW /
1000 m²]

2A-22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-
2018 / Waldfläche [kW / km²]

2A-23 Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen
[%]

2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-25 Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche [1
/ Mio. m²]

2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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2B-2 Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 [%]

2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]

2B-5 Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 [t / Mio. Euro]

2B-6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 [%]

2B-7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) [%]

2B-8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-11 Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 [1 / 100.000
EW]

1B-1 Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017)
[Euro/Mio.Euro]

1B-2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016,
2017) [Euro/Mio.Euro]

1B-3 Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 [%]

1B-4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt [%]

1B-5 Politisches Engagement für EE-Branche [0-5]

1B-6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche [0-5]

1B-7 Förderung der Elektromobilität [0-5]
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Abbildung 8-6: Normierte Einzelindikatoren für Hamburg 
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2A-5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017  [%]

2A-6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-7 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017  [%]

2A-8 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-9 Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 [%]

2A-10 Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-11 Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-13 Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-14 Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-15 Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial [%]

2A-16 Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-17 Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche [MWh / km²]

2A-18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018
[kW / km²]

2A-19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 [ct / kWh]

2A-20 Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche [kWh / m²]

2A-21 Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 [kW /
1000 m²]

2A-22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-
2018 / Waldfläche [kW / km²]

2A-23 Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen
[%]

2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-25 Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche [1
/ Mio. m²]

2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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1A-9 Anstrengungen zur Systemintegration [0-5]

1A-10 Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) [0-5]

1A-11 Hemmnisvermeidung [0-5]

1A-12 Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE [0-5]

1A-13 Bewertung der Landespolitik zur Windenergie [0-5]

1A-14 Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie [0-5]

1A-15 Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie [0-5]

1A-16 Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme [0-5]

2B-1 Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 [%]

2B-2 Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 [%]

2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]

2B-5 Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 [t / Mio. Euro]

2B-6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 [%]

2B-7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) [%]

2B-8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-11 Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 [1 / 100.000
EW]

1B-1 Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017)
[Euro/Mio.Euro]

1B-2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016,
2017) [Euro/Mio.Euro]

1B-3 Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 [%]

1B-4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt [%]

1B-5 Politisches Engagement für EE-Branche [0-5]

1B-6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche [0-5]

1B-7 Förderung der Elektromobilität [0-5]
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Abbildung 8-7: Normierte Einzelindikatoren für Hessen 
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Fernwärme 2016 [%]

2A-4 Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 [%-Punkte]

2A-5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017  [%]

2A-6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-7 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017  [%]

2A-8 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-9 Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 [%]

2A-10 Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-11 Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-13 Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-14 Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-15 Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial [%]

2A-16 Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-17 Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche [MWh / km²]

2A-18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018
[kW / km²]

2A-19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 [ct / kWh]

2A-20 Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche [kWh / m²]

2A-21 Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 [kW /
1000 m²]

2A-22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-
2018 / Waldfläche [kW / km²]

2A-23 Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen
[%]

2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-25 Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche [1
/ Mio. m²]

2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]

2B-5 Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 [t / Mio. Euro]

2B-6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 [%]

2B-7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) [%]

2B-8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-11 Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 [1 / 100.000
EW]

1B-1 Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017)
[Euro/Mio.Euro]

1B-2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016,
2017) [Euro/Mio.Euro]

1B-3 Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 [%]

1B-4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt [%]

1B-5 Politisches Engagement für EE-Branche [0-5]

1B-6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche [0-5]

1B-7 Förderung der Elektromobilität [0-5]
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Abbildung 8-8: Normierte Einzelindikatoren für Mecklenburg-Vorpommern 
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2A-5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017  [%]

2A-6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-7 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017  [%]

2A-8 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-9 Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 [%]

2A-10 Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-11 Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-13 Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-14 Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-15 Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial [%]

2A-16 Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-17 Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche [MWh / km²]

2A-18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018
[kW / km²]

2A-19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 [ct / kWh]

2A-20 Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche [kWh / m²]

2A-21 Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 [kW /
1000 m²]

2A-22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-
2018 / Waldfläche [kW / km²]

2A-23 Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen
[%]

2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-25 Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche [1
/ Mio. m²]

2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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Abbildung 8-9: Normierte Einzelindikatoren für Niedersachsen 
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/ Mio. m²]

2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]

Normierte Indikatoren für Niedersachsen

 



DIW Berlin: Politikberatung kompakt 145 
8 Anhang 

 217 

0,225

0,541

0,627

0,500

0,287

0,751

0,471

0,662

0,639

0,333

0,597

0,611

0,800

0,125

0,057

0,727

0,674

0,526

0,384

0,584

0,063

0,752

0,393

0,203

0,151

0,169

0,277

1,000

0,174

0,683

0,436

1,000

0,506

0,497

0,000 0,200 0,400 0,600 0,800 1,000

1A-1 Energiepolitische Programmatik [0-5]

1A-2 Ziele für Erneuerbare Energien [0-5]

1A-3 Landesenergieagenturen [0-5]

1A-4 Energieberichte und -statistiken [0-5]

1A-5 Informationen über Nutzungsmöglichkeiten EE [0-5]

1A-6 Programme zur Förderung EE [0-5]

1A-7 Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, EE-Anlagen)  [0-5]

1A-8 Akzeptanz des Aubaus Eneuerbarer Energien [%]

1A-9 Anstrengungen zur Systemintegration [0-5]

1A-10 Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) [0-5]

1A-11 Hemmnisvermeidung [0-5]

1A-12 Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE [0-5]

1A-13 Bewertung der Landespolitik zur Windenergie [0-5]

1A-14 Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie [0-5]

1A-15 Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie [0-5]

1A-16 Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme [0-5]

2B-1 Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 [%]

2B-2 Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 [%]

2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]
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Abbildung 8-10: Normierte Einzelindikatoren für Nordrhein-Westfalen 
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2A-18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018
[kW / km²]
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[%]
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Abbildung 8-11: Normierte Einzelindikatoren für Rheinland-Pfalz 
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[kW / km²]
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[%]

2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-
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Abbildung 8-12: Normierte Einzelindikatoren für das Saarland 
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[%]
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Abbildung 8-13: Normierte Einzelindikatoren für Sachsen 
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2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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Abbildung 8-14: Normierte Einzelindikatoren für Sachsen-Anhalt 

0,445

0,098

0,713

0,431

0,719

0,360

0,384

0,074

0,544

0,407

0,539

0,328

0,366

1,000

0,530

1,000

0,037

0,042

0,041

0,223

0,492

0,281

0,249

0,401

0,396

0,830

0,980

0,000 0,200 0,400 0,600 0,800 1,000

2A-1 Primärenergieverbrauch (PEV) EE 2016 / PEV gesamt 2016 [%]

2A-2 Zunahme PEV EE / PEV gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-3 Endenergieverbrauch (EEV) EE 2016 / EEV gesamt ohne Strom und
Fernwärme 2016 [%]

2A-4 Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 [%-Punkte]

2A-5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017  [%]

2A-6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 [%-
Punkte]
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2A-19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 [ct / kWh]
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2A-22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-
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2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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Abbildung 8-15: Normierte Einzelindikatoren für Schleswig-Holstein 
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1A-12 Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE [0-5]

1A-13 Bewertung der Landespolitik zur Windenergie [0-5]

1A-14 Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie [0-5]

1A-15 Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie [0-5]

1A-16 Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme [0-5]

2B-1 Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 [%]

2B-2 Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 [%]

2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]

2B-5 Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 [t / Mio. Euro]

2B-6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 [%]

2B-7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) [%]

2B-8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-11 Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 [1 / 100.000
EW]

1B-1 Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017)
[Euro/Mio.Euro]

1B-2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016,
2017) [Euro/Mio.Euro]

1B-3 Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 [%]

1B-4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt [%]

1B-5 Politisches Engagement für EE-Branche [0-5]

1B-6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche [0-5]

1B-7 Förderung der Elektromobilität [0-5]
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Abbildung 8-16: Normierte Einzelindikatoren für Thüringen 
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2A-1 Primärenergieverbrauch (PEV) EE 2016 / PEV gesamt 2016 [%]

2A-2 Zunahme PEV EE / PEV gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-3 Endenergieverbrauch (EEV) EE 2016 / EEV gesamt ohne Strom und
Fernwärme 2016 [%]

2A-4 Zunahme EEV EE / EEV gesamt ohne Strom und FW 2013-2016 [%-Punkte]

2A-5 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromerzeugung 2017  [%]

2A-6 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromerzeugung 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-7 Stromerzeugung aus EE 2017 / Bruttostromverbrauch 2017  [%]

2A-8 Zunahme Stromerzeugung aus EE / Bruttostromverbrauch 2014-2017 [%-
Punkte]

2A-9 Fernwärmeerzeugung (FW) EE 2016 / FW gesamt 2016 [%]

2A-10 Zunahme FW EE / FW gesamt 2013-2016 [%-Punkte]

2A-11 Windkraft Stromerzeugung 2017 / Windkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-12 Zunahme Windkraft Leistung / Windkraft Leistungspotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-13 Wasserkraft Stromerzeugung 2017 / Wasserkraft Erzeugungspotenzial [%]

2A-14 Zunahme Wasserkraft Leistung / Wasserkraft Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-15 Photovoltaik Stromerzeugung 2017 / Photovoltaik Erzeugungspotenzial [%]

2A-16 Zunahme Photovoltaik Leistung / Photovoltaik Leistungspotenzial 2015-2018
[%-Punkte]

2A-17 Biomasse Stromerzeugung 2017 / Wald- und Landw.-Fläche [MWh / km²]

2A-18 Zunahme Biomassestrom Leistung / Wald- und Landw.-Fläche 2015-2018
[kW / km²]

2A-19 Flexibilitätszahlungen 2017 / Biogas Stromerzeugung 2017 [ct / kWh]

2A-20 Pelletsheizungen Wärmeerzeugung 2018 / Wohnfläche [kWh / m²]

2A-21 Zunahme Pelletsheizungen Wärmeleistung / Wohnfläche 2015-2018 [kW /
1000 m²]

2A-22 Zunahme Hackschnitzel- und handbefeuerte Anlagen Wärmeleistung 2015-
2018 / Waldfläche [kW / km²]

2A-23 Solarwärme Erzeugung 2018 / Solarthermisches Potenzial auf Dachflächen
[%]

2A-24 Zunahme Solar-Kollektorfläche / Dachflächenpotenzial 2015-2018 [%-
Punkte]

2A-25 Zunahme Wärmepumpenanlagen 2017 und 2018 nach MAP / Wohnfläche [1
/ Mio. m²]

2A-26 Energiebedingte CO2-Emissionen 2016 / PEV 2016 [t / TJ]

2A-27 Veränderung der energiebedingten CO2-Emissionen / PEV 2013-2016 [t /
TJ]
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1A-1 Energiepolitische Programmatik [0-5]

1A-2 Ziele für Erneuerbare Energien [0-5]

1A-3 Landesenergieagenturen [0-5]

1A-4 Energieberichte und -statistiken [0-5]

1A-5 Informationen über Nutzungsmöglichkeiten EE [0-5]

1A-6 Programme zur Förderung EE [0-5]

1A-7 Vorbildfunktion des Landes (u.a. Ökostrom, EE-Anlagen)  [0-5]

1A-8 Akzeptanz des Aubaus Eneuerbarer Energien [%]

1A-9 Anstrengungen zur Systemintegration [0-5]

1A-10 Spezielle Maßnahmen im Wärmebereich (einschl. Ordnungsrecht) [0-5]

1A-11 Hemmnisvermeidung [0-5]

1A-12 Bewertung der Landespolitik zur Nutzung EE [0-5]

1A-13 Bewertung der Landespolitik zur Windenergie [0-5]

1A-14 Bewertung der Landespolitik zur Solarenergie [0-5]

1A-15 Bewertung der Landespolitik zur Bioenergie [0-5]

1A-16 Bewertung der Landespolitik zur Erd- und Umweltwärme [0-5]

2B-1 Unternehmen EE 2019 / Unternehmen gesamt 2019 [%]

2B-2 Beschäftigte EE (dir. und indir.) 2016 / Beschäftigte gesamt 2016 [%]

2B-3 Umsatz EE 2017 / BIP 2017 [%]

2B-4 Zunahme Umsatz EE  / BIP 2014-2017 [%-Punkte]

2B-5 Biodiesel Herstellungskapazität 2018 / BIP 2018 [t / Mio. Euro]

2B-6 Zunahme PV-Speicher / Zunahme PV-Kleinanlagen (< 30 kW) 2018 [%]

2B-7 Elektro-Pkw 2018 / Pkw 2018 (BEV, PHEV) [%]

2B-8 Ladepunkte für Elektrofahrzeuge 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-9 Wasserstoff-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-10 Biogas-Tankstellen 2019 / Pkw 2018 [1 / Mio. Kfz]

2B-11 Patentanmeldungen EE 2015-2018 / 100.000 Einwohner 2017 [1 / 100.000
EW]

1B-1 Ausgaben für F&E  EE Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016, 2017)
[Euro/Mio.Euro]

1B-2 Ausgaben für F&E  Systemintegration Mittelwert (2016, 2017) / BIP (2016,
2017) [Euro/Mio.Euro]

1B-3 Studiengänge EE 2019 / Studiengänge gesamt 2019 [%]

1B-4 Klimaschutzschulen 2018 / Schulen gesamt [%]

1B-5 Politisches Engagement für EE-Branche [0-5]

1B-6 Ansiedlungsstrategie für EE-Branche [0-5]

1B-7 Förderung der Elektromobilität [0-5]
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